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EDITORIAL

Wie hat sich der materielle  
Lebensstandard während der  
COVID-19-Pandemie entwickelt?  
Ein evidenzbasierter Rückblick

Judith Derndorfer, Tamara Premrov, Matthias Schnetzer*

ZUSAMMENFASSUNG
Der Ausbruch der COVID-19-Pandemie im Frühjahr 2020 hat die Weltwirtschaft erschüt-
tert und in vielen Ländern zu sozialen Verwerfungen geführt. Doch detaillierte empirische 
Befunde über die Entwicklung von Einkommensungleichheit oder Armutsbetroffenheit in 
Österreich gibt es erst seit Kurzem, da die Verfügbarkeit von Echtzeitdaten zur sozialen 
Lage in Österreich stark begrenzt ist. Die schon vor der Gesundheitskrise bestehenden und 
dokumentierten Ungleichheiten dienten oft als einzige Anhaltspunkte, um die Auswir-
kungen der Krise sowie der sozial- und wirtschaftspolitischen Maßnahmen bewerten und 
einordnen zu können. Darüber hinaus waren vereinzelte Stichprobenerhebungen wie das 
„Austrian Corona Panel Project“ der Universität Wien und „So geht’s uns heute“ von Statis-
tik Austria wichtige Informationsquellen über Veränderungen der sozialen Lage während 
der Pandemie. Mit den im April 2023 publizierten Daten aus dem EU-SILC 2022 sind nun 
fundierte retrospektive Analysen möglich, da diese Erhebung auch die Grundlage für offi-
zielle Statistiken zu Armut und Einkommensungleichheit in Österreich bildet. Die neuen 
Daten ermöglichen einen Rückblick auf die Entwicklung sozialer Ungleichheiten sowie 
eine evidenzbasierte Bewertung der Krisenpolitik. 

SCHLÜSSELBEGRIFFE
COVID-19, Armut, Einkommensungleichheit, Vermögen, Umverteilung

DOI
10.59288/wug492.206

*	 Editorials in „Wirtschaft und Gesellschaft“ spiegeln die Debatte und Positionierung der wirtschaftswissenschaft-
lichen Abteilung der AK Wien zu aktuellen wirtschaftspolitischen Fragestellungen wider. Als Autor:innen sind die 
Verfasser:innen des Entwurfs des Editorials genannt.
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Kaum zwei Wochen nach dem ersten Lockdown wurde das „Austrian Corona Panel Project“ 
(ACPP) ins Leben gerufen und bis Februar 2023 in 34 Befragungswellen als Panelerhebung 
durchgeführt. Dieser Initiative eines interdisziplinären Teams von Wissenschafter:innen ist 
es zu verdanken, dass es schon in der Frühphase der Pandemie erste Einschätzungen zur Ent-
wicklung der Haushaltseinkommen gab. In diesen Monaten mussten Arbeitnehmer:innen in 
Kurzarbeit moderate, Personen mit Jobverlust jedoch kräftige Einkommensverluste hinneh-
men, da die Arbeitslosigkeit trotz des zügig von Regierung und Sozialpartnern ausgearbeite-
ten Kurzarbeitsmodells auf den höchsten Stand der Nachkriegszeit kletterte. Bereits im April 
2020 zeigten die ACPP-Daten einen Anstieg der Zahl jener Haushalte, die mit einem sehr nied-
rigen Haushaltseinkommen von unter 1.100 Euro pro Monat auskommen mussten (Kalleitner/
Schiestl 2020). Bis September 2020 meldeten vermehrt auch Haushalte in der Mitte und am 
oberen Ende der Einkommensverteilung Einkommensverluste, besonders Selbstständige wa-
ren betroffen (Resch 2020). Diese Indizien aus der gut 1.500 Respondent:innen zählenden Er-
hebung waren sehr wertvoll, aber nicht dafür ausgelegt, belastbare Zahlen zur Evaluierung 
politischer Maßnahmen bereitzustellen.

Zudem erhebt auch Statistik Austria seit Ende 2021 jedes Quartal Daten mit Fokus auf Einkom-
mensveränderungen und finanzielle Schwierigkeiten. Während Ergebnisse aus großen Haus-
haltsbefragungen aufgrund intensiver Datenarbeit zur Qualitätssicherung oft mit großer 
Zeitverzögerung veröffentlicht werden, sollten Auswertungen aus dem sogenannten „SILC
express: So geht’s uns heute“ zeitnah ermöglicht werden. Diese Erhebung lieferte aussagekräf-
tige Informationen über die aktuelle soziale Lage inmitten der Krise und half somit bei der 
Früherkennung sozialer Problemlagen. In der ersten Welle der Befragung wurden rund 7.500 
Personen mittels geschichteter Wahrscheinlichkeitsstichprobe ausgewählt, womit die Ergeb-
nisse repräsentativ für die in Österreich lebende Bevölkerung zwischen 16 und 69 Jahren wa-
ren. Die Panelerhebung wurde bis dato in sechs Wellen (Q4 2021 bis Q1 2023) durchgeführt.

Angesichts der kürzlich veröffentlichten Daten aus dem EU-SILC 2022 unternimmt dieses Edi-
torial eine Rückschau auf die Veränderung der sozialen Lage während der COVID-19-Pande-
mie mit besonderem Fokus auf Armutsbetroffenheit, Einkommensungleichheit, Vermögens-
konzentration und Präferenzen in der Bevölkerung für Umverteilungsmaßnahmen.

Soziale Sicherungssysteme in der Krise

Der Sozialstaat bzw. dessen Ausgestaltung ist in der politischen Arena stark umkämpft. Wäh-
rend neoliberale Kräfte regelmäßig einen Rückbau sozialstaatlicher Leistungen fordern, 
möchten progressive Akteur:innen den Sozialstaat ausbauen und inklusiver gestalten. Öster-
reich ist ein im internationalen Vergleich gut ausgebauter Sozialstaat, der die unmittelbaren 
sozialen Folgen der Corona-Krise besser als viele andere Länder abfedern konnte. Dafür sorg-
ten das umfassende Gesundheits- und Sozialversicherungswesen, aber auch zusätzliche Maß-
nahmen wie das viel beachtete Kurzarbeitsmodell. Die von Neoliberalen gebetsmühlenhaft 
vorgetragene Kritik am umfassenden Sozialstaat, etwa am Beispiel der vielen Spitalsbetten, 
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entpuppte sich als kurzsichtig und verstummte in den ersten Wochen der Pandemie rasch. 
Aber es zeigten sich auch Ungleichheiten und Leerstellen in der Abdeckung durch soziale Si-
cherungssysteme, etwa bei der unterschiedlichen Absicherung von Arbeitslosen und Kurz-
arbeitenden, bei Mehrfachbelastungen von Frauen oder bei prekär Beschäftigten. Eine detail-
lierte Analyse zum österreichischen Sozialstaat in der COVID-19-Krise wurde als Editorial in 
Wirtschaft und Gesellschaft 46 (4) veröffentlicht (Wirtschaft und Gesellschaft 2020). 

Die COVID-19-Pandemie offenbarte auch Lücken in den sozialen Sicherungsnetzen bei 
(Schein-)Selbstständigen und Ein-Personen-Unternehmen. Für viele wurden die wirtschaft-
lichen Einschränkungen auf dem Höhepunkt der Pandemie angesichts ihrer mangelnden so-
zialen Absicherung zu einer existenziellen Gefahr. Diese Situation offenbarte eine Mischung 
aus Lücken im Sozialversicherungswesen, unzureichender Beteiligung an den vorhandenen 
freiwilligen Sicherungssystemen und einer mangelnden Interessenvertretung. Zwar haben 
freie Dienstnehmer:innen grundsätzlich Anspruch auf Krankengeld, jedoch reicht die oft 
geringe Versicherungsleistung aufgrund der niedrigen Grundvergütung (zum Beispiel bei 
Essenszusteller:innen) kaum aus. Maßnahmen wie Arbeitslosengeld oder Kurzarbeit griffen 
bei Selbstständigen nicht, auch weil viele die grundsätzliche Möglichkeit einer freiwilligen 
Arbeitslosenversicherung nicht in Anspruch genommen hatten. Um die Einkommenseinbu-
ßen von Selbstständigen durch die Pandemie abzufedern, wurde von der Regierung ein Härte-
fall-Fonds ins Leben gerufen, der allerdings im Verlauf der Pandemie mehrmals nachgeschärft 
werden musste.

Armut wieder gestiegen

Mit den kürzlich veröffentlichten Daten der Statistik Austria (2023) zu Einkommen und Le-
benssituation der österreichischen Bevölkerung (EU-SILC) lässt sich der Anstieg der Armuts-
betroffenheit während der COVID-19-Krise nun erstmals quantifizieren. Bei der Interpreta-
tion der EU-SILC-Erhebungen ist allerdings zu beachten, dass Informationen zur materiellen 
Deprivation aus dem Erhebungsjahr, die Einkommensdaten aber aus dem Vorjahr stammen. 
Somit misst der jüngst publizierte EU-SILC 2022 zwar die materielle Deprivation im Jahr 2022, 
aber die anhand der Einkommen gemessene Armutsgefährdung bezieht sich auf das Jahr 2021. 
Die veröffentlichten Zahlen bestätigen, was Expert:innen bereits vermutet hatten, nämlich 
dass die Armutsbetroffenheit leicht zugenommen hatte und jene Bevölkerungsgruppen, die 
schon vor der Krise ein hohes Armutsrisiko hatten (z. B. Arbeitslose, Menschen nichtösterrei-
chischer Herkunft und Ein-Eltern-Familien), am stärksten betroffen waren (Heitzmann 2020).

Aus der EU-SILC-Befragung werden drei Kennzahlen zur Armut erhoben. Die Armutsge-
fährdungsquote bezieht sich auf das relative Einkommen eines Haushaltes. Liegt dieses unter 
der Armutsgefährdungsschwelle – im Jahr 2021 betrug diese 1.392 Euro pro Monat für einen 
Ein-Personen-Haushalt (12-mal jährlich und bezogen auf das Nettoeinkommen inklusive öf-
fentlicher und privater Transfers) –, so gelten der Haushalt und seine Mitglieder als armuts-
gefährdet. Während es in den Jahren vor der COVID-19-Krise einen sinkenden Trend in der 
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Armutsgefährdungsquote gab, ist diese in der Krise wieder angestiegen. Im Jahr 2021 lebten 
14,8 % der Bevölkerung, also 1,3 Millionen Menschen, unter der Armutsgefährdungsschwelle. 
2020, im ersten Corona-Krisenjahr, waren es ähnlich viele, nämlich 14,7 %, vor der Pandemie 
(2019) noch 13,9 %. Da die Armutsgefährdungsquote ein relatives Maß ist und die Veränderun-
gen daher meist gering ausfallen, ist der Anstieg um fast einen Prozentpunkt bemerkenswert 
groß. Dass sich die soziale Lage während der Krise verschärft hat, sieht man auch am Anstieg 
in der Armutsgefährdungslücke. Betrug die Differenz zwischen dem durchschnittlichen Ein-
kommen der Armutsgefährdeten und der Armutsgefährdungsschwelle 2020 noch 22 %, waren 
es 2021 bereits 24 %. Das sind bei einem Ein-Personen-Haushalt monatlich 333 Euro (Statistik 
Austria 2023). 

Tabelle 1: Überblick über die Betroffenheit von Armut oder Ausgrenzung in Österreich, 2021

Armutsgefährdung Erhebliche  
materielle und  

soziale Deprivation

Geringe  
Erwerbsintensität

Armuts- oder  
Ausgrenzungs- 

gefährdung

Männer 466.000 13 % 70.000 2 % 144.000 6 % 551.000 16 %

Frauen 533.000 14 % 95.000 3 % 142.000 6 % 651.000 18 %

Kinder 316.000  19 % 36.000 2 % 77.000 5 % 353.000 22 %

Gesamt 1.314.000 15 % 201.000 2 % 363.000 6 % 1.555.000 18 %

Quelle: Statistik Austria (2023)

Ein alternatives Maß ist die materielle und soziale Deprivation, bei der anhand von 13 Merk-
malen abgefragt wird, ob sich Menschen bestimmte Güter oder Aktivitäten, die zu einem gu-
ten Leben dazugehören, leisten können. 2022 waren 5 % der Bevölkerung depriviert (5 von 13 
Merkmalen) und 2 % erheblich depriviert (7 von 13 Merkmalen). Das sind 460.000 bzw. 201.000 
Personen in Österreich. Während der COVID-19-Krise im Jahr 2021 waren es 4 % bzw. 2 % der 
Bevölkerung (Statistik Austria 2022). 19 % konnten sich keine unerwarteten Ausgaben leisten, 
5 % waren mit Zahlungen im Rückstand, 6 % konnten es sich nicht leisten, zumindest einmal im 
Monat Freund:innen oder Familie zum Essen einzuladen, und 12 % konnten aus finanziellen 
Gründen nicht auf Urlaub fahren.

Das dritte Maß, das von Statistik Austria erhoben wird, ist die geringe Erwerbsintensität. Die-
se liegt vor, wenn von den erwerbsfähigen Haushaltsmitgliedern weniger als 20 % des maximal 
möglichen Erwerbspotenzials (also wenn alle Mitglieder, die nicht in Ausbildung oder Pension 
sind, Vollzeit arbeiten würden) ausgeschöpft wird. Im ersten Corona-Krisenjahr ist der An-
teil der Haushalte mit 7 % konstant geblieben, im Jahr 2021 ist er durch die positive Entwick-
lung auf dem Arbeitsmarkt leicht auf 6 % gesunken. Dennoch waren in Österreich immer noch 
363.000 Personen betroffen. 

Als armuts- oder ausgrenzungsgefährdet gelten jene Personen, auf die zumindest eine dieser 
drei Kennzahlen zutrifft. In Österreich waren das im Jahr 2021 18 %, also 1,6 Millionen Men-
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schen. Die Zahl ist damit im Vergleich zum Vorkrisenjahr um einen Prozentpunkt gestiegen. 
Bei der Interpretation der Ergebnisse ist erneut auf die zeitliche Ungenauigkeit, die sich aus 
den unterschiedlichen Erfassungszeiträumen für materielle Deprivation und Einkommens-
daten ergibt, zu achten. 

Am stärksten betroffen waren jene Bevölkerungsgruppen, die bereits zuvor überproportional 
häufig armuts- oder ausgrenzungsgefährdet waren. Unter Arbeitslosen und besonders Lang-
zeitarbeitslosen sowie Ein-Eltern-Haushalten waren es mehr als 50 %. Unter Haushalten mit 
nichtösterreichischer Staatsbürgerschaft, allen voran unter jenen aus Drittstaaten, waren es 
47  % und unter Haushalten mit mehr als drei Kindern 30  %. Unter Personen in Haushalten, 
die ihr Haupteinkommen aus Sozialleistungen beziehen, waren sogar 59 % armuts- oder aus-
grenzungsgefährdet. Dies verdeutlicht die Dringlichkeit, Sozialleistungen auf ein armuts-
festes Niveau zu heben. Bei den Selbstständigen, die sich meist außerhalb von sozialen Siche-
rungssystemen bewegen, ist die Betroffenheit von 15 % auf 19 % gestiegen. Frauen sind öfter 
armuts- oder ausgrenzungsgefährdet als Männer. Bei alleinlebenden Pensionist:innen ist der 
Geschlechterunterschied besonders deutlich: Während unter den alleinlebenden Frauen 28 % 
armuts- oder ausgrenzungsgefährdet sind, sind es unter den Männern mit Pensionsbezug nur 
19 %. 

Besonders besorgniserregend und einer Chancengleichheit entgegenstehend ist das Problem 
der Kinderarmut. 353.000 Kinder wachsen in einem von Armut oder Ausgrenzung gefährde-
ten Haushalt auf, somit ist etwa jedes fünfte Kind (22 %) davon betroffen. Der Anteil bei den 
0- bis 17-Jährigen ist also höher als in allen anderen Altersgruppen. 19 % der Kinder leben unter 
der Armutsgrenze, und 4 %, also 64.000 Kinder, sind mehrfach ausgrenzungsgefährdet – auf 
sie treffen also zumindest zwei der drei Armutsmaße zu. Kinder, die in Armut aufwachsen, 
haben eine deutlich höhere Wahrscheinlichkeit, auch im Erwachsenenleben von Armut und 
Ausgrenzung betroffen zu sein. Aufgrund der durch die Schulschließungen bedingten Bil-
dungsrückstände wird es für diese Kinder besonders schwierig, die Armutsspirale zu durch-
brechen (Volkshilfe 2020).

Einkommensverluste bei vulnerablen Gruppen

Im Rahmen von „SILCexpress: So geht’s uns heute“ wurde erhoben, ob sich das Haushalts-
einkommen der Respondent:innen in den vergangenen zwölf Monaten verändert hat. In der 
ersten Welle im vierten Quartal 2021 gaben rund 34 % der Befragten an, dass sich das Haus-
haltseinkommen verringert habe. Von diesen Haushalten führte jeder Dritte sogar an, dass 
das Haushaltseinkommen viel weniger geworden sei. Die Ergebnisse der fünften Welle ein 
Jahr später zeigten, dass sich der Anteil jener mit Einkommensverlusten geringfügig auf rund 
36  % erhöht hat. Etwa 14  % der Befragten gaben an, deutliche Einkommensverluste wahrge-
nommen zu haben (BMSGPK 2023). Personen in Haushalten mit geringem Einkommen oder 
von Arbeitslosigkeit Betroffene nahmen deutlich häufiger einen Einkommensverlust wahr als 
der Durchschnitt in der Bevölkerung. Die Befragten wurden zudem noch nach den Ursachen 
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für die Einkommensveränderung gefragt. Ende 2021 waren noch verringerte Arbeitszeit und/
oder weniger Lohn die Hauptursache für Einkommenseinbußen (28 %), was vermutlich auf die 
Corona-Kurzarbeit zurückzuführen ist. Ein Jahr später nannten nur mehr 14 % Veränderun-
gen bei Arbeitszeit oder Lohn als Hauptursache. Ein zunehmender Anteil der Befragten sah 
hingegen einen Zusammenhang zwischen ihren subjektiv wahrgenommenen Einkommens-
verlusten und der steigenden Inflation. Während Ende 2021 rund 14 % aller Befragten angaben, 
laufende Haushaltsausgaben nur mit Schwierigkeiten tätigen zu können, lag der Anteil ein 
Jahr später leicht erhöht bei 17 % (was hochgerechnet etwas mehr als einer Million Menschen 
entspricht). Der Anteil war besonders hoch bei Haushalten mit niedrigen Haushaltseinkom-
men (Q4 2022: 47 %) oder die von Arbeitslosigkeit betroffen waren (Q4 2022: 37 %) (BMSGPK 
2023). 

Die „Values in Crisis“-Erhebung, die im Mai 2020, März 2021 und Juni 2022 von den Universi-
täten Graz, Salzburg und Linz durchgeführt wurde (Aschauer et al. 2021), zeigt auf, dass auch 
die Unzufriedenheit mit der finanziellen Situation im Zeitverlauf stieg. Hier wurden die Be-
fragten gebeten, ihre Zufriedenheit mit der finanziellen Situation auf einer 10-Punkte-Skala 
(1 = überhaupt nicht zufrieden; 10 = völlig zufrieden) anzugeben. In der ersten Erhebungswelle 
gaben knapp 6 % an, überhaupt nicht zufrieden zu sein. Dieser Anteil erhöhte sich in der zwei-
ten Welle geringfügig auf 7 % und erreichte im Juni 2022 mit fast 9 % den Höchstwert. Weiters 
wurde auch abgefragt, wie schwer oder leicht das Auskommen mit dem Haushaltseinkommen 
zum Erhebungszeitpunkt bzw. vor der Corona-Krise war. Hier zeigt sich, dass zu Beginn der 
Corona-Krise etwa 16 % eine Verschlechterung konstatierten und dieser Anteil sich auf 38 % im 
Juni 2022 erhöhte. Besonders stark war die Veränderung im unteren Einkommensdrittel aus-
geprägt. In der dritten Welle gab beinahe die Hälfte der Befragten in Haushalten mit niedrigen 
Einkommen an, dass das Auskommen nun schwieriger als vor der Corona-Krise sei.

Trotzdem ist festzuhalten, dass die Lohnentwicklung durch die breite Abdeckung von Kollek-
tivverträgen auch in den Pandemiejahren 2020 und 2021 relativ stabil gehalten werden konn-
te. Während die Wertschöpfung 2020 real um 6,5 % zurückging, erhöhten sich die Bruttolöhne 
und Gehälter pro Kopf um 0,8 %. Im Jahr 2021 sanken die Löhne und Gehälter jedoch real um 
0,3 %, während das Bruttoinlandsprodukt um 4,6 % stieg. Die bereinigte Lohnquote gemessen 
am Nettonationaleinkommen sank somit im Vergleich zum Vorkrisenniveau von 69,2  % im 
Jahr 2019 leicht auf 68,6 % im Jahr 2021.

Vermögenskonzentration bleibt weiterhin hoch

Die Datenlage zur Vermögensverteilung war schon vor der COVID-19-Pandemie unzureichend 
und in Österreich nur vom „Household Finance and Consumption Survey“ (HFCS) der Euro-
päischen Zentralbank abgedeckt. Die mittlerweile vierte Erhebungswelle des HFCS fand von 
Mai 2021 bis Februar 2022 statt und wurde im Juni 2023 präsentiert. Diese Erhebung beruht 
auf freiwilliger Teilnahme, was die Durchführung mitten in der Pandemie erschwerte und 
die Datenqualität vor allem am oberen Rand erheblich schwächt. Die Daten können also nur 
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bedingt Aufschluss über die Entwicklung der Vermögensungleichheit in den letzten Jahren 
geben, es fehlt weiterhin eine umfangreiche Erfassung beispielsweise durch ein Vermögens-
kataster. Einschätzungen auf Basis journalistisch recherchierter Reichenlisten legen nahe, 
dass sich die Vermögenskonzentration sogar weiter verschärft haben könnte. Laut Analyse 
der Nichtregierungsorganisation Attac mit aktuellen Reichenlisten von Forbes, Vermögens-
magazin und Trend hat sich das Vermögen der 100 reichsten Familien im Jahr 2021 um 14 % 
bzw. um 25 Milliarden auf 205 Milliarden Euro erhöht. Vor allem Milliardär:innen konnten 
Zugewinne von 28 % bzw. 19 Milliarden Euro verbuchen (Attac 2021).

Extrem reiche Personen waren schon in früheren HFCS-Erhebungswellen nicht abgedeckt, 
weshalb Vermögensveränderungen bei den Überreichen auch in den jüngst von der Oester-
reichischen Nationalbank publizierten Verteilungsmaßen nicht abgebildet sind – im Gegen-
teil, es haben sogar weniger reiche Menschen am HFCS 2021 teilgenommen als in früheren 
Wellen. Bemerkenswert ist allerdings die mitten in der Pandemie veröffentlichte Studie der 
Oesterreichischen Nationalbank (OeNB), wonach das reichste 1  % der Bevölkerung in Öster-
reich bis zu 50 % des gesamten Nettovermögens besitzen könnte, wenn man die Spitze der Ver-
mögensverteilung zu den lückenhaften Befragungsdaten hinzuschätzt (Kennickell et al. 2021). 
Die Ergebnisse decken sich mit verwandten Arbeiten (Heck et al. 2020; Disslbacher et al. 2020) 
und zeigen eine schon vor COVID-19 demokratiegefährdende und die Klimakrise befeuernde 
Schieflage bei den Vermögen.

Die vorhandenen Informationen über Struktur und Höhe der Vermögen entlang der Vertei-
lung deuten jedenfalls nicht darauf hin, dass sich die Vermögenskonzentration während der 
Pandemie entspannt haben könnte. Während die negativen Folgen der Gesundheitskrise auf 
Realwirtschaft und Arbeitsmarkt für mehrere Quartale anhielten, erholten sich die Finanz-
märkte relativ schnell, und der drastische Anstieg der Immobilienpreise setzte sich in dieser 
Zeit weiter fort. Vor dem Hintergrund, dass sich Wertpapiere und (vermietbarer) Immobilien-
besitz vor allem am oberen Ende der Vermögensverteilung häufen, während der Vermögens-
aufbau für die breite Masse vom Arbeitseinkommen abhängt, ist von einem Anstieg der Un-
gleichheit auszugehen.

Menschen wünschen sich stärkere Umverteilung

Die Verdeutlichung der gesellschaftlichen Ungleichheit hat sich in der Krise auch auf die so-
zialpolitischen Präferenzen der Bevölkerung ausgewirkt. Die bereits erwähnte Online-Umfra-
ge „Values in Crisis“ hat ergeben, dass sich in der Corona-Krise ein Großteil der Bevölkerung 
dafür aussprach, den Sozialstaat aufgrund der Erfahrungen aus der Krise auszubauen. Dieser 
Zuspruch zieht sich über alle Einkommensgruppen und besteht, obwohl in der Fragestellung 
deutlich wird, dass dies zu einem Anstieg der Staatsschulden führen könnte. Jede:r dritte Be-
fragte zählt Armutsbekämpfung zu den drei wichtigsten Prioritäten, die von der Politik ge-
setzt werden sollten. 
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In der Krise gab es jedoch nicht nur eine Mehrheit für die Unterstützung der Notleidenden 
in der Gesellschaft, sondern auch für eine stärkere Besteuerung hoher Einkommen und Ver-
mögen. Auf dem Höhepunkt der Krise im Jahr 2020 sprachen sich 58 % klar für mehr Umver-
teilung durch den Staat aus und wollten hohe Einkommen stärker besteuern. Die Zustimmung 
zur Einführung einer Erbschaftsteuer war mit 63 % noch höher, wobei sich die Mehrheit für 
sehr hohe Freigrenzen aussprach (Derndorfer et al. 2023). Auch in vergleichbaren Umfragen 
fällt die Zustimmung zu vermögensbezogenen Steuern hoch aus und schwankt im Falle der 
Erbschaftsteuer zwischen 48 % (Zandonella/Schönherr 2023) und 70 % (IFES 2023) sowie zwi-
schen 54 % (Profil 2021) und 70 % (IFES 2023) im Falle der Vermögensteuer.

Auch schon vor der Krise gab es in Österreich viel Zustimmung zur Verringerung von Einkom-
mensungleichheiten, Unterstützung für Arme und einer progressiven Besteuerung (Haller et 
al. 2015). Die Panel-Befragung in „Values in Crisis“ hat gezeigt, dass der Zuspruch für umver-
teilende Maßnahmen auf dem Höhepunkt der Krise stärker als in der letzten Befragungswelle 
im Sommer 2022 war. Gründe dafür könnten darin liegen, dass die gesellschaftliche Schieflage 
in einer akuten Krisenzeit stärker im Bewusstsein der Menschen ist und auch die eigene (mög-
liche) Betroffenheit eine wichtige Rolle spielt (Derndorfer et al. 2023).

Fazit 

Die soziale Lage in Österreich hat sich während der COVID-19-Pandemie vor allem für die vul-
nerablen Gruppen verschlechtert. Neu veröffentlichte Daten zeichnen nun ein fundierteres 
Bild darüber, wie sich Armut und Einkommensungleichheit in den Jahren der Wirtschaftskri-
se und der Arbeitsmarktverwerfungen entwickelt haben. Dabei zeigt sich, dass die wirtschafts-
politischen Maßnahmen der Regierung die objektiv gemessenen und subjektiv empfundenen 
Notlagen nur mäßig abfedern konnten. Allerdings dürften die gut ausgebauten Institutionen 
des Sozialstaates, etwa das Sozialversicherungswesen, die Kollektivverträge und sozialpart-
nerschaftlich abgestimmte Soforthilfen, noch schlimmere Folgen verhindert haben.

Es bleibt allerdings die Erkenntnis aus der Pandemie, dass der Sozialstaat in Österreich an ver-
schiedenen Stellschrauben noch erheblichen Nachbesserungsbedarf hat. In einem der reichs-
ten Länder der Welt ist es nicht hinnehmbar, dass Erwachsene und vor allem Kinder von Ar-
mut betroffen oder armutsgefährdet sind. Das unbestrittene Ziel der Sozialpolitik muss eine 
Null-Armut-Strategie sein, um zumindest unmittelbar Kinderarmut völlig abzuschaffen. Dazu 
braucht es eine breite Maßnahmenpalette von einer Kindergrundsicherung über höhere Un-
terstützungsleistungen bei Arbeitslosigkeit und bessere Qualifizierungsangebote als Ausweg 
aus der Niedriglohnbeschäftigung bis hin zu tatsächlich existenzsichernden Hilfsleistungen 
für alle, die in schweren Lebenslagen Unterstützung der öffentlichen Hand benötigen.

Die Vorzüge eines gut ausgebauten Gesundheits- und Sozialwesens haben sich in der Krise ge-
zeigt, wobei auch einige Lücken im sozialen Netz offengelegt wurden. Ein weiterer Ausbau vor 
allem in den Bereichen Pflege, Kinderbetreuung und Armutsbekämpfung ist die Vorausset-
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zung für einen krisenfesten, wohlstandssichernden Sozialstaat der Zukunft. Eine Quelle für 
die Finanzierung dieser gesellschaftlich notwendigen Leistungen sind die bislang unangetas-
teten Vermögen, die während der COVID-Pandemie weiter gestiegen sind. Faire Steuerbeiträ-
ge aus sehr großen Vermögen und Erbschaften finden in der Bevölkerung hohe Zustimmung 
und scheitern lediglich am politischen Willen der Entscheidungsträger:innen. Progressive 
vermögensbezogene Steuern sollen nicht nur einen Beitrag zur Null-Armut-Politik leisten, 
sondern können gleichzeitig eine Null-Milliardär:innen-Politik verfolgen, die die Vermögens-
konzentration mit ihren negativen Auswirkungen auf die Demokratie und die Klimakrise 
drastisch reduziert.
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„Österreich galt immer als Land mit wenig ausgeprägter Wettbewerbsfreudigkeit  
und einem starken Hang zu protektionistischen Maßnahmen, sei es durch Vereinbarungen 
von Unternehmen oder durch die Einschaltung der Verbände und des Staates“  
(Suppanz in Nowotny et al. 1978, 366).

1.  Einleitung

Empirische Untersuchungen zeigen eine Zunahme der Macht von Unternehmen in Nord-
amerika und Europa (z. B. Akcigit et al. 2021; IMF 2019). Eine Diskussion der mittlerweile um-
fangreichen und teils widersprüchlichen Evidenz sowie der konzeptuellen Grundlagen von 
Unternehmensmacht erfolgt in Teil 1 dieses Aufsatzes (Reiner/Bellak 2023). Daran anschlie-
ßend stellt sich die Frage, ob dieser globale Befund auch für Österreich zutrifft. Bemerkens-
werterweise gibt es zu dieser für die österreichische Wirtschaftspolitik zentralen Frage nur 
sehr wenige Studien, und diese berücksichtigen aufgrund ihres Publikationsjahres nicht auf 
die neuere Literatur. 

In den folgenden empirischen Analysen wird primär auf die Länder Belgien, Italien und 
Deutschland Bezug genommen, weil zu diesen Ländern eine Reihe von Untersuchungsergeb-
nissen über einen längeren Zeitraum vorliegen. Darüber hinaus zeigen bisherige Analysen 
strukturelle Unterschiede zwischen den Markups in diesen Ländern, wodurch eine Validi-
tätsprüfung der hier präsentierten Ergebnisse ermöglicht wird. Letztlich sei noch angemerkt, 
dass diese vier Staaten ein vergleichbares Entwicklungsniveau und eine relativ ähnliche Wirt-
schafts- und Institutionenstruktur aufweisen (Hall/Soskice 2001; Peck/Theodore 2007).

Der Aufsatz ist wie folgt aufgebaut: Kapitel zwei gibt einen systematischen Überblick über 
die empirischen Studien zum Thema Wettbewerbsintensität in Österreich, wobei die älteste 
der berücksichtigten Studien aus dem Jahr 1951 stammt und die jüngste von 2016. Das darauf-
folgende Kapitel enthält die Ergebnisse unserer empirischen Analyse zu den erwähnten drei 
Ländern und setzt diese mit Resultaten zu Österreich, soweit sie in rezenten internationalen 
Studien publiziert wurden, in Bezug. Ebenfalls in Kapitel drei wird der Indikator der Markups 
als Maß für Monopolmacht diskutiert. Kapitel vier ergänzt diese Analyse mit zusätzlichen 
Indikatoren der Unternehmensmacht für Österreich, um dem umfassenderen Konzept von 
ökonomischer Macht ein Stück weit gerecht zu werden (siehe die konzeptuelle Diskussion in 
Reiner/Bellak 2023). Ein Resümee fasst Hauptergebnisse zusammen und zieht wirtschaftspoli-
tische Schlussfolgerungen.

2. � Empirische Studien zur Wettbewerbsintensität  
in Österreich: Konzentration und Markups

Im Folgenden werden empirische Studien zur Wettbewerbsintensität in Österreich beschrie-
ben (vgl. Tabelle 1). Dabei fällt zunächst deren geringe Anzahl auf. Nowotny et al. haben im Jahr 
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1978 eine große Untersuchung zur Wettbewerbsintensität der österreichischen Wirtschaft 
des Ludwig Boltzmann Institutes für Wachstumsforschung vorgelegt. Im Vorwort wurde 
Folgendes erwähnt: „Die vorliegenden Studien stellen den – meines Wissens nach – ersten 
Versuch dar, ein umfassendes Bild des für die österreichische Wirtschaft charakteristischen 
‚Wettbewerbsklimas‘ zu erarbeiten“ (Nowotny et al. 1978, I). Seit dieser Untersuchung sind 45 
Jahre vergangen. Vorschläge und Versuche, die gesamtwirtschaftliche Wettbewerbsintensi-
tät der österreichischen Wirtschaft detaillierter zu messen, wurden schließlich von Janger 
(2009), Böheim (2006) und Aiginger (2009) präsentiert. Böheim (2006, 50) bezieht sich zwar auf 
die auf Janger (2006) zurückgehenden Wettbewerbsindikatoren zur Identifizierung von Sek-
toren mit geringer Wettbewerbsintensität,1 jedoch verblieb dies in der konzeptuellen Phase. 
Selbst im Jahr 2009 musste Janger (2009, 14) konstatieren, dass „[d]ie Wettbewerbsintensität 
in Österreich […] derzeit nur rudimentär bestimmt werden [kann] […].“ Ebenfalls im Jahr 2009 
berichtete das WIFO, dass Österreich hinsichtlich der Wettbewerbsintensität (gemessen an 
zwölf Indikatoren)2 nur an „11. Stelle unter 29 Ländern“ lag und „vor allem im Dienstleistungs-
bereich erhebliche Liberalisierungsdefizite“ aufwies.

Tabelle 1: Empirische Studien zu Themen der Marktmacht in Österreich seit dem Zweiten 
Weltkrieg (geordnet nach Publikationsjahr)

Autor:innen Zentraler Fokus
(M = Marktmacht; K = 
Konzentration; W = Wett-
bewerbsintensität; G = 
Markup; R = Regulierung)

Analyseebene(n)
(1 = Unternehmen; 2 = Branche 
bzw. Sektor; 3 = Gesamtwirt-
schaft)
Länder
Datenbasis

Methode  
und Zeitraum

Johnstone (1951) Kartelle AT 1951

WIFO (1963a) K
Betriebskonzentration (Be-
schäftigte)

2
AT
Monatliche Statistik der Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft, 
Sektion Industrie

Gini-Koeffizient
1947, 1952, 1962

WIFO (1963b) K
Produktionskonzentration

2
AT
Statistik des österreichischen Statis-
tischen Zentralamtes

Konzentrationsrate (Anzahl der 
Erzeuger)
1960 und 1956–60

Nowotny/Guger/
Suppanz/Walther 
(1978)

K, M, W 1
AT

„Momentaufnahme“ 
Deskriptiv und Regressionsana-
lyse zur Erklärung der Preisver-
änderungen

1	 Aiginger (2009) führt dazu aus: „Es ist Böheim zuzustimmen, dass für die Branchen, für die es Anzeichen geringer 
Wettbewerbsintensität gibt, nach dänischem Vorbild Marktanalysen durchzuführen sind. Die Indikatoren sind mit 
Sonderauftrag an Statistik Austria (oder durch gesetzlichen Auftrag!) verfügbar zu machen, die Sektoren, in denen 
die Inflation 2008 höher war als im Ausland, würden nach diesen Kriterien wahrscheinlich vorweg als Problemsek-
toren aufscheinen.“ Jedoch wurde dieser Vorschlag unseres Wissens nach nie umgesetzt.

2	 Diese stammen teilweise aus qualitativen Einschätzungen von Führungskräften, teilweise aus Daten über Zeit und 
Kosten von Betriebsgründungen, die Häufigkeit von Förderungen und Subventionen, die Höhe und Persistenz von 
Gewinnen und die Höhe der Export- und Importströme). 
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Autor:innen Zentraler Fokus
(M = Marktmacht; K = 
Konzentration; W = Wett-
bewerbsintensität; G = 
Markup; R = Regulierung)

Analyseebene(n)
(1 = Unternehmen; 2 = Branche 
bzw. Sektor; 3 = Gesamtwirt-
schaft)
Länder
Datenbasis

Methode  
und Zeitraum

Guger/Nowotny/
Walther (1978) 

K, Marktstruktur und Preis-
verhalten

1
AT

Aiginger/Brandner/
Wüger (1995)

M, K 2
2 Branchen
AT

WIFO Macroeconomic Database

Marktmacht, Konzentrations-
raten, Herfindahl-Index, Bresha-
nan-Methode, 
Zeitreihenanalyse
1960–1990 

Oliviera-Martins et 
al. (1996)

G OECD STAN Roeger (1995)
1970–1979
1980–1992

Böheim (2004) G 2 ausgewählte
AT vs. ausgewählte OECD-Länder: BE, 
CAN, SF, FR, DE, IT, JP, NL, GB, USA
OECD STAN

Roeger (1995)
1981–2002 

Badinger/Breuss 
(2005)

K
G

2
AT
46 Branchen, 7 Sektoren
Statistik Austria

Roeger (1995)
1978–2001

Roeger et al. (2007) G 
ist zentraler Fokus in 
Appendix 7

2
Sektorale Ebene (Sachgüterindustrie 
und einzelne Dienstleistungsbran-
chen)
EUKLEMS

Roeger (1995)
1980–2004
1995–2004

Christopoulou/
Vermeulen (2008 u. 
2012)

G 1, 2 
50 Branchen
Länder: DE, FR, IT, ES, NL, BE, AT, SF, US 
EUKLEMS

Roeger (1995)
1981–2004

Schmidt-Dengler/
Janger (2010)

G 2
15 Länder
34 Sektoren
EUKLEMS

Roeger (1995)
1991–2005

Thum-Thysen/Can-
ton (2015)

G
(Table A2a)

2
Dienstleistungssektor
EU-Länder, US, JP

1995–2007
Roeger (1995)

Böheim/Pennerstor-
fer/Sinabell (2016)

K 1
Lokale Ebene
Registerzählung der Statistik Austria 
2011 (räumliche Daten)

Herfindahl-Hirschmann-Index; 
räumliche Konzentration
2015

Deutsche Bundes-
bank (2017)

G 2
7 Länder: AT, BE, DK, SF, FR, DE, IT
27 Sektoren
AMECO und OECD STAN

Roeger (1995)
1996–2014
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Autor:innen Zentraler Fokus
(M = Marktmacht; K = 
Konzentration; W = Wett-
bewerbsintensität; G = 
Markup; R = Regulierung)

Analyseebene(n)
(1 = Unternehmen; 2 = Branche 
bzw. Sektor; 3 = Gesamtwirt-
schaft)
Länder
Datenbasis

Methode  
und Zeitraum

Böheim/Pichler 
(2016)

G 2
Sektor
OECD STAN
14 Länder, IT, CZ, BE, FR, HU, DE, AT, 
USA, SF, NL, S, SLO, NOR, DK 

Verhältnis Wertschöpfung zur 
Lohnsumme
1995–2010

Branchenstudien der 
Bundeswettbewerbs-
behörde (BWB)

M, K, R 2
Branchen: Gas, mobile Datenverkehr, 
Zement- und Betonmarkt, Taxi- und 
Mietwagenmarkt, Gesundheitsbran-
chen etc. 

Vor allem beschreibend

 
Das Österreichische Wirtschaftsforschungsinstitut (WIFO 1963a u. 1963b) hat erstmals im 
Jahr 1963 zwei Untersuchungen zur Konzentration durchgeführt. WIFO (1963a) hat eine star-
ke Zunahme der Betriebskonzentration, sowohl gemessen an der Produktion als auch an der 
Beschäftigung, festgestellt. So stieg zwischen 1947 und 1962 der Anteil der Großunternehmen 
(mehr als 250 Beschäftigte) von 5,6 % auf 10,8 % an.

WIFO (1963b) fokussierte dann auf die Produktionskonzentration und stellte, wie auch bereits 
Johnstone (1951), eine hohe Konzentration der Industrieproduktion fest. Nach der Anzahl der 
Industrieprodukte werden über ein Fünftel der Industrieprodukte von nur einem Erzeuger, 
über ein Drittel von zwei Erzeugern und 57 % von ein bis fünf Erzeugern hergestellt. Nach dem 
Bruttoproduktionswert der Industrieprodukte entfallen 3,1  % auf Waren, die von einem Er-
zeuger hergestellt werden, 6 % auf Waren, die von zwei Erzeugern hergestellt werden, und ein 
Drittel wird von ein bis fünf Erzeugern produziert.

Noch in den 1970er-Jahren des vorigen Jahrhunderts haben Nowotny et al. (1978) sowie Guger 
et al. (1978) als dominierende Marktform in Österreich das enge Oligopol (siehe S. 115) identi-
fiziert.3 

Eine Fallstudie zweier Branchen haben Aiginger et al. (1995) publiziert. Die Unternehmen der 
Glasindustrie haben eine höhere Marktmacht als die Unternehmen in der nichtelektrischen 
Maschinenbranche. Die Autoren äußern die Vermutung, dass es aufgrund des europäischen 
Integrationsprozesses zu abnehmender Marktmacht über die Zeit kommen könnte.

3	 Von Kantzenbach konzipierte Marktform eines Oligopols mit einer geringen Anzahl an Anbietern und einer hohen 
(potenziellen) Wettbewerbsintensität. Die effektive Wettbewerbsintensität ist hingegen gering, da die Oligopolisten 
aufgrund der hohen Verhaltensinterdependenz zu wettbewerblichem Parallelverhalten oder sogar zu einer Ver-
haltensabstimmung neigen (https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/enges-oligopol-32450/version-255993).
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Noch im Jahr 1996 haben Oliviera-Martins et al. festgestellt, dass die Daten für Österreich „in-
sufficient“ sind (Oliviera-Martins et al. 1996, 9), als es um die Ermittlung von Markups für einen 
internationalen Vergleich ging. Seither wurde die österreichische Situation jedoch in einigen 
Studien über Markups analysiert, wenngleich das Datenproblem bis heute fortbesteht, aber 
durch das 2022 neu gegründete „Austrian Micro Data Center“ abgemildert werden könnte.

Einige Branchen stehen immer wieder im Zentrum wirtschafts- und gesellschaftspolitischer 
Kontroversen. So zeigt der österreichische Lebensmitteleinzelhandel nicht nur eine starke Zu-
nahme der Konzentration in den letzten Jahrzehnten, sondern auch eine der höchsten Konzen-
trationsraten in der EU. Dies wird von der Bundeswettbewerbsbehörde (BWB) unter anderem 
auf die hohe Nachfragemacht auf den Beschaffungsmärkten zurückgeführt (Bundeswett-
bewerbsbehörde 2007). Klar wird das Potenzial für einen Missbrauch „von Nachfragemacht 
gegenüber den Lieferanten“ hervorgestrichen.4 Böheim et al. (2016) analysieren mittels detail-
lierter räumlicher Daten die Marktkonzentration aufgrund einer Fusion von Supermarktket-
ten im Gefolge eines Konkurses und stellen eine beträchtliche Zunahme der Marktkonzentra-
tion fest, da die Marktführer die meisten Filialen übernommen haben. Ein weiterer Sektor, in 
dem sich Österreich von anderen Ländern unterscheidet, ist der Mediensektor. Dieser weist 
sowohl im nationalen und regionalen Printmedienmarkt als auch in anderen Teilbereichen 
sehr hohe Konzentrationsraten sowie intransparente Eigentümerstrukturen auf (Grünangerl 
et al. 2021, Trappel 2019; Dammerer et al. 2023). 

In Guger et al. (1978; basiert auf Nowotny et al. 1978) wird die Preispolitik österreichischer 
Unternehmen detailliert charakterisiert. Diese wird als „flexible Vollkostenpreissetzung“5 
beschrieben, die vor allem von Unternehmen mit mehr als 50 % Marktanteil eingesetzt wird. 
Guger et al. (1978) stellen allerdings fest, dass quasi-monopolistische Preisspielräume nur in 
einem geringen Ausmaß genutzt werden und diese gering sind. Denn obwohl 68 % der Unter-
nehmen in der Befragung angeben, einen Preisspielraum zu haben, beträgt dieser für die Hälf-
te der Unternehmen nur ca. 4  % des Preises, sodass die preispolitische Bedeutung als „eher 
gering“ (ebd., 110) einzuschätzen ist. Jedoch zeigt sich mit steigendem Marktanteil eine tenden-
zielle Zunahme des Preisspielraumes, die allerdings statistisch nicht signifikant ist.

Böheim (2004) verwendet Markups als Maß für die Wettbewerbsintensität. Im Vergleich zur 
EU weist Österreich überdurchschnittliche Gewinnaufschläge im Dienstleistungsbereich auf 
(Groß- und Einzelhandel, Hotel- und Gastronomiebereich), in der Sachgütererzeugung vor al-

4	 Generell ist die wettbewerbspolitische Einschätzung von Nachfragemacht ambivalent (Wey 2011). Diese kann näm-
lich unter bestimmten Voraussetzungen (z. B. darf Nachfragemacht keine substanzielle Reduktion der Beschaf-
fungsmenge bewirken, wie dies im Monopson-Modell der Fall wäre) auch wettbewerbsfördernde Effekte haben, von 
denen insbesondere die Konsument:innen profitieren können, wenn billigere Einkaufspreise an diese weitergege-
ben werden (pass-through). Diese Weitergabe findet aber nur bei intensiver Konkurrenz zwischen den Handels-
unternehmen statt.

5	 Vollkostenprinzip bedeutet, dass die Preise durch einen Aufschlag (Markup) für den kalkulierten Gewinn und die 
fixen Kosten auf die variablen Stückkosten gebildet werden. Nowotny et al. (1978, 269): p(x) = AVC(x) + AFC(x) + π mit 
x … Normaloutput, AVC … variable Stückkosten, AFC … fixe Stückkosten und π … Normalgewinn je Stück. Der Preis 
ist damit eine Funktion der Stückkkosten bei normaler Auslastung der Kapazitäten und der angestrebten Profit-
rate. Zu flexiblem Vollkostenprinzip siehe Nowotny et al. (1978, 24 u. 32).
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lem in der Eisen- und Stahlindustrie sowie der Tabakindustrie. Die unterdurchschnittlichen 
Preisaufschläge in einigen Netzwerkbranchen könnten einerseits als Ergebnis erfolgreicher 
Liberalisierungsprozesse, andererseits als Konvergenz zum europäischen Durchschnitt in-
terpretiert werden. Niedrige Preisaufschläge würden zudem auf geringen Gewinn- und Ratio-
nalisierungsdruck für die öffentlichen Eigentümer hinweisen (Böheim 2004, 758). Insgesamt 
stellt Böheim fest, dass sich „der Wettbewerb auf den Produktmärkten […], wie die empirische 
Evidenz zeigt, in Österreich seit den neunziger Jahren deutlich belebt“ hat (764). Dies führt er 
auf die Preisentwicklung in bislang geschützten Sektoren sowie Indikatoren zurück, die die 
Regulierungsintensität abbilden, allerdings nicht auf eine umfassende Messung der Wettbe-
werbsintensität.

Badinger/Breuss (2005) analysieren, ob es eine Verstärkung der Wettbewerbsintensität durch 
den EU-Beitritt Österreichs im Jahr 1995 gegeben hat. Dieser sollte zu einer Verringerung von 
Markups führen. Bedeutende Reduktionen von Markups waren allerdings nur in den Sekto-
ren Bergbau, Groß- und Einzelhandel sowie Kreditwesen und Immobilien festzustellen. Sta-
tistisch signifikante Zunahmen der Markups zwischen 1993 und 1998 gab es beispielsweise in 
den Branchen Papier, Büromaschinen und Computer, Großhandel sowie im Bankensektor und 
bei anderen Finanzintermediären. Anders als Böheim schlussfolgern daher die Autoren, dass 
keine (!) substanzielle Wettbewerbsintensivierung in der Dekade seit dem EU-Beitritt in Öster-
reich stattfand. 

In mehreren Studien von Breuss (2021, 2020, 2015, 2012, 2006) wurde verstärkter Wettbewerb 
als ursächlich für positive Effekte der EU-Integration angeführt. Meist handelt es sich dabei al-
lerdings um Ergebnisse von theoretischen Modellen oder berechenbaren allgemeinen Gleich-
gewichtsmodellen und nicht um die detaillierte empirische Ermittlung der Wettbewerbsin-
tensität im Zeitablauf.6

Die in Österreich intensiv rezipierte Studie von Christopoulou/Vermeulen (2008 u. 2012) fin-
det für Österreich einen gewichteten Markup, der statistisch signifikant unterschiedlich von 
1 ist, in 45 Branchen. Der gewichtete Markup für die Gesamtwirtschaft ist mit 1,31 relativ hoch 
(siehe Christopoulou/Vermeulen 2012, Tabelle 1). Während Deutschland mit 1,33 einen de fac-
to gleich hohen Wert aufweist, liegt die Gewinnspanne nur in Italien als einzigem von acht 
Vergleichsländern deutlich über jener Österreichs. Für den Dienstleistungssektor wird eine 
höhere Gewinnspanne ermittelt als für den Sachgüter- und Bausektor (siehe Tabelle 3: 1,45 vs. 
1,20 bzw. gewichtet 1,17). Christopoulou/Vermeulen (2012) teilen die Gesamtperiode in zwei 
Abschnitte und stellen fest, dass die Markups in der österreichischen Industrie zwischen 1981 

6	 Daneben gab es noch eine Vielzahl von Studien, die lediglich positive Wettbewerbswirkungen behaupteten bzw. 
diese aus den oben genannten Studien ableiteten. Stellvertretend soll hier die folgende genannt werden: „Durch den 
EU-Beitritt haben insbesondere die Konsumenten durch billigere Produkte, Verbilligung der Nahrungsmittel durch 
die Teilnahme an der EU-Agrarpolitik, dem Zollabbau gegenüber Drittländern sowie vor allem durch die Intensi-
vierung des Wettbewerbs durch die Teilnahme am EU-Binnenmarkt profitiert“ (Hervorhebung nicht im Original; 
https://www.arbeit-wirtschaft.at/archiv-posts/fast-alle-haben-gewonnen/, o.J.).
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und 1992 sowie zwischen 1993 und 2004 von 1,13 auf 1,35 gestiegen (!) sind.7 Die vielfach be-
hauptete Zunahme des Wettbewerbs in Österreich durch Ostöffnung und EU-Beitritt erweist 
sich damit als erstaunlich schwach empirisch bestätigt (vgl. Badinger/Breuss 2005). Die Ana-
lyse von Christopoulou/Vermeulen (2008 u. 2012) war auch deshalb bedeutend, da sich unter 
anderem das WIFO auf deren Resultate berief, als es darum ging, die als relativ gering einge-
schätzte Wettbewerbsintensität Österreichs im internationalen Vergleich darzustellen (siehe 
z. B. Böheim 2010; Janger 2009).

Schmidt-Dengler/Janger (2010) berechnen Markups, um deren Effekt auf die Inflationsrate zu 
ermitteln. Da sie jedoch keine Ergebnisse in Zahlenform veröffentlichen, sondern nur in Gra-
fiken, können die Ergebnisse nur grob charakterisiert werden. So liegt der durchschnittliche 
Markup für Österreich mit 1,28 im Mittelfeld der untersuchten Länder, wobei die Dispersion 
über die Länder sehr gering ist. Der Vergleich zwischen Sachgüter- und privatem Dienstleis-
tungssektor zeigt, dass Markups in letzterem mehr als doppelt so hoch sind. Diese Unterschie-
de werden von den Autoren nicht nur auf die Wettbewerbsintensität, sondern auch auf stei-
gende Skalenerträge (diese führen im verwendeten Modell zur Unterschätzung von Markups, 
siehe Abschnitt 3.2) zurückgeführt. Die Unterschiede zwischen den Perioden 1991–2005 und 
1980–1990 sind nicht besonders ausgeprägt, und die Annahme konstanter Markups scheint 
angemessen, wenngleich die Mehrzahl der Branchen eine (geringfügige) Zunahme der Mark
ups aufweist. Ähnlich wie bei Badinger/Breuss (2005) zeigt sich, dass die Integrationsschritte 
Österreichs offenbar zu keiner messbaren signifikanten Wettbewerbsintensivierung führten.

Böheim/Pichler (2016, Abbildung 1) zeigen schließlich, dass die Markups in Österreich sowohl 
im verarbeitenden Sektor als auch im Dienstleistungssektor über 2 liegen (2,1 vs. 2,3) und dass 
damit Österreich (1995–2010) im Mittelfeld der betrachteten Länder lag, die Gewinnspannen 
zwischen 1,5 und 3,2 aufwiesen.

Zusammenfassend muss festgestellt werden, dass bis heute empirische Evidenz für Öster-
reich nur spärlich vorhanden ist und es keine systematische bzw. periodische Analyse der 
Entwicklung von Marktmacht österreichischer Unternehmen gibt. Die Ergebnisse in Bezug 
auf Konzentration und Markups deuten darauf hin, dass Monopolpreissetzung und Preisset-
zungsspielräume existieren und daher Marktmacht österreichischer Unternehmen und un-
vollkommener Wettbewerb in verschiedenen Bereichen der österreichischen Wirtschaft ge-
geben sind. Dies hat sich gemäß jenen empirischen Studien, die eine direkte und methodisch 
etablierte Erfassung von Marktmacht vornehmen, auch nur unwesentlich durch internationa-
le Integrationsschritte verändert, wenngleich dies oft behauptet wurde und wird.

 

7	 Sie vergleichen ihre Ergebnisse mit jenen von Oliveira-Martins et al. (1996) und betonen die Ähnlichkeit: Oliveira-
Martins et al. (1996) berichten für nahezu dieselbe Periode einen Anstieg von 1,17 (1970–1979) auf 1,20 (1980–1992) 
für Österreich. Diese Ergebnisse konnten allerdings von uns nicht in der zitierten Studie gefunden werden. Unse-
rer Einschätzung nach sind die Niveaus aber zumindest in der zweiten Periode höchst unterschiedlich.
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3. � Rezente Entwicklungen von Markups in Österreich  
und im internationalen Vergleich

In der empirischen Literatur finden sich verschiedene methodische Ansätze zur Schätzung 
von Markups (OECD 2021; Basu 2019; ECB 2004). Diese Ansätze unterscheiden sich hinsicht-
lich ihrer getroffenen Annahmen (z. B. konstante oder variable Skalenerträge), ob sie sich aus 
einem mikroökonomischen Optimierungskalkül ableiten lassen, ob Mikrodaten oder aggre-
gierte Daten verwendet werden, ob gesamtwirtschaftliche oder auf einzelne Märkte bezoge-
ne Markups ermittelt werden, sowie hinsichtlich ihrer sich daraus ergebenden Stärken und 
Schwächen. Keiner der Ansätze ist ohne Kritik geblieben (Berry et al. 2019; Syverson 2019; 
Bond et al. 2021). 

Während in der jüngeren, in diesem Aufsatz rezipierten Literatur die Identifikation gesamt-
wirtschaftlicher Markups im Zentrum des Interesses steht, ist seit den 1980er-Jahren im Rah-
men der „New Empirical Industrial Organization“ ein Ansatz entwickelt worden, der mit ho-
hem Datenaufwand8 und Detailgrad die Wettbewerbsparameter und -dynamiken einzelner 
Märkte modelliert (Bresnahan 1989). Dieser „industrieökonomische Ansatz“ bzw. demand ap-
proach ermöglicht auf Basis von Nachfragemodellen und Annahmen über das dominante Wett-
bewerbsverhalten der Unternehmen eine kausale Erklärung von Markup-Veränderungen im 
Sinne von proximate causes. Damit können in weiterer Folge wohlfahrtsökonomische Schluss-
folgerungen gezogen werden, deren Heterogenität beachtlich ist, wie Berry et al. (2019, 52) an-
merken: „The diversity of results across these industries is evidence of the value and richness 
that can be obtained from careful industry studies. It also serves as a caution of the difficulties 
of drawing useful inferences from aggregate studies across industries.“9 Diesen Vorteilen steht 
der Nachteil gegenüber, dass kein gesamthaftes Bild der Entwicklung der Marktmacht konst-
ruiert werden kann (Bresnahan 1989), was jedoch mithilfe der im Folgenden dargestellten drei 
Methoden geleistet werden kann.10

In rezenten Studien über gesamtwirtschaftliche Markup-Trends wird vor allem der „mikro-
ökonometrische Ansatz“ nach De Loecker/Warzynski (2012) verwendet. Dieser ermöglicht 
durch die Ermittlung jährlicher Markups für einzelne Unternehmen insbesondere auch eine 
Analyse der Veränderung der Verteilung der Markups. Bevor die Verfügbarkeit von Mikroda-
ten zunahm, wurde vor allem in Europa die Methode von Roeger (1995) verwendet, die wir im 
Weiteren als „makroökonometrischen Ansatz“ bezeichnen, weil zumeist sektoral aggregierte 
Daten verwendet wurden. Drittens besteht eine große Breite an sogenannten „Buchhaltungs-

8	 Es werden etwa Preisdaten benötigt, die oft nur sehr eingeschränkt verfügbar sind.
9	 Einschränkend ist anzumerken, dass diese Studien zumeist auf Konsumenten- und Produzentenwohlfahrt fokussie-

ren und politökonomische Prozesse, wie sie in Reiner/Bellak (2023) diskutiert werden, zumeist ausblenden. 
10	 Wie Döpper et al. (2022) zeigen, können mit dem industrieökonomischen Ansatz auch größere Segmente des 

Unternehmenssektors untersucht werden. Die Autoren untersuchen für die USA (2006–2019) die Entwicklung der 
Markups für über 100 verschiedene Produktkategorien der Konsumgüterindustrie. Ein interessantes Detailergeb-
nis ihrer Studie ist, dass Konsument:innen eine zunehmend geringere Nachfrageelastizität aufweisen.
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methoden“, um mittels aggregierter Daten aus der VGR grobe Abschätzungen von Markups zu 
erhalten.11

Im Folgenden werden empirische Ergebnisse für diese drei Methoden vorgestellt, wobei wir 
uns im Einklang mit der aktuellen Literatur explizit auf die auf Länderebene aggregierten Er-
gebnisse konzentrieren, um gesamtwirtschaftliche Trends zu identifizieren.

11	 Die hier verwendeten Bezeichnungen für die drei Schätzmethoden für Markups sind das Ergebnis einer prag-
matischen Wahl, um wesentliche Unterschiede so zu erfassen, wie sie sich in der Forschungspraxis zeigen. In der 
Literatur finden sich davon abweichende Bezeichnungen. So wird etwa der „mikroökonometrische Ansatz“ auch als 
„direct measurement of markups with accounting data“ (Syverson 2019, 28) oder „production function approach“ 
(Berry et al. 2019, 49) bezeichnet.

12	 Raval (2023) verwendet in seiner Untersuchung die Faktoren labour, materials und eine Kombination dieser beiden. 
De Loecker et al. (2020) verwenden Cost of Goods Sold (COGS) als variablen Inputfaktor. Syverson (2019) verweist 
jedoch darauf, dass COGS auch Fixkosten enthalten könnten.

3.1  Mikroökonometrische Schätzergebnisse von Markups

Die meisten neueren Untersuchungen zur Entwicklung von Markups verwenden die von De 
Loecker/Warzynski (2012) entwickelte Methode (siehe auch z.  B. Ganglmair et al. 2020; IMF 
2019; De Loecker/Eeckhout 2018; De Loecker et al. 2020). Dieser Ansatz ermöglicht die unter-
nehmensspezifische Schätzung von Markups aus Bilanzdaten auf Basis eines variablen Input-
faktors unter der Annahme der Kostenminimierung von Unternehmen. Der Markup 

eines Unternehmens 𝑖 in Periode 𝑡 ist demnach gleich dem Verhältnis der für alle Unterneh-
men einer Branche als konstant angenommenen Output-Elastizität 𝜀𝑣,𝑡 bezüglich eines vari-
ablen Inputfaktors 𝑣 dividiert durch den Umsatzanteil 𝑠𝑣,𝑖,𝑡, der von Unternehmen 𝑖 für den 
Inputfaktor 𝑣 ausgegeben wird. Während 𝑠𝑣,𝑖,𝑡 direkt aus Bilanzdaten ermittelt werden kann, 
muss 𝜀𝑣,𝑡 ökonometrisch durch die Spezifikation einer Produktionsfunktion geschätzt werden. 
Gesamtwirtschaftliche Markups werden in einem weiteren Schritt als gewichteter Durch-
schnitt unternehmensspezifischer Markups berechnet.

Die Popularität dieser Schätzmethode hat zu einer näheren methodischen Überprüfung und 
Kritik geführt. Beispielhaft sei hier auf drei Punkte hingewiesen: Raval (2023) zeigt, dass die 
Verwendung von unterschiedlichen variablen Inputfaktoren zu unterschiedlichen Markup-
schätzungen führt und die Ergebnisse – entgegen der theoretisch hergeleiteten Markupglei-
chung – daher sensitiv sein könnten im Hinblick auf die Wahl eben dieses Inputfaktors.12 Ein 
weiteres Problem betrifft die Schätzung von 𝜀𝑣,𝑡 mittels einer Produktionsfunktion bei Markt-
macht. Dabei wird zumeist nicht der physische Output, sondern der Umsatz als abhängige 
Variable verwendet. Dass marktmächtige Unternehmen ihre Preise reduzieren müssen, um 
ihren Absatz zu steigern, führt nach Bond et al. (2021) zu verzerrten Schätzern im Sinne einer 
Unterschätzung der Outputelastizitäten (vgl. auch die Diskussion dieser Kritik in De Ridder 
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et al. 2022). Drittens basiert der mikroökonometrische Ansatz von De Loecker/Warzynski 
(2012) auf der Annahme kompetitiver Inputmärkte. Ist diese Annahme verletzt, so wie etwa 
Mertens/Mottironi (2023) oder Diez et al. (2022) für europäische Unternehmen zeigen, dann 
kommt es zur Überschätzung der Markups, weil durch die Schätzmethode Monopsonmacht 
und Monopolmacht nur zusammen erfasst werden können (Syverson 2019). 

Die verwendeten Daten stammen vor allem aus der Worldscope- bzw. der Orbis-Datenbank, 
die primär Buchhaltungsdaten (accounting data) von großen, börsennotierten Unternehmen 
beinhalten. Diese Datenlage wirft freilich Fragen bezüglich der externen Validität der Ergeb-
nisse auf. Um mögliche dadurch verursachte Verzerrung zu überprüfen, replizieren De Loe-
cker et al. (2020) die Ergebnisse für die USA auf Basis von Unternehmenszensusdaten, und 
dabei ergeben sich keine substanziellen Abweichungen der Ergebnisse. Kouvavas et al. (2021) 
gewichten ihre Markupschätzungen mit Daten der Leistungs- und Strukturerhebung der EU 
und können ebenfalls zeigen, dass ihre Ergebnisse robust sind. Weche/Wambach (2018) argu-
mentieren, dass ihre für Europa höher geschätzten Markups im Vergleich zu den USA dadurch 
erklärt werden könnten, dass sie für Europa Zensusdaten verwenden und gerade kleinere Un-
ternehmen aufgrund lokaler Monopole oder Nischenmarktpositionierungen höhere Mark
ups erzielen könnten. Dies würde bedeuten, dass ein Daten-Set mit großen, börsennotierten 
Unternehmen tendenziell eher zur Unterschätzung von Markups führen könnte.

Abbildung 1 zeigt die Ergebnisse der Studie von De Loecker/Eeckhout (2018) für die in dieser 
Studie verwendeten europäischen Vergleichsländer inklusive USA. Zunächst ist festzustellen, 
dass sich für alle Länder eine Zunahme der Markups im betrachteten Zeitraum 1980–2016 be-
obachten lässt. Die Spannweite der Zunahme liegt zwischen +27 % in Deutschland und +147 % in 
Italien. Der geschätzte Markup Österreichs nimmt in den Jahren 1980–1988 Werte unter 1 an 
und steigt dann bis 2016 um 44 % auf 1,33. Interessanterweise erfolgte seit dem EU-Beitritt 1995 
jedenfalls kein Rückgang der Marktmacht, sondern nach einer Periode der Stagnation setzte 
seit 2012 eine Zunahme der Markups ein, und zwischen 1995 und 2016 nahmen die Markups 
um ca. 16 % zu. Bezüglich der Niveaus der Markups fällt auf, dass Österreich am unteren Ende 
der Verteilung positioniert ist und gemeinsam mit Deutschland die niedrigsten Markups auf-
weist, während die Marktmacht in den USA nur von jener in Italien übertroffen wird. 
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Abbildung 1: Markups nach De Loecker/Eeckhout (2018), 1980–2016 
 

Anmerkungen: Schätzergebnisse von De Loecker/Eeckhout (2018) auf Basis der Worldscope-Datenbank; diese enthält vor 
allem große, börsennotierte Unternehmen.

Kouvavas et al. (2021) haben im Rahmen des von der EZB geleiteten Forschungsprojekts „Price 
Micro Setting Analysis Network“ eine Studie über den Zusammenhang von Markup- und Infla-
tionsentwicklung publiziert. Gemäß Abbildung 2 ergibt sich auch bei dieser Studie – mit der 
Ausnahme Belgiens – eine trendhafte Zunahme der Markups von 1995 bis 2019. Die stärkste 
Zunahme erfolgte mit etwa 35 % in Österreich. Seit 2000 stieg der Markup in Österreich von ca. 
1,2 auf 1,6 an. In Deutschland sowie in der Eurozone lässt sich eine Zunahme von ca. 10 % ver-
zeichnen, wobei der Markup in der Eurozone im Jahr 1995 bereits bei 1,35 lag. Hatte Österreich 
im Jahr 2000 noch den niedrigsten Markup, so war die Marktmacht im Jahr 2019 nur mehr in 
Italien höher; lag der Markup in Österreich zunächst unter dem Wert für die Eurozone, so 
liegt dieser seit 2014 darüber. 

Im Vergleich zu den Ergebnissen von De Loecker/Eeckhout (2018) (siehe Abbildung 1) zeigen 
sich für Österreich bei Kouvavas et al. (2021) durchwegs höhere Markups sowie insbesondere 
auch eine Position über dem Medianmarkup. Die Gemeinsamkeit besteht in der Diagnose stei-
gender Markups auf Basis jeweils unterschiedlicher Datensätze.
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Abbildung 2: Markups nach Kouvavas et al. (2021), 1995–2019
 

Anmerkungen: Schätzergebnisse von Kouvavas et al. (2021) auf Basis von Bilanzdaten aus der Orbis-Datenbank; diese ent-
hält vor allem große Unternehmen. Die Daten wurden freundlicherweise von Omiros Kouvavas zur Verfügung gestellt.

Aufgrund der Verwendung von Mikrodaten können über eine Dekomposition der Markup-
veränderungen und mittels einer Analyse der zeitlichen Veränderung der Verteilung der 
Markups im Querschnitt der Unternehmen Aussagen über mögliche Ursachen der Zunah-
me der Markups gemacht werden. Wird die Zunahme eher durch eine generelle Zunahme 
der Markups aller Unternehmen in allen Sektoren verursacht oder durch Entwicklungen in 
Teilsegmenten der Unternehmenspopulation? Bezüglich der Markupverteilung auf Unter-
nehmensebene argumentieren vor allem Autor et al. (2020) und De Loecker et al. (2020) sowie 
IMF (2019), dass die Zunahme primär durch eine kleine Gruppe von Unternehmen verursacht 
wurde. Diese Unternehmen, auch als „Superstar Firms“ bezeichnet, verfügten bereits in der 
Ausgangsperiode über höhere Markups und bewirkten über Marktanteilsgewinne und wei-
tere Markupsteigerungen eine deutliche Zunahme des arithmetischen Mittelwerts bei gleich-
zeitiger Konstanz des Medians der Markupverteilung. 

Dieses Ergebnis einer zunehmenden Polarisierung findet sich jedoch nicht in den Studien 
zur Markupentwicklung in Deutschland (Ganglmeier et al. 2020; Weche/Wagner 2020; Mo-
nopolkommission 2022). Nach Ganglmeier et al. (2020) ist die Zunahme der Markups „driven 
by increases across all [Herv. i. O.] firms“. Weche/Wambach (2018) sehen hierin einen wichti-
gen Unterschied zwischen der Entwicklung in den USA und Europa, während Kouvavas et al. 
(2021) auch für Europa das Phänomen der „Superstar Firms“ beobachten. Für Österreich fin-
den Sellner et al. (2023) einen positiven Trend in der Entwicklung der Varianz der Markups im 
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Unternehmenssektor zwischen 2008 und 2018. In diesem Zeitraum hat die Varianz um 40  % 
zugenommen, wobei das Niveau der Dispersion im Industriesektor deutlich niedriger liegt 
als in den Dienstleistungsbranchen. Jedoch liefert die Studie keine weiteren Detailergebnis-
se über die Entwicklung ausgewählter Quantile der Markupverteilung. Auf sektoraler Ebe-
ne zeigt sich grundsätzlich eine Zunahme der Markups über alle Branchen hinweg, wobei 
auch hier die Ergebnisse heterogen sind. Kouvavas et al. (2021) finden für die Eurozone eine 
deutlich höhere Zunahme der Markups in den Branchen Finanz-, Versicherungs- und Immo-
biliendienstleistungen sowie sonstige Dienstleistungen; Akcigit et al. (2021) wiederum iden-
tifizieren für einen Datensatz mit Fokus auf OECD-Länder eine besonders hohe Zunahme in 
der pharmazeutischen Industrie sowie in Technologiesektoren, wobei alle der von ihnen ana-
lysierten zehn Branchen steigende Markups aufweisen.13 Für ein breites Ländersample und 
den Zeitraum 2000–2015 kommt der Internationale Währungsfonds zum Ergebnis, dass die 
stärksten Markupzunahmen in „nonmanufacturing industries“ und „industries that use digi-
tal technologies most intensively“ stattfanden (IMF 2019, 60). Die deutsche Monopolkommissi-
on (2022) untersucht in ihrem Hauptgutachten 19 Branchen und findet in sieben Branchen eine 
Abnahme der Markups zwischen 2008 und 2017. Die größten Zunahmen erfolgten bei „Kokerei 
und Mineralölverarbeitung“ (+21,1 %) und „Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten, elek-
tronischen und optischen Erzeugnissen“ (+9,2 %). Die stärksten Reduktionen erfolgten primär 
in Dienstleistungsbranchen, aber interessanterweise auch in der Branche „Herstellung von 
pharmazeutischen Erzeugnissen“, deren Markup um 7 % schrumpfte. Weche/Wagner (2020) 
sehen für die deutsche Industrie keine Evidenz für einen durch zunehmende Digitalisierung 
verursachten Anstieg der Marktmacht. Dem widersprechen die Ergebnisse der Monopolkom-
mission (2022), die einen um 3 % höheren Preisaufschlag für digitalisierte Wirtschaftszweige 
im verarbeiteten Gewerbe schätzen; im Dienstleistungsbereich ergibt sich interessanterwei-
se ein negativer Zusammenhang. Zusammenfassend lässt sich für die branchenspezifischen 
Ergebnisse festhalten, dass die Studien zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen und eine 
länderspezifische Komponente eine wichtige Rolle zu spielen scheint. Untersuchungen zur 
Rolle digitaler Technologien erbringen ebenfalls keine eindeutigen länder- und sektorüber-
greifenden Ergebnisse.

13	 Es handelt sich hierbei um folgende Branchen gemäß ICB-Klassifikation (die Branchen sind in aufsteigender 
Reihenfolge nach Stärke zu Markupzunahme angeordnet): Basic Materials, Consumer Goods, Industrials, Oil & Gas, 
Telecommunications, Financial Services, Consumer Services, Utilities, Technology, Health Care.

14	 Für eine genaue Herleitung von 𝑦𝑖,𝑡 und Δ𝑥𝑖,𝑡 in der Schätzgleichung für das Roeger-Modell siehe Appendix A.1. 

3.2 � Makroökonometrische Schätzergebnisse von Markups  
(Roeger-Methode)

Die Methode von Roeger (1995) verwendet die Differenz der Solow-Residuen des primalen 
und des dualen Gewinnmaximierungsproblems von Unternehmen als abhängige Variable, um 
folgende Schätzgleichung für den Lerner-Index herzuleiten: , wobei 𝑖 die 
Branche, 𝑡 die Zeit und 𝐵𝑖 den zeitinvarianten Lerner-Index für Branche 𝑖 bezeichnet.14 
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Der branchenspezifische Markup 𝜇𝑖 ergibt sich dann aus 

und daher ist der Markup 

 
.

Vorteile des Roeger-Modells sind u. a. die mikroökonomische Fundierung, die wenig restrik-
tiven Annahmen bezüglich der Technologie sowie aus empirischer Sicht die Lösung des Endo-
genitätsproblems in der Schätzung von Markups. Dies ermöglicht es, Markups mittels eines 
OLS-Ansatzes zu schätzen, was aufgrund des (dem Roeger-Modell zugrunde liegenden) Mo-
dells von Hall (1988) nicht möglich war. 

Problematisch an der Roeger-Methode ist u. a. die Annahme eines vollkommenen Wettbewerbs 
auf Inputmärkten; eine Eigenschaft, die auch auf einige mikroökonometrische Schätzmodelle 
zutrifft (Soares 2020; Syverson 2019). Wie bereits unter 3.1 erwähnt, führt dies zu einer ten-
denziellen Überschätzung der Markups. Weiters basiert die Roeger-Methode auf der Annah-
me konstanter Skalenerträge; bei zunehmenden (abnehmenden) Skalenerträgen erfolgt eine 
Unterschätzung (Überschätzung) der Markups (Christopoulou/Vermeulen 2008). Sunk Costs 
führen, so wie andere Messfehler in den Kapitalkosten, zu einer Überschätzung der Markups 
(Boulhol 2008).

In der überwiegenden Zahl der Studien nach der Methode von Roeger werden die Markups 
mittels Daten auf Branchenebene geschätzt, daher klassifizieren wir diese Methode bzw. deren 
Anwendungsergebnisse als makroökonometrisch. Untersuchungen mit Branchendaten sind 
allerdings wegen der impliziten Marktabgrenzung auf Branchenebene problematisch, weil 
die ermittelten Effekte die Entwicklungen auf Firmenebene überlagern und keine Aussagen 
über die Verteilung der Markups über die Unternehmen oder über die Zeit möglich sind. Zu 
beachten ist daher, dass mittels der Roeger-Methode ohne weitere Modifikationen keine jähr-
lichen Markups ermittelt werden können (Ausnahme: Badinger 2007) und somit die Höhe der 
Markups unter anderem vom analysierten Zeitraum abhängig ist.

Die Resultate sind in Tabelle 2 zusammengefasst. Bezüglich des Niveaus liegen die Werte deut-
lich über 1, aber durchwegs unter den mikroökonometrisch geschätzten Markups. Die Ergeb-
nisse weisen, was die Rangfolge der Länder betrifft, große Ähnlichkeiten auf und auch – aller-
dings in einem geringeren Ausmaß – in Bezug auf die Größenordnung der Markups. Belgien 
weist eher niedrige und Italien eher hohe Marktmacht auf. Österreich zeigt annähernd kons-
tante Werte über die Studien hinweg, während die Ergebnisse für Deutschland stärker variie-
ren. Die Markups in Österreich liegen in allen Studien in Tabelle 2 über jenen von Deutschland 
und Belgien und unter jenen von Italien (vgl. auch die Ergebnisse in Amountzias 2019, Tabelle 
2, für den industriellen Sektor). 
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Tabelle 2: Ergebnisvergleich von Berechnungen von Markups nach Roeger (1995) 

Roeger et al. 
(2007)1

Christopoulou/ 
Vermeulen 
(2012)2

Deutsche Bundes-
bank (2017)3

Schmidt-Dengler/ 
Janger (2010)4

Eigene Resultate 
(2022)5

Österreich 1,28/1,33 1,31 1,28 1,28 1,28 (0,00)

Belgien – 1,22 1,20 1,23 1,20 (0,00)

Deutschland 1,19/1,25 1,33 1,33 1,25 1,26 (0,00)

Italien 1,28/1,28 1,61 1,35 1,29 1,33 (0,00)

Daten EUKLEMS
USA: andere Daten-

quelle
EUKLEMS OECD, AMECO, STAN EUKLEMS EUKLEMS

Zeitperiode 1980–2004; 1995–2004 1981–2004 1996–2014 1991–2005 1996–2017
 
Anmerkungen: 1) Annex 7; Daten beziehen sich auf unterschiedliche Zeitperioden; Abgrenzung: „total private sector“. 
Annahme: Die veröffentlichten Zahlen sind die Werte der Koeffizienten, die im Roeger-Modell dem Lerner-Index entspre-
chen. Die Umrechnung in Markups erfolgte durch die Autoren. 2) Table 1, gewichtet. 3) Tabelle auf S. 58; ohne Sektoren 
19 und 68. 4) Chart 1; hier handelt es sich um ungefähre Werte, die aus einer Grafik abgemessen wurden. Annahme: Die 
veröffentlichten Zahlen sind die Werte der Koeffizienten, die im Roeger-Modell dem Lerner-Index entsprechen. Die Um-
rechnung in Markups erfolgte durch die Autoren. 5) Ungewichtet; Abgrenzung „market economy“ in EUKLEMS; p-Werte 
in Klammern. 

 
Abbildung 3: Markups nach Roeger (1995), gleitende Durchschnitte, 1996–2017
 

Anmerkung: eigene Berechnung auf Basis EUKLEMS-Daten für „market economy“ (alle Branchen außer L, O, P, Q, T und 
U).
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Die zeitliche Entwicklung der Markups zeigt Abbildung 3. Um die Veränderung in der Zeit dar-
stellen zu können, wurden gleitende Durchschnitte für Intervalle von fünf Jahren berechnet. 
Während das Niveau der Zeitreihen differiert, folgen alle einem ähnlichen Trend: Auf einen 
Anstieg der Markups in den Jahren vor der Finanzkrise 2008 folgte eine teils starke Abnahme, 
worauf seit etwa 2010 erneut ein Anstieg zu beobachten ist. Dieses Muster ist im Einklang mit 
den Ergebnissen von Weche/Wambach (2018) auf Basis von Mikrodaten. Für Österreich und 
Deutschland zeigt sich eine sehr ähnliche Entwicklung; Beide Länder haben mit ca. 1,3 am Ende 
der Zeitreihe fast den gleichen Markup wie in der ersten Periode. Italien und Belgien bilden 
Maximum und Minimum der Verteilung.

15	 Im Gegensatz zu den beiden anderen Methoden in 3.1 und 3.2 findet sich in der Literatur keine detaillierte Kritik an 
den einzelnen Buchhaltungsmethoden und wann es zur Über- oder Unterschätzung der Markups kommt.

3.3  Markups nach Buchhaltungsmethoden

Buchhaltungsmethoden stellen eine pragmatische und einfache Möglichkeit zur Berechnung 
von Markups dar. Dabei werden zumeist Größen aus der VGR verwendet, um das Verhältnis 
von Preisen zu Grenzkosten zu approximieren. Dem Vorteil der Einfachheit und Datenver-
fügbarkeit stehen methodische Probleme gegenüber, die eine vorsichtige Interpretation der 
Ergebnisse nahelegen (Basu 2019; Soares 2020).15 Anwendungen von Buchhaltungsmethoden 
finden sich in Autor et al. (2020), Cavalleri et al. (2019), Philippon (2019), Antràs et al. (2017) 
oder ECB (2004).

Abbildung 4 zeigt Markups, die als Verhältnis von Produktionswert zur Summe der Ausgaben 
für Zwischengüter und Beschäftigte berechnet wurden. Dies kann als makroökonomische An-
näherung an das Verhältnis von Umsatz zu variablen Kosten interpretiert werden, das auch 
in Antràs et al. (2017) als Proxy für Markups verwendet wird. Alle Markups liegen im Beob-
achtungszeitraum über 1, womit auch nach dieser Methode die These von Marktstrukturen 
gemäß dem Modell der vollkommenen Konkurrenz zurückgewiesen werden muss. Insgesamt 
sind die beobachtbaren Veränderungen relativ klein; die Änderungsraten zwischen 1995 und 
2017 liegen zwischen –5,5 % in Italien und +2,3 % für die USA. Österreich weist im betrachteten 
Zeitraum eine geringfügige Abnahme der Markups von 1,29 auf 1,26 (–2,3 %) auf, die, wie auch 
in anderen Ländern, in den Zeitraum der Finanzkrise und Eurokrise fiel. Dies ist ein Hinweis 
auf den prozyklischen Charakter von Markups (Deutsche Bundesbank 2017). Während die 
europäischen Länder noch nicht das Vorkrisenniveau erreicht haben, liegen die US-Markups 
bereits darüber (vgl. Weche/Wambach 2018). Vom Niveau her betrachtet liegen die österrei-
chischen Markups über jenen von Deutschland und Belgien, aber niedriger als in Italien; ein 
Ergebnis, welches damit ähnlich zu Ergebnissen in Tabelle 2 ausfällt. Der positive Trend für 
die USA und die tendenziell konstanten bzw. leicht sinkenden Markups für die europäischen 
Staaten stützen die These von strukturellen Unterschieden zwischen den USA und Europa 
(Philippon 2019).



34	

Reiner/Bellak: Ökonomische Macht von Unternehmen in Österreich

Abbildung 4: Gesamtwirtschaftliche Markups nach Buchhaltungsmethoden, 1995–2017
 

 
Anmerkungen: Indikator nach Cavalleri et al. (2019). Daten: EU-KLEMS (Release 2019). Exakte Definition des Markups ge-
mäß den Variablennamen in EU-KLEMS (Release 2019): . GO … Produktionswert, II … Zwischengüter, COMP 
… Löhne und Gehälter.

Gutiérrez/Philippon (2018) verwenden ein Markupmaß, welches in der Makroökonomie und 
hier insbesondere im Zusammenhang mit der neukeynesianischen Preissetzungsgleichung 
für Unternehmen diskutiert wird (Burda/Wyplosz 2017). Die Verhaltensannahme lautet, dass 
Unternehmen ihre Preise so hoch wie möglich über ihren nominalen Stückkosten setzen, wo-
bei die lohnunabhängigen Stückkosten aus Vereinfachungsgründen weggelassen werden, da 
lohnabhängige Stückkosten den größten Teil der Produktionskosten ausmachen. Der von den 
Unternehmen gesetzte Preis 𝑃 ist dann ein Aufschlag (𝜇) auf die nominalen Lohnstückkosten 

 . Unter der Annahme konstanter Skalenerträge ist die Annäherung 
der Grenzkosten durch die (lohnabhängigen) Stückkosten akzeptabel, da diese für die langfris-
tige Kostenfunktion übereinstimmen. Um für institutionelle Unterschiede zwischen Ländern 
zu kontrollieren, berechnen Gutiérrez/Philippon (2018) im ersten Schritt die kumulative Ver-
änderung der logarithmierten Markups 𝑀𝑖,𝑡 für die einzelnen Länder (𝑖=�, … ,𝐼) und Zeit (𝑡=�, 
… ,𝑇) gemäß . Für 𝑃 wird der Deflator der Wertschöpfung 
verwendet, und 𝑈𝐿𝐶 bezeichnet die nominalen Lohnstückkosten. In einem zweiten Schritt 
wird die kumulierte relative Veränderung zu den USA berechnet:  , die 
in Abbildung 5 dargestellt ist.

Alle europäischen Länder haben im Vergleich zu den USA relativ geringere Markups im Jahr 
2018 als im Jahr 2000, wobei in den Jahren vor der Krise eine leichte Zunahme der Markups in 
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Deutschland und Österreich relativ zu den USA erfolgte: Bis 2007 haben die Markups dieser 
beiden Länder etwa um 3,5 % relativ zu jenen in den USA im Jahr 2000 zugenommen. Danach 
erfolgte eine substanzielle Abnahme im Zuge der Finanzkrise 2008, welche die europäischen 
Markups deutlich negativer beeinflusste als jene der US-Unternehmen. Für den gesamten Be-
obachtungszeitraum ergibt sich die geringste relative Abnahme für Österreich und die stärks-
te für Italien. In Österreich haben die Markups in Summe zwischen 2000 und 2008 um 3,7 % 
und in Italien um 11,3 % relativ zu den USA abgenommen. Dieses Resultat passt zu den Ergeb-
nissen in Abbildung 4.

Abbildung 5: Kumulative Veränderung der Markups relativ zu den USA, 2000–2018
 

Anmerkungen: Berechnung nach Gutiérrez/Philippon (2018). Daten: OECD STAN (VALP) und OECD Productivity Statis-
tics (Unit Labor Costs). EU9+UK: AT, BE, FI, FR, DE, IT, NL, ES, SE, UK. 

Die Evidenz auf Basis der Buchhaltungsmethoden zur Markupberechnung zeigt zum einen, 
dass die europäischen Markups relativ zu den USA weniger stark gestiegen bzw. teilweise 
auch gefallen sind (z.  B. im Dienstleistungssektor). Zum anderen erweist sich Österreich im 
Vergleich zu Deutschland, Belgien und Italien als das Land mit den höchsten relativen Mark
ups. Allerdings lässt sich aus der Evidenz kein Trend für signifikant steigende Markups ab-
leiten, wenngleich zumindest im Sachgütersektor eine leichte Tendenz zu höheren Markups 
identifiziert werden kann.
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Die Studien zur Monopolmacht lassen sich wie folgt zusammenfassen: Das Niveau der für Ös-
terreich geschätzten Markups liegt zwischen 1,26 und 1,62. Im Vergleich zu den anderen Län-
dern liegt Österreich durchwegs am oberen Ende (wichtige Ausnahme sind die Ergebnisse von 
De Loecker/Eeckhout 2018 in Abbildung 1) der Verteilung, und zumeist liegt nur Italien über 
den österreichischen Markups. Betrachtet man den Trend, so weisen mikroökonometrische 
Studien auf eine steigende Tendenz hin, während die makrodatenbasierten Ergebnisse eher 
auf eine Konstanz der heimischen Markups hindeuten. Allerdings gilt der mikroökonometri-
sche Ansatz als State-of-the-Art-Methode, und insofern beanspruchen diese Ergebnisse eine 
relativ höhere Validität. Daher ergibt sich folgendes empirische Bild der Marktmacht in Öster-
reich: Diese fällt relativ höher aus als in Deutschland und Belgien und nimmt seit dem EU-Bei-
tritt zu.

16	 In Kapitel 4.1 fokussieren wir auf die längerfristigen strukturellen Veränderungen der Profitabilität von Unter-
nehmen. Die aktuelle Debatte der letzten beiden Jahre ist stark geprägt durch die überdurchschnittlich hohen 
Inflationsraten und deren Determinanten. Es gibt einige Hinweise, dass Gewinninflation eine wichtige Rolle hierbei 
spielt. In OECD (2022) wird die theoretische und wettbewerbspolitische Literatur zum Zusammenhang Wettbewerb 
und Inflation zusammengefasst. Empirische Evidenz für Deutschland präsentiert Ragnitz (2022), für Österreich 
siehe Tölgyes/Picek (2023), und die Entwicklung in der Eurozone analysieren Arce et al. (2023).

4.  Alternative Indikatoren der Unternehmensmacht

4.1  Profitabilität

Markups berücksichtigen nur die variablen bzw. marginalen Kosten eines Unternehmens.16 
Eine zunehmende Bedeutung von Fixkosten würde höhere Markups verlangen, damit das 
Unternehmen in der Lage ist, die Kosten zu decken. Eeckhout (2021) weist etwa darauf hin, 
dass der Anteil der Gemeinkosten mit Fixkostencharakter in den letzten Jahrzehnten von 15 % 
(1980) auf 22  % zugenommen hat. Daher sind steigende Markups alleine noch keine hinrei-
chende Evidenz für steigende Profite bzw. ökonomische Renten.

In einem Wettbewerbsmarkt sollten die Profite, verstanden als Kompensation für den Produk-
tionsfaktor Kapital, gerade hoch genug sein, damit das Kapital nicht in einen anderen Sektor 
wechselt. Alle Zahlungen darüber hinaus verletzen die Nullgewinnbedingung (ökonomischer 
Gewinn) und stellen ökonomische Renten dar, die nur dann dauerhaft bestehen können, wenn 
Markteintrittsbarrieren bestehen. Daher sind „übernormale“, generell steigende und persis-
tente Profite ein Hinweis für zunehmende Unternehmensmacht.

Studien für die USA belegen einen Anstieg der Unternehmensprofite. Der Economist (2016) 
spricht von „too much of a good thing“ und argumentiert, dass die Profite in den USA zu hoch 
und das Resultat von zu wenig Wettbewerb wären. Shapiro (2018) zitiert einen Profitratenin-
dikator des Bureau of Economic Analysis, wonach die profits from current production als Anteil 
am BIP trendhaft von etwa 7–8 % in den 1980er-Jahren auf ca. 11–12 % in den 2010er-Jahren ge-
stiegen sind – eine Zunahme um 50 %. Diese Zunahme zeigt sich auch bei Mikrodaten für die 
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USA (De Loecker et al. 2020): So nahm die durchschnittliche Profitrate von 1 % (1980) auf 8 % 
(2016) zu; dieses Resultat interpretieren De Loecker et al. (2020, 565) als Evidenz dafür, dass 
Markups nicht nur wegen steigender Fixkosten zunahmen17 und dass „firms charge an excess 
markup that more than compensates for overhad“. Valetti et al. (2018) identifizieren eine ähn-
liche Zunahme der Nettoprofitquote in Europa wie in den USA seit den 1990er-Jahren. Mit 
einer Steigerung um mehr als 50 % fällt die Zunahme der Profitabilität ähnlich hoch aus wie 
bei Shapiro (2018) (siehe hierzu auch Koltay et al. 2022; Koltay/Lorincz 2021). Philippon (2019) 
verwendet für den Vergleich zwischen EU und USA die sogenannten profit margins, welche die 
volkswirtschaftlichen Gewinne laut VGR in ein Verhältnis zum Produktionswert setzen (ECB 
2004), und findet eine markante Zunahme für die USA seit den frühen 1990er-Jahren und eine 
Abnahme in der EU. Eine positive Korrelation von Markups und Profitabilität (EBIT margin 
und EBITDA margin) für europäische Unternehmen finden Weche/Wambach (2018) für den 
Zeitraum 2007–2015. 

In der volkswirtschaftlichen Einkommensentstehungsrechung gibt es drei Aggregate, die zur 
Darstellung der Gewinnentwicklung von Unternehmen geeignet sind; aus Gründen einer 
möglichst eindeutigen Interpretation im Sinne unternehmerischer Profitabilität sollte deren 
Verwendung möglichst auf nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften eingeschränkt werden (Eu-
rostat 2014).

(1) Betriebsüberschuss (operating surplus): Der Betriebsüberschuss erfasst den wirtschaft-
lichen Erfolg der betrieblichen Geschäftstätigkeit von Unternehmen mit eigener Rechtsper-
sönlichkeit. Als Bruttobetriebsüberschuss ist er definiert als Differenz zwischen Bruttowert-
schöpfung und Arbeitnehmerentgelt; subtrahiert man vom Bruttobetriebsüberschuss die 
Abschreibungen, erhält man den Nettobetriebsüberschuss. Der Betriebsüberschuss repräsen-
tiert eine Vielfalt von unterschiedlichen Zahlungsströmen, wie etwa Zinseinkommen, Gewinn-
steuern oder Dividenden. Dabei ist er weder mit dem Bilanzgewinn ident, noch entspricht er 
der ökonomischen Interpretation von Profit (Schwarz 2008). Im Rahmen der VGR wird der Be-
triebsüberschuss vielmehr als Entlohnung für den Faktor Kapital interpretiert (Lequiller/Bla-
des 2014). Konzeptuell ist diese Interpretation aber ungenügend, weil hier die Faktorentloh-
nung für Kapital und Profite (pure profits) vermischt werden. Pure profits haben im Gegensatz 
zum Faktorentgelt zur Nutzung von Kapitalgütern den Charakter einer ökonomischen Rente 
und sind daher besonders gut geeignet, um Aspekte von ökonomischer Macht zu erfassen. Bar-
kai (2020) analysiert die Konsequenzen einer solchen Differenzierung und kommt zum Ergeb-
nis, dass nicht nur die Lohnquote, sondern auch die Kapitalquote in den letzten Jahrzehnten 
sank, während die „reine Profitrate“, stark zunahm, in den USA etwa von 5 % auf 15 % zwischen 
1985 und 2015 (siehe hierzu auch die Ausführungen in Eeckhout 2021, Kapitel 4).

17	 Allerdings wäre auch eine ausschließlich durch steigende Fixkosten (etwa durch vermehrte Investitionen in imma-
terielle Vermögensgüter; Eberly 2022) verursachte Zunahme der Markups problematisch, weil hohe Fixkosten eine 
wichtige Markteintrittsbarriere darstellen (Monopolkommission 2022). Höhere Markups als Folge höherer Fix-
kosten würden dann zu einer reduzierten Bestreitbarkeit des Marktes führen, was die Macht der bereits etablierten 
Unternehmen wiederum erweitern würde.
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(2) Selbstständigeneinkommen (mixed income): Dieses Aggregat ist – mit wichtigen Einschrän-
kungen – das Äquivalent des Bruttobetriebsüberschusses für Unternehmen ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit. Der englische Begriff mixed income weist darauf hin, dass dieses Aggre-
gat eine Mischung aus der Arbeitsleistung des Eigentümers und dem erzielten Kapitaleinkom-
men darstellt (Lequiller/Blades 2014).

(3) Unternehmensgewinne (entrepreneurial income): Unternehmensgewinne sind die Sum-
me aus Betriebsüberschüssen, Selbstständigeneinkommen und den Vermögenseinkommen 
aus unternehmerischer Tätigkeit; Das Vermögenseinkommen kann als das Finanzergebnis 
von Unternehmen interpretiert werden (Schwarz 2008). Beschränkt man die Analyse auf den 
Sektor der nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften, so wird das Problem der Vermischung von 
Kapitaleinkommen und Selbstständigeneinkommen vermieden, weil letztere in diesem Sektor 
nicht vorkommen.

Wie bereits deutlich wurde, ist die Messung von gesamtwirtschaftlichen Profiten mit einer 
Reihe von methodischen Problemen verknüpft, und es existieren verschiedene Indikatoren, 
die nicht nur durch eine verwirrende Begriffsvielfalt gekennzeichnet sind, sondern auch 
nicht notwendigerweise ein einheitliches Bild vermitteln (OECD 2021; Fenz et al. 2020; Pion-
nier/Guidetti 2015). Es wird daher empfohlen, verschiedene Indikatoren und deren langfristi-
ge Trends in den Blick zu nehmen. Um eine bestmögliche Vergleichbarkeit und Aussagekraft 
zu erreichen, folgen wir der einschlägigen Literatur und analysieren die Profitentwicklung 
für den VGR-Sektor nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften.

In Tabelle 3 wird die zeitliche Entwicklung von sieben verschiedenen Profitabilitätsindikato-
ren gezeigt. Die Indikatoren basieren darauf, dass Profitmaße in Beziehung zur Wertschöp-
fung oder zum eingesetzten Kapital gesetzt werden. Exakte Definitionen finden sich in den 
Anmerkungen zu Tabelle 3. Die Indikatoren (1) bis (5) basieren auf VGR-Kennzahlen; (1), (4) 
und (5) werden in Deutsche Bank (2017) verwendet, Indikator (3) wird von der Generaldirek-
tion Wettbewerb genutzt und (1) und (4) sind direkt von Eurostat übernommene Indikatoren. 
Die Nettoprofitquote (Indikator 3) ist konzeptuell den anderen Maßen überlegen, weil eine 
Berücksichtigung der Kapitalkosten eine Abschätzung der pure profits ermöglicht. Die In-
dikatoren (2) und (3) sind durch Lequiller/Blades (2014) motiviert, die die Verwendung von 
Nettogrößen empfehlen, d.  h. die um Abschreibungen bereinigten Bruttogrößen, weil diese 
die Performance von Unternehmen besser abbilden. Die Maße (6) und (7) sind aus Unterneh-
mensbilanzdaten abgeleitet, direkt in der BACH-Datenbank verfügbar und werden auch in der 
Studie der OeNB von Fenz et al. (2020) als Profitabilitätsindikatoren herangezogen. Zusammen 
bilden diese Indikatoren eine breite Auswahl an Indikatoren über einen Zeitraum von etwa 25 
Jahren, womit den Empfehlungen in der Literatur entsprochen wird.
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Die Indikatoren in Tabelle 3 zeigen deutliche Unterschiede zwischen den vier Ländern. Wäh-
rend die Profitabilitätsindikatoren für Österreich und Belgien durchwegs steigende Trends 
zwischen 1995 und 2020 aufweisen, ist für Deutschland und Italien ein teilweise abnehmender 
Trend zu beobachten. In Österreich zeigt sich für alle Maße der Profitabilität – mit Ausnahme 
der Eigenkapitalrendite, die weitgehend konstant bleibt – eine Zunahme, die im Median aller 
Indikatoren (außer (3)) bei 12,5 % liegt. Insbesondere die Indikatoren (1)–(2) und (4)–(5) zeigen 
eine ausgeprägte zyklische Komponente: Die Profitabilität steigt von 1995 bis zur Finanz- und 
Wirtschaftskrise an und nimmt danach wieder ab, wobei die letzte Beobachtung in der Zeit-
reihe stets über dem Ausgangswert liegt. Besonders hoch sind die Steigerungen der Profita-
bilitätsquote (+50 %) und bei der Nettoprofitquote (+27 Prozentpunkte), am geringsten bei der 
Kapitalrendite mit +8 %. In Belgien beträgt die Medianzunahme über alle Indikatoren (außer 
(3)) 12,8 % und ist damit de facto ident mit der Entwicklung in Österreich; die entsprechenden 
Werte für Deutschland und Italien sind –13,5 % und –12,0 %. Österreich weist bei fünf von sie-
ben Indikatoren die höchsten Steigerungsraten auf. 

Die dargestellten Entwicklungen weisen auf eine trendhaft steigende Profitabilität der öster-
reichischen Unternehmen hin. Diese Zunahme fällt in Österreich stärker aus, als in den Ver-
gleichsländern. Dies kann als weiterer Hinweis für steigende Unternehmensmacht interpre-
tiert werden. 

18	 Eine ausführliche Diskussion der Interpretationsprobleme von Konzentrationsindikatoren als Metrik zur Erfas-
sung von Unternehmensmacht findet sich in Teil 1 zu diesem Beitrag (Reiner/Bellak 2023).

4.2  Konzentration

Konzentration ist neben der Analyse von Markups ein vielverwendetes, aber auch umstrit-
tenes Maß zur Analyse von Unternehmensmacht (OECD 2018; Shapiro 2018; Reiner/Bellak 
2023).18 Grundlegende Beiträge zum theoretischen Verständnis von Konzentrationsprozessen 
stammen dogmengeschichtlich betrachtet zunächst von Karl Marx (Marx 1957; Davis/Orhan-
gazi 2021) und dann im 20. Jahrhundert von industrieökonomischen Modellen über das Struc-
ture-Conduct-Performance-Paradigma, Produktlebenszyklen und endogene sowie exogene 
sunk costs (Cabral 2017; Berry et al. 2019). 

Gesellschafts- und wettbewerbspolitisch ist zumeist die von Marx als Zentralisation bezeich-
nete Verschmelzung von Einzelkapitalien, modern als externes Unternehmenswachstum oder 
Mergers & Acquisitions bezeichnet, im Zentrum der Diskussion über Konzentrationsprozes-
se. Eine Zunahme der Konzentration über endogenes Unternehmenswachstum (von Marx als 
„Konzentration“ bezeichnet) findet dagegen eher Akzeptanz. Nach Lamoreaux (2019, 111) ist 
dies jedoch zu hinterfragen, weil „companies that grow large through innovation are no less 
likely than those that grow large by merger to turn to anticompetitive practices to maintain 
their advantage“.
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Neben der Marktkonzentration wird in empirischen Analysen zumeist die Branchenkonzen-
tration auf nationaler Ebene analysiert. Konzentrationsmaße werden zumeist für Umsätze 
ermittelt, aber in Abhängigkeit von der Datenlage werden auch eine Beschäftigten- oder Wert-
schöpfungskonzentration berechnet. Für eine kleine offene Volkswirtschaft wie Österreich 
spielen Importe und eine dadurch möglicherweise induzierte Importkonkurrenz eine wich-
tige Rolle. Diese Effekte bleiben bei Konzentrationsanalysen aber aus Gründen der Datenver-
fügbarkeit zumeist – wie auch in dieser Studie – unberücksichtigt.19

Eine Analyse von Konzentrationsmaßen sollte im Idealfall Unternehmensmikrodaten ver-
wenden. Weil dies in Österreich nur sehr eingeschränkt gegeben ist, besteht kaum Wissen 
über gesamtwirtschaftliche Konzentrationstendenzen. Dies steht in Kontrast etwa zu den USA 
oder Deutschland, wo regelmäßig Konzentrationsmaße vom Census Bureau bzw. der Mono-
polkommission publiziert werden. 

Für die Zeitperiode 1997–2006 gibt es berechnete Herfindahl-Hirschman-Indizes im Rahmen 
des EU-KLEMS-Projektes (Release 2008). Je nach Land ist dieser Indikator für etwa 40 2-Stel-
ler-Branchen verfügbar. Um die Länder zu vergleichen, wurde der Anteil an Branchen mit 
steigenden HHI berechnet: Deutschland 44 %, Belgien 39 %, Österreich 31 % und Italien 14 %. 
Damit überwiegt in allen Ländern der Anteil der Branchen mit abnehmender bzw. konstanter 
Konzentration. Dieses Ergebnis steht jedenfalls in starkem Kontrast zur vielzitierten Unter-
suchung des Economist (2016), wonach in den USA etwa 67 % aller Branchen zunehmende Kon-
zentrationsraten zwischen 1997 und 2012 aufweisen. Dieser Vergleich ist neben dem Zeitraum 
allerdings auch deswegen eingeschränkt, weil die US-Ergebnisse auf einer deutlich stärker 
disaggregierten Branchenebene (893 Branchen) sowie dem CR4 und nicht dem HHI basieren. 

Der Anteil der Beschäftigten in Unternehmen mit mehr als 1.000 Beschäftigten an allen Be-
schäftigten einer Branche entspricht konzeptuell der megafirm ratio bei Hall (2018), wenn-
gleich Hall 10.000 Beschäftigte als Schwellenwert für US-Daten wählt und 2-Steller analysiert. 
Für Österreich kann die WKO-Größenklassenauswertung nach Sparten verwendet werden; 
die Leistungs- und Strukturerhebung hat 250 Beschäftigte als höchsten Schwellenwert und 
ist daher nur bedingt nützlich. In Tabelle 4 wird zusätzlich auch der Anteil der Beschäftigten 
in Unternehmen mit 500–999 Beschäftigten dargestellt, um etwaige Verschiebungen zwi-
schen den beiden größten Beschäftigungsgrößenklassen zu erfassen. Im Folgenden wird der 
Beschäftigtenanteil in Unternehmen mit mehr als 1.000 Beschäftigten in Anlehnung an Hall 
(2018) als megafirm ratio bezeichnet. Der Vergleich der Jahre 2019 und 2021 ermöglicht eine 
grobe Einschätzung, inwieweit es durch die COVID-19-Pandemie zu einer steigenden Konzen-
tration kam, so wie dies etwa vom Internationalen Währungsfonds aufgrund steigender In-
solvenzrisiken von v. a. Klein- und Mittelunternehmen erwartet worden ist (Akcigit et al. 2021; 
Diez 2021).

19	 Bezüglich Importkonkurrenz und Konzentration weisen Cowling/Tomlinson (2005) darauf hin, dass aufgrund der 
Entstehung von globalen Produktionsnetzwerken, die überwiegend von Oligopolunternehmen aus dem globalen 
Norden gesteuert werden, steigende Importe nicht notwendigerweise ein Hinweis auf mehr Konkurrenz und De-
konzentration sind. 
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Die höchste Beschäftigtenkonzentration in Großunternehmen mit mehr als 1.000 Beschäftig-
ten weisen 2022 gemäß Tabelle 4 Banken und Versicherungen (47,6 %), Industrie (38 %) sowie 
Transport und Verkehr (35  %) auf. Der Anteil der Großunternehmen mit mehr als 1.000 Be-
schäftigten bzw. 500–999 Beschäftigten nahm in jeweils vier (drei) Branchen zwischen 2009 
und 2022 zu (ab). Während bei Hall (2018) etwa 80 % der Branchen in den USA eine zunehmende 
megafirm ratio aufweisen, liegt der Anteil auf Basis von Tabelle 4 damit bei etwa 60 %. Über alle 
Sparten zusammen ergibt sich für Österreich eine Zunahme der megafirm ratio von 20,9 % auf 
21,8 %. Am eindeutigsten sind die Konzentrationsprozesse in Gewerbe und Handwerk sowie 
bei Banken und Versicherungen, weil hier die Beschäftigtenanteile sowohl in Unternehmen 
mit mehr als 1.000 Beschäftigten als auch in jenen mit 500–999 Beschäftigten zunahmen. Die 
stärksten Zunahmen der Beschäftigtenkonzentration verzeichneten mit +50,9  % Handwerks- 
und Gewerbeunternehmen mit mehr als 1.000 Beschäftigten, gefolgt von Industrieunterneh-
men mit mehr als 1.000 Beschäftigten (+31,8 %). Allerdings ist anzumerken, dass die Konzent-
rationszunahme in der Industrie von einem deutlich höheren Konzentrationsausgangsniveau 
im Jahr 2009 aus stattfand und daher besondere Aufmerksamkeit verdient. 

Die kurzfristigen Veränderungen zwischen 2019 und 2022 zeigen bei vier von sieben Spar-
ten sowie für alle Sparten zusammen eine leichte Abnahme der megafirm ratio. Dieses über-
raschende Ergebnis kann wohl mit den relativ hohen Unterstützungszahlungen an österrei-
chische Unternehmen während der COVID-19-Pandemie erklärt werden (Elsinger et al. 2022). 
Allerdings könnten die erwarteten Konzentrationseffekte auch erst mit einiger Verzögerung 
eintreten und daher 2022 noch nicht vollständig in den Daten sichtbar sein (KSV1870 2023). 

Freilich führt das hohe Aggregationsniveau der Branchenklassifikation nach Sparten der 
WKO dazu, dass markante Unterschiede verdeckt werden. Beispielsweise ergibt sich für den 
Lebensmitteleinzelhandel ein Marktanteil nach Umsatz im Jahr 2022 der Top-5-Unternehmen 
von ca. 95 %; in den Branche Drogerie/Parfümerie und Sporthandel liegt der entsprechende 
Anteilswert mit jeweils über 85 % ebenfalls sehr hoch (Regio Data 2022). Auch verborgen bleibt 
etwa die Tatsache, dass einige wenige Großunternehmen und wohlhabende Familien eine 
überragende Rolle als Eigentümer im Mediensektor spielen (Dammerer et al. 2023).
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Tabelle 4: Beschäftigtenanteile von Unternehmen nach Spartengliederung der Wirtschafts-
kammer Österreich mit 500–999 und mehr als 1.000 unselbstständig Beschäftigten, 2009–2022

  Gewerbe und Handwerk Industrie Handel Bank und Versicherung

>1.000 500–999 >1.000 500–999 >1.000 500–999 >1.000 500–999

2009 7,2 % 5,8 % 28,8 % 19,5 % 28,8 % 6,1 % 46,5 % 13,5 %

2015 11,7 % 4,3 % 30,4 % 19,0 % 29,5 % 6,3 % 48,7 % 11,8 %

2019 11,3 % 5,7 % 35,8 % 18,2 % 29,3 % 5,8 % 49,4 % 11,7 %

2021 10,4 % 6,2 % 36,5 % 17,7 % 29,8 % 5,5 % 47,5 % 14,2 %

2022 10,8 % 6,1 % 38,0 % 16,9 % 30,2 % 5,2 % 47,6 % 13,8 %

Veränderung 
2009–2022 in % 50,9 % 4,6 % 31,8 % –13,2 % 4,9 % –14, 8% 2,5 % 2,5 %

  Transport und Verkehr Tourismus und Freizeit-
wirtschaft

Information und Con-
sulting

Alle Sparten

>1.000 500–999 >1.000 500–999 >1.000 500–999 >1.000 500–999

2009 42,5 % 2,6 % 3,2 % 3,0 % 12,0 % 5,0 % 20,9 % 8,1 %

2015 40,0 % 2,8 % 1,4 % 2,2 % 11,7 % 6,8 % 21,9 % 7,6 %

2019 38,3 % 3,5 % 1,6 % 3,6 % 10,1 % 6,2 % 22,0 % 7,8 %

2021 35,8 % 3,5 % 1,4 % 3,1 % 8,1 % 7,2 % 21,4 % 7,9 %

2022 35,0 % 4,4 % 2,3 % 2,7 % 8,5 % 7,2 % 21,8 % 7,7 %

Veränderung 
2009–2022 in % –17,6 % 71,1 % –27, 8% –9,7 % –29, 1% 43,9 % 4,4 % –5,0 %

 
Quelle: WKO Statistik; eigene Berechnungen.

 
Als weitere Datenquelle zur Konzentration in Österreich verwenden wir die Mikrodaten zu 
den 500 größten Unternehmen (Trend top 500). Umsatzsummen und Beschäftigungssummen 
für die Top 500, Top 100 und Top 50 werden zum Produktionswert laut VGR (dieser ist dem be-
triebswirtschaftlichen Umsatzkonzept ähnlich) ins Verhältnis gesetzt sowie zu den unselbst-
ständig Erwerbstätigen gemäß Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung. Diese Maßzahlen ent-
sprechen konzeptuell der „aggregierten Unternehmenskonzentration“, die von der deutschen 
Monopolkommission in dem alle zwei Jahre erscheinenden sogenannten Hauptgutachten 
publiziert wird. Hierfür werden die Anteile der 100 bzw. 10 größten Unternehmen an gesamt-
wirtschaftlicher bzw. branchenspezifischer Wertschöpfung, Beschäftigung und Umsatz analy-
siert. Die aggregierte Unternehmenskonzentration soll unter anderem die Tatsache erfassen, 
dass Großunternehmen neben ihrer wirtschaftlichen Bedeutung auch eine erhöhte „politische 
Aufmerksamkeit“ (Monopolkommission 2022, 9) erfahren.

Die Entwicklung von 2007 bis 2020 lässt sich folgendermaßen charakterisieren (Abbildung 6): 
Für die Top 500 liegt der Umsatzanteil am Produktionswert bei fast 70 % und nimmt von 2007 
bis 2020 leicht ab. Für die Top-100-Unternehmen nach Umsatz ergibt sich demgegenüber eine 
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leichte Zunahme der aggregierten Unternehmenskonzentration und für die Top 50 erneut 
eine Abnahme. Diesem Befund einer mehr oder weniger konstanten Konzentration nach Um-
satz steht ein eindeutig positiver Trend bei der Betrachtung von Beschäftigungsdaten gegen-
über. So stieg etwa der Anteil der Top-500-Unternehmen an den unselbstständig Erwerbstäti-
gen innerhalb von 14 Jahren von ca. 41 % auf 50 %.

Abbildung 6: Entwicklung des Anteils der größten Unternehmen Österreichs an Produktions-
wert und Gesamtbeschäftigung, 2007–2020
 

Anmerkungen: Die Top 100 und Top 50 bei der Gesamtbeschäftigung beziehen sich auf die 100 bzw. 50 größten Unter-
nehmen nach Beschäftigung aus der Menge der Trend Top-500-Unternehmen. Daten: Trend Top 500, versch. Jahrgänge, 
Statistik Austria (VGR, Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung).

Eine alternative Verwendung von Konzentrationsmaßen zur Schätzung der Wettbewerbs-
intensität findet sich bei Friesenbichler/Reinstaller (2020). Darin wird der Hirschmann-Her-
findahl-Index verwendet, um die Marktkonzentration bei exportierten Waren zu erfassen. 
Dahinter steht folgende vereinfachende Annahme: Je höher die Konzentration auf einem Ex-
portmarkt, desto geringer die Wettbewerbsintensität und desto höher die Marktmacht. Dieses 
Maß ist insofern eine sinnvolle Ergänzung für traditionelle Konzentrationsmaße, als letztere 
zumeist nur den Wettbewerb für die im Inland ansässigen Unternehmen erfassen. Die Ergeb-
nisse zeigen einen U-förmigen Trend: Nach einer Abnahme der Marktkonzentration in den 
Jahren 2000–2010 nimmt die Marktkonzentration wieder zu und ist 2018 beinahe auf einem 
vergleichbaren Wert wie 2000. Das Niveau der Marktkonzentration liegt auf Österreichs Ex-
portmärkten unter jenem der führenden europäischen Innovationsnationen (Innovation Lea-
ders).
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Zusammengenommen sind die Ergebnisse der Konzentrationsindikatoren ambivalent und 
aufgrund der Datenlage mit Vorsicht zu interpretieren. Es zeigen sich in verschiedenen Bran-
chen und Größenklassen Tendenzen zur Dekonzentration und Konzentration. Letzteres trifft 
auf Exportmärkte und vor allem für die Beschäftigung zu. So stieg der Beschäftigtenanteil von 
Großunternehmen in Österreich sowohl innerhalb einiger Branchen als auch in der Volks-
wirtschaft. In Summe überwiegen seit der Finanzkrise 2008 die Hinweise auf steigende Kon-
zentrationstendenzen in Österreich.

20	 Zu beachten ist, dass nicht jeder Markteintritt eine Neugründung eines Unternehmens voraussetzt. So kann etwa 
ein etabliertes Unternehmen beispielsweise durch Exporte in einen neuen Markt eintreten, oder ein Unternehmen 
aus einer verwandten Branche erweitert seine Produktpalette innerhalb bestehender institutioneller Unter-
nehmensgrenzen. Unter bestimmten Voraussetzungen kann es bei freiem Markteintritt auch zu Gründungsraten 
kommen, die vom Standpunkt der gesamtgesellschaftlichen Effizienz aus zu hoch (niedrig) sind (Cabral 2017). 

4.3  Unternehmensdynamik

Zwischen Unternehmensdynamik, Marktmacht, Profiten sowie Konzentration besteht eine 
wechselseitige Abhängigkeit (Naudé 2022; Philippon 2019). Hohe Profite in vermachteten 
Märkten und kommerziell ungenutzte Technologien motivieren Markteintritte durch Neu-
gründungen, die wiederum einen Effekt auf die Profite der bestehenden Unternehmen ha-
ben können. Die ausgelöste Unternehmensdynamik kann die Machtposition von etablierten 
Unternehmen bedrohen, die Persistenz der Dominanz von etablierten Unternehmen beenden 
und die Dekonzentration von Märkten fördern. Diese Zusammenhänge werden in der Theorie 
der contestable markets untersucht, die das Kriterium der Offenheit von Märkten für Neuein-
tritte als zentrales Charakteristikum zur Einschätzung der Wettbewerbsintensität hervorhebt 
(Baumol et al. 1982). Im Extremfall von perfect contestability verhalten sich auch Monopolisten 
wie bei vollkommener Konkurrenz, weil überhöhte Preise unmittelbar zu Markteintritten im 
Sinne einer Hit-and-Run-Strategie führen würden. Dieses Modell setzt die Abwesenheit von 
Markteintritts- und Marktaustrittsbarrieren voraus. Allerdings: „There are few known exam-
ples of such markets“ (Carlton/Perloff 2015, 30).20 Trotzdem spielte diese Argumentationsfigur 
der perfect contestability eine wichtige Rolle in der Formierung der „Chicago School of Anti-
trust“. Robert Bork (1978), der die theoretischen Grundlagen für dieses Paradigma in dem Buch 
„The Antitrust Paradox“ zusammenfasste, kritisierte den barriers-to-entry approach der „Har-
vard School of Antitrust“ und definierte Eintrittsbarrieren gleichsam als „out of existence“, 
wie Oliver Williamson (1979, 529) in einer Buchrezension anmerkt. Die wettbewerbspolitisch 
folgenreiche Schlussfolgerung von Bork war nun, dass die Marktstruktur keinerlei Informa-
tion über ökonomische Machtverhältnisse biete, weil aufgrund der Annahme einer ständig ge-
gebenen Bestreitbarkeit von Märkten Marktergebnisse nur das Ergebnis von Effizienz seien 
können.

Aber auch hohe Gründungs- und Schließungsraten sind nicht notwendigerweise ein Hinweis 
auf eine hohe Wettbewerbsintensität (Competition & Market Authority 2022). Wettbewerbs-
erhöhende Effekte durch Unternehmensgründungen werden vor allem unter den folgenden 
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Bedingungen realisiert: wenn die Markteintritte aufgrund neuer Geschäftsmodelle oder Tech-
nologien eine wirksame Konkurrenz entfalten (Shane 2009), die Marktzutrittsbarrieren nied-
rig sind (Kritikos 2014) und keine Übernahme der potenziellen Konkurrenz durch dominante 
Unternehmen in einem frühen Stadium des Unternehmenslebenszyklus von Start-ups statt-
findet (preventive merger), wie dies etwa bei den Übernahmen von Instagram und WhatsApp 
durch Facebook der Fall war (Canon 2020). 

Die Empirie zeigt jedoch, dass der Beitrag der Unternehmensdynamik zur Wettbewerbssteige-
rung zunehmend geringer ausfällt. In den USA nehmen die Gründungs- und Schließungsraten 
seit den 1980er-Jahren ab. Seit den 2000er-Jahren sind alle Branchen von diesem Trend erfasst 
worden (Decker et al. 2016). Philippon (2019) und Furman (2016) interpretieren dies als Evi-
denz für eine abnehmende Wettbewerbsintensität in den USA. Neuere Untersuchungen für 
Europa ergeben, dass die Abnahme der Unternehmensdynamik seit 2000 in Europa mit einer 
kumulativen Abnahme der Gründungsraten um 3 % ähnlich stark ausgeprägt war wie in den 
USA (Calvino et al. 2020; vgl. kritisch hierzu Cavalleri et al. 2019). Der Befund eines negativen 
Trends in der Unternehmensdynamik lässt sich nach Naudé (2022) für die Gruppe der reichen 
Länder verallgemeinern. Anstatt der in den 1990er-Jahren erwarteten und politisch geförder-
ten Wachstumsdynamik durch junge, kleine und innovative Unternehmensgründungen er-
gibt sich nunmehr ein gänzlich anderes Bild: „If anything, advanced economies are experien-
cing a very undynamic [Herv. i. Orig.] form of capitalism, amounting to a move away from the 
entrepreneurial toward the ‚ossified economy‘ (…)“ (Naudé 2022, 106). Weniger Markteintritte 
und Marktaustritte, eine abnehmende Bedeutung von jungen und kleinen Unternehmen so-
wie eine geringere Produktivitätsdynamik sind einige Merkmale einer ossified economy.21 

Für Österreich zeigt Abbildung 7 die Entwicklung der Unternehmensdynamik für alle Bran-
chen auf Basis von Daten der WKO und der Statistik Austria. Die Neugründungsrate laut 
WKO-Mitgliedern stieg von 1993 bis 2001 auf 9  % an, um dann auf diesem Wert bis 2010 zu 
stagnieren; danach setzte ein Abwärtstrend auf knapp unter 7 % ein. Für die kürzere Zeitreihe 
der Daten zur Unternehmensdemografie der Statistik Austria lässt sich eine ähnliche Tendenz 
nachweisen, wobei der negative Trend vor allem in den Jahren 2017–2020 deutlich stärker aus-
geprägt ist. Die COVID-19-Pandemie hat damit im Jahr 2020 einen bereits bestehenden negati-
ven Trend vermutlich lediglich verstärkt. Zwischen 2007 und 2021 kam es insgesamt zu einer 
Abnahme der Gründungsrate um 25 % auf 6 %. In absoluten Häufigkeiten entspricht dies einem 
Rückgang von 39.181 (2007) auf 35.371 (2021) Gründungen. Demgegenüber steht eine Zunahme 
um 3,9 % bei der Schließungsrate, woraus sich zusammen mit der sinkenden Gründungsrate 
eine substanzielle Abnahme der Nettoneuzutritte von 14.508 (2007) auf 4.239 (2021) errechnen 
lässt, ergibt (–71 %). 

21	 Die Ursachen für die abnehmende Unternehmensdynamik sind Gegenstand der wissenschaftlichen Diskussion. 
Konzentration und steigende Marktmacht aufgrund von Patenten und Datenmonopolen sind nach Akcigit/Ates 
(2019) eine mögliche Erklärung. Naudé (2022) betont neben angebotsseitigen Faktoren insbesondere auch die Rolle 
von langfristigen Nachfrageveränderungen.
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Ähnlich wie in Deutschland und anderen OECD-Ländern ergibt sich damit zumindest für das 
letzte Jahrzehnt ein Befund rückläufiger Unternehmensdynamik, was angesichts der zahl-
reichen Gründungsförderprogramme, regulatorischer Vereinfachungen sowie der Propagie-
rung von Entrepreneurship in Schulen und Universitäten unerwartet ist (World Bank 2020; 
Reiner et al. 2020). Eeckhout (2021, 13) merkt hierzu an: „If at a cocktail party you insist that 
startups are down, you risk not being taken seriously. […] It may have come as a surprise, but 
the startup boom is a myth.“

Abbildung 7: Neugründungsraten und Schließungsrate in Österreich in Prozent, 1993–2022
 

 
Anmerkungen: Daten: WKO Statistik, Statistik Austria. Der Bruch in der Zeitreihe im Jahr 2008 ist auf eine geänderte 
rechtliche Lage und die damit geänderte Erfassung für die 24h-Personenbetreuung im Abschnitt Q „Gesundheits- und 
Sozialwesen“ zurückzuführen (https://www.statistik.at/web_de/statistiken/wirtschaft/unternehmen_arbeitsstaetten/
unternehmen_ab_az_2011/index.html). Die Unternehmensdemografie der Statistik Austria bezieht sich auf Unternehmen 
mit und ohne unselbstständig Beschäftigte (im Gegensatz zur Arbeitgeberunternehmensdemografie). Berücksichtigt 
werden dabei alle außer die folgenden Wirtschaftsabschnitte: A, Teile von K, O, T und U. Die Zeitreihe der WKO basiert 
auf Kammermitgliedschaften. Die Raten setzen Gründungen bzw. Schließungen ins Verhältnis zum Bestand an Unter-
nehmen.

 
Abnehmende Dynamik lässt sich auch bei wissens- und forschungsintensiven Neugründun-
gen beobachten (Statistik Austria 2022a). Im Zeitraum 2011–2019 nahmen diese um ca. 19  % 
ab, wobei die Abnahme bei Gründungen mit unselbstständig Beschäftigten, also jenen Grün-
dungsprojekten, die über Einpersonenunternehmen hinausgehen und daher vermutlich 
einen größeren Einfluss auf den Wettbewerb nehmen, besonders stark ausfiel. So nahm etwa 
die Anzahl der wissens- und forschungsintensiven Gründungen mit 1–4 bzw. 10 und mehr un-
selbstständig Beschäftigten um 53 % bzw. 40 % ab. Das Pandemiejahr 2020 brachte eine weitere 
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Reduktion in der Gründungsdynamik, sodass sich für alle wissens- und forschungsintensiven 
Neugründungen von 2011 bis 2020 eine Abnahme von 30 % ergibt. Auch dieses Ergebnis ist im 
Einklang mit Studien aus Deutschland, wonach die Gründungszahl in der Wissenswirtschaft 
von 2005–2020 um 21 % gesunken ist (Bersch et al. 2022), und auch die USA mit Silicon Valley 
als dem medial meistbeachteten Zentrum von Hochtechnologiegründungen können sich die-
sem negativen Trend nicht entziehen (Haltiwanger et al. 2014). 

Hinweise auf eine geringere Dynamik im Unternehmenssektor bzw. eine hohe Persistenz zei-
gen sich nicht nur bei Gründungen, sondern auch bei börsennotierten Unternehmen. Eine 
Zunahme des Durchschnittsalters einer Unternehmenspopulation gilt als Evidenz für eine 
sinkende Unternehmensdynamik (OECD 2021). Die folgenden Zahlen ermöglichen zwar keine 
Aussagen über zeitliche Veränderungen, illustrieren aber zumindest für den Querschnitt eine 
hohe Persistenz in der Gruppe der dominanten Großunternehmen. Erixon/Weigl (2016) etwa 
berichten, dass keines der 100 wertvollsten Unternehmen Europas in den letzten 40 Jahren ge-
gründet wurde. Von den seit 1980 in Österreich gegründeten Unternehmen sind lediglich drei 
im ATX gelistet (Do & Co, AT&S, Immofinanz; Stand 8/2022)22. Die geringere Unternehmens-
dynamik in Österreich spiegelt sich letztlich in einer statistisch berechneten abnehmenden 
Geschwindigkeit des Strukturwandels wider, die mittlerweile unter dem europäischen Durch-
schnitt liegt (Dachs 2023).

Zusammengenommen ergibt sich damit für Österreich das Bild einer abnehmenden Unterneh-
mensdynamik. Damit folgt die österreichische Entwicklung dem negativen internationalen 
Trend. 

22	 Do & Co ist jedoch das einzige der drei Unternehmen, welches als genuine Neugründung (Gründungsjahr 1981) 
interpretiert werden kann. AT&S entstand 1987 als Zusammenschluss von drei bereits bestehenden Unternehmen, 
und die Immofinanz, das jüngste unter den drei Unternehmen, wurde von zwei etablierten Bankinstituten gegrün-
det.

23	 Die Wettbewerbsindikatoren des World Economic Forums wurden auch von der EZB verwendet, um den Einfluss 
von Wettbewerbsintensität auf Inflationsraten zu untersuchen (Przybyla/Roma 2005). 

4.4 � Einschätzungen der Wettbewerbsintensität durch  
Manager:innen

Als letzter Indikator wird die direkte Einschätzung der Wettbewerbsintensität durch Ma-
nager:innen verwendet. Im Fragebogen zu den Global Competitiveness Reports, publiziert 
vom World Economic Forum, finden sich zwei Fragen dazu (World Economic Forum 2019).23 
Erwähnt werden muss, dass Ökonom:innen Umfragedaten über stated preferences aus guten 
Gründen skeptisch betrachten. Fragt man daher direkt nach dem strategischen Kalkül, das Ma-
nager:innen bei der Beantwortung von Fragen zur Wettbewerbsintensität haben könnten, so 
kann vermutet werden, dass dieses darin liegt, eine höhere als die tatsächliche Wettbewerbs-
intensität anzugeben. Nicht zuletzt basiert ein Großteil der unternehmerischen Lobbyingakti-
vitäten auf dem Argument einer (zu) hohen Wettbewerbsintensität. 
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Umso überraschender sind die Ergebnisse der Befragungen aus den letzten zwölf Jahren, die 
für Österreich eine Abnahme des Wettbewerbs indizieren. In Abbildung 8 ist die wahrgenom-
mene Intensität des lokalen Wettbewerbs dargestellt. Für Österreich, Deutschland und Bel-
gien zeigt sich eine rückläufige Wettbewerbsintensität, während in Italien eine Zunahme zu 
beobachten ist. Das Ergebnis für die USA ist demgegenüber nicht im Einklang mit der These 
steigender Unternehmensmacht.

Abbildung 8: Intensität des lokalen Wettbewerbs (7 = extrem intensiv, 1 = sehr geringe Intensi-
tät)
 

 
Anmerkungen: Daten: Global Competitiveness Reports 2008/2009, 2010/2011, 2013/2014, 2015/2016, 2016/2017, 2017/2018, 
2018, 2019. Beispielhaft seien hier die Stichprobengrößen der befragten Manager:innen in Österreich für die Reports 
2008/2009 bzw. 2019 genannt: 73 bzw. 275. Die an Manager:innen gerichtete Frage lautet: „In your country, how intense is 
competition in the local markets?“ 

Als zweite Frage zur Unternehmensmacht wird im Global Competitiveness Report das Aus-
maß der Marktdominanz erfragt, wobei niedrigere Werte einen Markt beschreiben, der zu-
nehmend von einigen wenigen Unternehmen dominiert wird. Die Daten zeigen eine negative 
Tendenz und damit eine steigende Marktdominanz durch einige wenige Unternehmen für alle 
Länder, abermals mit der Ausnahme Italien. Für Österreich scheint diese Entwicklung sogar 
etwas stärker ausgeprägt als in den anderen Ländern. 
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Abbildung 9: Ausmaß der Marktdominanz (7 = viele gleich große Unternehmen, 1 = einige we-
nige Unternehmen dominieren) 
 

 
Anmerkungen: Daten: Global Competitiveness Reports 2008/2009, 2010/2011, 2013/2014, 2015/2016, 2016/2017, 2017/2018, 
2018, 2019. Beispielhaft seien hier die Stichprobengrößen der befragten Manager:innen in Österreich für die Reports 
2008/2009 bzw. 2019 genannt: 73 bzw. 275. Die an Manager:innen gerichtete Frage lautet: „In your country, how would you 
characterize corporate activity?“

Ein ähnliches Ergebnis wie zu den Befunden auf Basis der Global Competitiveness Reports er-
gibt sich für Österreich bei einer Analyse des Community Innovation Surveys. Darin werden 
Unternehmen alle zwei Jahre über ihre Innovationsaktivitäten befragt, und ein Fragebogenteil 
ist den Innovationsbarrieren von Unternehmen gewidmet. Die entsprechende Frage lautet: 
„Wie wichtig waren in den drei Jahren von 2018 bis 2020 die folgenden Innovationshemmnisse 
für Ihr Unternehmen?“ Eine Antwortkategorie lautet: „Zu hoher Wettbewerb im Markt.“24 Ver-
gleicht man den Anteil der Unternehmen, die einem zu intensiven Wettbewerb als Hindernis 
eine große Wichtigkeit zugemessen haben, so nahm dieser Anteil von 15,9 % (2014–2016) über 
12,6 % (2016–2018) auf 8,5 % (2018–2020) ab (Statistik Austria 2018; Statistik Austria 2022b).25

24	 Theoretisch ist die Frage nach dem Zusammenhang zwischen Innovation und Wettbewerb komplex und Gegen-
stand einer umfassenden Literatur (Bester 2010; Shapiro 2012; Cabral 2017). Ein zu intensiver Wettbewerb könnte 
etwa aufgrund der raschen Imitation durch Konkurrenzunternehmen die Anreize für Innovationsaktivitäten 
senken. Dies erklärt sich dadurch, dass die Fixkosten einer Innovation über eine (temporäre) Monopolrente er-
wirtschaftet werden müssen. Philippon (2019, 288 f.) argumentiert demgegenüber, dass Unternehmen durch ihr 
ständiges Streben nach Monopolmacht dahin wirken, dass die „empirical distribution of industries is biased toward 
insufficient competition“. Daher sei ein Zuviel an Wettbewerb zwar theoretisch denkbar, aber im Hinblick auf die 
wirtschaftliche Realität sei dies als ein „dog who did not bark“ einzustufen.

25	 Ein Zweistichprobentest für die Differenz der Anteilswerte auf eine Abnahme im Zeitablauf ergibt signifikante 
Ergebnisse auf dem Niveau von 1 % für alle drei Differenzen zwischen den drei CIS-Erhebungen: P(2014–2016) – 
P(2016–2018), P(2016–2018) – P(2018–2020) und P(2014–2016) – P(2018–2020). P bezeichnet dabei den Anteil in der 
Grundgesamtheit an innovativen Unternehmen, die intensiven Wettbewerb als großes Innovationshemmnis ein-
schätzen. 
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Eine weitere Bestätigung über die sich verändernde Einschätzung von Manager:innen folgt 
aus einer Auswertung von Geschäftsberichten amerikanischer Unternehmen. Dabei zeigt 
sich, dass die Begriffe Wettbewerb („competition“), Konkurrenten („competitors“) und Wett-
bewerbsdruck („pressure“) seit etwa 20 Jahren immer seltener verwendet werden (The Eco-
nomist 2017).

Im Ergebnis kann festgestellt werden, dass die Manager:innen eine tendenziell sinkende Wett-
bewerbsintensität in Österreich identifizieren.

5.  Resümee und wirtschaftspolitische Schlussfolgerungen

Die Debatte in Österreich war bislang durch eine Vielzahl von Erwartungen bezüglich einer 
gesteigerten Wettbewerbsintensität etwa aufgrund von Ostöffnung und EU-Beitritt geprägt, 
allerdings kaum durch empirische Befunde gestützt. Dies sowie die intensive internationale 
Debatte über steigende Unternehmensmacht, die interessanterweise bislang kaum in Öster-
reich rezipiert wurde, stellten eine zentrale Motivation dar, diese Befunde zu analysieren und 
durch eigene Datenanalysen zu ergänzen. 

Zusammengefasst spricht einiges dafür, dass die Macht von Unternehmen in Österreich ge-
stiegen ist. Dazu wurde ein Bündel von Indikatoren untersucht, da es keinen einzelnen Indika-
tor gibt, der die unterschiedlichen Dimensionen von Unternehmensmacht bzw. Wettbewerbs-
intensität widerspruchsfrei abbildet. Aufgrund der eingeschränkten Datenverfügbarkeit ist 
jedoch eine zurückhaltende Interpretation der empirischen Evidenz geboten. Insbesondere 
weist der Indikator der Markups auf eine steigende Monopolmacht – nicht nur in Österreich 
– hin. Die makro- und mikroökonometrische Evidenz zeigt zwar Schwankungen der Markups 
über die Zeit, jedoch gerade für die Periode seit der Finanzkrise 2008 zeigen Studien einen 
Anstieg in den hier analysierten Ländern, so unterschiedlich die Niveaus der Markups in den 
Ländern auch sein mögen. Untersuchungen auf Basis von Mikrodaten und unter Verwendung 
moderner Methoden zeigen für Österreich eine langfristige Zunahme der Monopolmacht, die 
über zyklische Schwankungen hinausgeht. Auch Profitabilitätsindikatoren, Konzentrations-
raten, Marktein- und -austritte sowie Umfragen weisen auf unternehmensmachtverstärkende 
Tendenzen in Österreich hin. Damit kann die Frage im Titel dieses Beitrags „Hat die ökonomi-
sche Macht von Unternehmen in Österreich zugenommen?“ auf Basis der diskutierten Daten 
und Indikatoren mit einem vorsichtigen „Ja“ beantwortet werden. 

Will man die ökonomische Macht von Unternehmen wirtschaftspolitisch mitbestimmen, ist, 
wie in Teil 1 zu diesem Aufsatz gezeigt wird (Reiner/Bellak 2023), ein Fokus auf den traditio-
nellen Begriff der Marktmacht nicht ausreichend. Vielmehr geht es um eine neue Balance 
zwischen wettbewerbsfördernden Maßnahmen und wettbewerbsbeschränkenden Politik-
interventionen, welche die Rolle von Unternehmensmacht differenziert adressieren. Eine 
solche Agenda geht über die traditionellen Aufgaben von Wettbewerbsbehörden hinaus und 
verlangt einen whole-of-government approach. Vorbild könnten hier etwa die zwei Executive 
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Orders zur Steigerung des Wettbewerbs unter den Präsident Obama und Biden sein,26 die bei-
de vom folgenden Prinzip getragen sind: „Promoting competitive markets and ensuring that 
consumers and workers have access to the information needed to make informed choices must 
be a shared priority across the Federal Government.“27 Im Rahmen dieser breiten Aktivitäten 
kommt dem öffentlichkeitswirksamen Hinweis auf den Missbrauch von Unternehmensmacht 
durch die Wettbewerbsbehörden aber freilich eine zunehmend wichtige Rolle zu (competition 
advocacy). Tatsächlich muss aber betreffend die Akteurskonstellation über Exekutivorgane 
der Politik und traditionell gut vertretene Akteure (wie z. B. die Sozialpartner) hinausgedacht 
werden. Relevante Gruppen der Zivilgesellschaft einzubinden und mit hochwertigen Informa-
tionen zu versorgen, um so einen öffentlichen Diskurs zu befördern, erscheint angesichts der 
Komplexität der mit Unternehmensmacht verbundenen Probleme als notwendige Maßnahme 
einer liberalen Demokratie im 21. Jahrhundert. Die Komplexität wiederum ergibt sich zum 
einen aus der Interaktion von Unternehmensmacht mit weiteren Ursachen des Marktversa-
gens (z. B. negative Umweltexternalitäten, asymmetrische Information) und zum anderen aus 
den positiven Rückkoppelungen zwischen den unterschiedlichen Formen von Unternehmens-
macht, insbesondere jener zwischen ökonomischer und politischer Macht (Reiner und Bellak 
2023). 

Die steigende Unternehmensmacht hat mittlerweile zu einer Reihe von wichtigen Reform-
vorschlägen für eine verschärfte Wettbewerbspolitik geführt, die z. B. in Akcigit et al. (2021), 
Berry et al. (2019) oder Stiglitz (2017) zusammengefasst sind. Wir möchten im Folgenden aus-
gewählte Reformoptionen erörtern:

(i) Überwindung der ausschließlich ökonomischen Betrachtung von Unternehmensmacht als 
Grundlage der Wirtschaftspolitik: Mit anderen Worten muss die Tatsache, dass Unternehmens-
macht in politischer Macht münden kann, Handlungsanleitung für wirtschaftspolitische 
Interventionen sein. Unternehmensmacht gemäß der in diesem Aufsatz erarbeiteten breiten 
Definition muss in den Mittelpunkt der Diskussion über die Rolle von Unternehmen in kapi-
talistisch-demokratischen Systemen gestellt werden, da sie vielfältige Konsequenzen hat. In 
der amerikanischen Debatte wird dieser Zugang als antimonopoly bezeichnet, ein Begriff, der 
auf den Richter Louis Brandeis zurückgeht und von der Überzeugung getragen ist, dass die 
Konzentration ökonomischer Macht die Konzentration von politischer Macht fördert. Daher 
würde die Struktur von Märkten einen Einfluss auf die demokratische Ausgestaltung von Ge-
sellschaften haben (Khan 2018). Diese Überzeugung war übrigens eine zentrale Motivation für 
den Sherman Act von 1890, dem ersten expliziten Gesetz zur gesellschaftlichen Kontrolle von 

26	 Für die Executive Order vom 15.04.2016 (Obama) siehe https://obamawhitehouse.archives.gov/the-press-of-
fice/2016/04/15/executive-order-steps-increase-competition-and-better-inform-consumers und für jene vom 09.07.2021 
(Biden) siehe https://www.whitehouse.gov/briefing-room/presidential-actions/2021/07/09/executive-order-on-promoting-
competition-in-the-american-economy/ (abgerufen am 06.02.2023). 

27	 Executive Order vom 15.04.2016, „Steps to Increase Competition and Better Inform Consumers and Workers to 
Support Continued Growth of the American Economy“. Online verfügbar unter: https://obamawhitehouse.archives.
gov/the-press-office/2016/04/15/executive-order-steps-increase-competition-and-better-inform-consumers (abgerufen am 
06.02.2023). 
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Unternehmensmacht; das heute im Zentrum stehende Konzept der Konsumentenwohlfahrt 
spielte damals keine dominante Rolle (Glick 2022; Wilson 2019).

Wirtschaftspolitik, welche die Unternehmensmacht im Fokus hat, muss breiter sein als eine 
auf Konsumentenrente fokussierte Wettbewerbspolitik. Wie Khan (2017) anhand der Strate-
gien des Unternehmens Amazon überzeugend gezeigt hat, ist ein enger Fokus zudem bereits 
aus rein wettbewerbspolitischer Sicht problematisch: „[…] the current framework in antitrust 
– specifically its pegging competition to ‘consumer welfare’, defined as short-term price effects 
– is unequipped to capture the architecture of market power in the modern economy.“ 

(ii) Einbezug der Wettbewerbsintensität auf Inputmärkten: Die empirischen Untersuchungen zu 
Markups vernachlässigen die Analyse von Inputmärkten (Dobbelaere/Mairesse 2011). Aller-
dings zeigt nicht nur die von uns zitierte Literatur zu allgemeinen Gleichgewichtseffekten von 
Marktmacht, dass hohe Markups beispielsweise zu geringerer Beschäftigung führen können, 
sondern die Ergebnisse der empirischen Literatur zu Monopsonmacht der Inputproduzen-
ten deutet vielfach auf eine geringe Wettbewerbsintensität in diesen Märkten hin. Auch für 
Arbeitsmärkte wird immer deutlicher, dass die Annahme eines Konkurrenzmarktes nicht der 
Realität entspricht, weil auch hier Unternehmen über verschiedene Mechanismen Macht aus-
üben können. 

(iii) Strengere Fusionskontrollen auf nationalem und supranationalem Niveau, weil diese für 
Unternehmensmacht relevante Unternehmensgrößen zentral mitgestaltet und das wichtigste 
Ex-ante-Instrument der Wettbewerbspolitik ist. Akcigit et al. (2021) sprechen in diesem Zu-
sammenhang von einem „underenforcement in merger control“ (siehe auch Berry et al. 2019). 

(iv) Stärkung öffentlicher Institutionen (nicht nur Wettbewerbsbehörden, sondern auch Steuer-, 
Finanz- und Regulierungsbehörden, des Konsumentenschutzes sowie der unabhängigen Wirt-
schaftsforschung): Eine solche muss erfolgen, nicht nur, um den effizienten Vollzug der gesetz-
lichen Bestimmungen zu gewährleisten bzw. den im internationalen Vergleich bestehenden 
Rückstand Österreichs aufzuholen, sondern um eine wirksame Gegenmacht zum Unterneh-
menssektor zu schaffen, die der gestiegenen Unternehmensmacht Rechnung tragen kann. 

(v) Wohlbegründete Definition von Bereichen, in denen kein marktwirtschaftlicher Wettbewerb 
herrschen soll: In kapitalistisch-marktwirtschaftlichen Systemen ist eine hohe Wettbewerbs-
intensität essenziell – und zwar kurz- und langfristig. Kurzfristig, um eine effiziente Alloka-
tion knapper Ressourcen und eine leistungsorientierte Entlohnung der Produktionsfaktoren 
zu erreichen. Wettbewerb ist daher ein zentrales Instrument zur Erreichung allokativer und 
distributiver Ziele. Langfristig geht es um die Förderung dynamischer Effizienz durch Inno-
vationsaktivitäten und Strukturwandel sowie um eine Verhinderung des Aufbaus und Miss-
brauchs ökonomischer Machtpositionen, die zur systematischen Beeinflussung von Politik 
und Gesellschaft genutzt werden können.
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Das ordnungspolitische Ziel von Wettbewerbspolitik muss daher grundsätzlich die Förderung 
des Wettbewerbs sein, allerdings ebenso bedeutend ist es, anzuerkennen, dass Beschränkun-
gen des Wettbewerbs im gesamtgesellschaftlichen Interesse sein können. Dies betrifft unter 
anderem Bereiche der Industriepolitik, wobei Technologiepolitik ein wichtiges Beispiel dafür 
ist, wie temporäre Monopolmacht innovationsfördernd wirken kann. Auch die Daseinsvorsor-
ge ist einer speziellen Politik zu unterwerfen, da das primäre Ziel der Versorgungssicherheit 
nicht gegen das Ziel der Profitmaximierung eingetauscht werden darf. Wettbewerbsreduzie-
rende Regulierungen sollten jedenfalls methodisch nachvollziehbar mittels Kosten-Nutzen-
Analyse (KNA) und Multikriterienanalyse (MKA) in ihren volkswirtschaftlichen Auswir-
kungen analysiert und öffentlich diskutiert und nicht durch mehr oder weniger ideologische 
Vorannahmen beurteilt werden (OECD 2020).

Um die oben angeführten Maßnahmen zu evaluieren, ist ein konsequentes Monitoring der 
Unternehmensmacht, mit dem Ziel, diese zu begrenzen, unumgänglich. Darauf haben auch be-
reits die Sozialpartner mehrmals hingewiesen (Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen 2010). 
Nur so kann die Bedeutung und Entwicklung von Unternehmensmacht eingeschätzt werden, 
nur so kann eine breite gesellschaftliche Debatte über Vor- und Nachteile von Wettbewerb 
gestaltet werden, nur so können die komplexen Unternehmensverflechtungen im Sinne von 
common ownership (Vorbild: Hauptgutachten der deutsche Monopolkommission 2022) und 
verteilungspolitische Implikationen (Vorbild: „The State of UK Competition“ der Competition 
& Markets Authority 2022) aufgezeigt werden, und nur so kann somit die erforderliche Ba-
lance in der Wettbewerbsintensität zur Hintanhaltung exzessiver Unternehmensmacht her-
gestellt werden. 
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Appendix

A.1  Die Ableitung einer Schätzgleichung aus dem Roeger-Modell

Das Modell von Roeger (1995) hat international große Bedeutung zur Ermittlung von Markups 
erlangt. Häufiger zitierte Studien in alphabetischer Reihenfolge sind: Amador/Soares 2014; 
Amountzias 2017, 2018 u. 2019; Badinger, 2007; Banco De España (2019); Bloch/Olive 2003; Ca-
valleri et al. 2019; Christopoulo/Vermeulen 2008 u. 2012; Deutsche Bundesbank 2017; Dobbe-
laere 2004; Estrada 2009; Mazumder 2014; Montero/Urtasun 2014; Polemis/Fotis 2016; Rezitis/
Kalantzi 2011, 2012a, 2012b, 2013, 2016; Roeger 1995; Roeger et al. 2020; Shapiro 1987; Soares 
2020; Wilhelmsson 2006.

Der Anspruch des Roeger-Modells ist, das Endogenitätsproblem des sogenannten Hall-Modells 
(Hall 1988) zu lösen, dessen empirische Schätzung „variables correlated with output which are 
neither the cause nor the consequence of technological change“ (Badinger 2007, 499) für eine 
konsistente und valide Schätzung erfordert (siehe auch Konings/Vandenbussche 2005; Ver-
meulen/Christopoulo 2012). Das bedeutet, dass die nominelle Wachstumsrate der Produktivi-
tät unabhängig von der Wachstumsrate des Solow-Residuale geschätzt werden kann (Amount-
zias 2017, 452).

Ein gewinnmaximierendes Unternehmen trifft eine Entscheidung über die gewinnmaximale 
Preis-Mengen-Kombination. Dies stellt ein klassisches Maximierungsproblem dar, welches 
einem dualen Problem, nämlich der Kostenminimierung, zugeordnet werden kann. An dieser 
Dualität setzt die Methode von Roeger (1995) an.

Die zentrale Idee des Roeger-Modells war nun, diese Dualität in der Optimierung zu verwen-
den, um das Solow-Residuum, welches den unerklärten Teil des Produktivitätswachstums 
(Technologie) abbildet, nicht empirisch ermitteln zu müssen. Die Dualität, also Gewinnma-
ximierung als primales Problem und die Kostenminimierung als duales Problem, führt zwar 
zum gleichen Ergebnis hinsichtlich der gewinnoptimalen Mengen und Preise, jedoch analysie-
ren sie unterschiedliche Determinanten.

Im Modell von Roeger werden daher Gewinnspannen aufgrund der Gewinnmaximierungsent-
scheidung des Unternehmens als Verhältnis von Grenzkosten zu Marktpreis definiert. Sind im 
Roeger-Modell Grenzkosten und Marktpreis als Ergebnis des dualen Problems gleich, dann ist 
die Gewinnspanne null, und das Wachstum des Outputs entspricht makroökonomisch genau 
dem Wachstum der Inputs (bzw. das Wachstum der Marktpreise entspricht dem Wachstum 
der Inputkosten im dualen Problem): Marktform der vollkommenen Konkurrenz. 

Sind jedoch Marktpreise höher als die Grenzkosten, ist das ein Hinweis auf die Marktform der 
unvollkommenen Konkurrenz: Im primalen Problem ist damit nominell die Wachstumsrate 
des Outputs höher als jene der Inputfaktoren. Das Roeger-Modell bietet die Möglichkeit,  
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diesen Unterschied zu ermitteln, und das Ergebnis kann in eine direkt schätzbare Gleichung 
transformiert werden.28

Ausgangspunkt des Roeger-Modells ist die folgende Produktionsfunktion:

𝑞𝑡 �𝐴𝑡𝑞𝑡(𝑘,𝑙,𝑀), wobei 𝑞𝑡 … Output, 𝑙 … Arbeit, 𝑀 … Vorleistungen, 𝑘 … Kapital, 𝐴 … Produktivi-
tät.

Zu den zugrunde liegenden Annahmen ist Folgendes zu bemerken:

An die Form des technischen Fortschritts werden keine Restriktionen gestellt. Es wird ange-
nommen, dass der Einsatz der Produktionsfaktoren nicht mit Anpassungskosten verbunden 
ist. Unterstellt wird, dass technischer Fortschritt Hicks-neutral ist29 und mit einer konstanten 
Rate zunimmt: Dann ist 𝐴𝑡 = 𝐴𝑒–𝛳𝑡 (zur Erläuterung siehe unten Abschnitt A.2).

Problematisch ist, dass Roeger (1995) zwar unvollkommenen Wettbewerb auf Gütermärkten 
annimmt,30 aber nicht auf Inputmärkten. Inzwischen gibt es auch Erweiterungen des Roeger-
Modells, insbesondere wurde die Annahme vollkommenen Wettbewerbs auf dem Arbeits-
markt aufgegeben (siehe z. B. Estrada 2009; Soares 2020). Dies ist nicht nur aufgrund der of-
fensichtlichen realen Marktstrukturen auf dem Arbeitsmarkt von Bedeutung, sondern auch, 
weil „Blanchard and Giavazzi (2003) points out that product and labour markets are intimately 
connected. In other words, the market power of the firm determines the size of the rents, and 
the bargaining between the firm and the workers determines the distribution of these rents.“ 
Eine Verschiebung des Anteils von Kapital und Arbeit (z. B. aufgrund einer gesunkenen Ver-
handlungsmacht des Faktors Arbeit) würde somit im Roeger-Modell c. p. zu einer unterschied-
lichen Gewinnspanne führen.

Ebenfalls unzureichend im Roeger-Modell ist dem Aspekt der Marktabgrenzung Rechnung ge-
tragen: Untersuchungen auf Branchenebene sind problematisch, weil die ermittelten Effekte 
die Entwicklungen auf Firmenebene überlagern, da die Markups als Durchschnitt über die 
Firmen interpretiert werden müssen.31 Das primale Problem ist nun: max 𝜋 = 𝑅(𝑞) –  𝐶(𝑞)𝑞 , 

28	 Die Relevanz einer Analyse von Gewinnspannen mittels des Roeger-Modells für die Wettbewerbspolitik ist in 
Amountzias (2017, 451) diskutiert: Aus theoretischer Sicht zeigen positive Gewinnspannen, dass „consumer surplus 
is exploited by firms“, was sowohl einen gewissen Fokus der Wettbewerbspolitik auf Konsument:innen als auch 
einen Fokus auf Branchen bzw. dominante Unternehmen rechtfertigen kann.

29	 „Hicks-neutral technical change is change in the production function of a business or industry which satisfies 
certain economic neutrality conditions. […] A change is considered to be Hicks neutral if the change does not affect the 
balance of labor and capital in the products’ production function.“ Bei konstanter Kapitalintensität bleibt also auch die 
Lohnquote konstant, da die Wirkung des technischen Fortschritts proportional auf beide Faktoren ist.

30	 Das Modell von Hall (1988), auf dem Roeger aufbaut, nahm dagegen vollkommenen Wettbewerb auch auf Güter-
märkten an. 

31	 Beispielsweise berichten Cavalleri et al. (2017), dass „[t]he aggregate euro area markup has been fairly stable, 
varying around a value of 10–15 % and has even declined marginally since late 1990s/early 2000s, driven largely by 
developments in Manufacturing, and potentially the impact of trade and monetary integration in the euro area. 
There are industries and firms that have high (and rising) markups but such firms are not those with particularly 
high market shares; thus they do not impart a trend in the aggregate markup.“
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wobei 𝑅(𝑞) … Erlöse und 𝐶(𝑞) … Kosten; das duale Problem ist somit: min 𝐶 =  𝑤𝑙 + 𝑚𝑀 + 𝑟𝑘
𝑙,𝑚,𝑘

, wobei die Lagrange-Multiplikatoren dieser beiden Probleme invers verknüpft sind. Beide 
Probleme werden in der Regel unter Nebenbedingungen formuliert und mittels der Lagrange-
Funktion gelöst.

Die Herleitung des Markups erfolgt in vier Schritten, die im Folgenden erläutert werden:

1.  Die Bestimmung der Grenzkosten als Teil der Markup-Formel 
2.  Die Ermittlung des primalen und des dualen Solow-Residuals 
3.  Die Ermittlung des Markups μ durch Verknüpfung von Inputs und Outputs 
4.  Die Elimination des Produktivitätsschocks zur Herleitung der Schätzgleichung

1.  Die Bestimmung der Grenzkosten als Teil der Markup-Formel

Die Grenzkosten sind für uns von Interesse: Sie werden durch den Lagrange-Multiplikator aus 
der Kostenminimierung unter Nebenbedingungen ermittelt (siehe Abschnitt „Wachstumsra-
ten“ unten für die Herleitung der Entwicklung der Grenzkosten aus einer allgemeinen Kosten-
funktion). 

Da konstante Skalenerträge in der Produktionsfunktion angenommen werden, wird vorerst 
die Beziehung des Skalenparameters zu den Kosten der Produktion erläutert: Der Skalenpara-
meter drückt aus, um wie viel sich der Output erhöht, wenn die Inputfaktoren proportional 
erhöht werden. Das bekannte und wichtige Ergebnis der Gewinnmaximierung ist, dass das 
Output-Wachstum gleich dem Wachstum der Inputfaktoren mal Skalenertragsparameter plus 
Wachstum des Solow-Residuals ist.

Vom Skalenparameter sind die Skalenerträge (economies of scale) zu unterscheiden, die ange-
ben, wie sich die (Durchschnitts-)Kosten entwickeln, wenn der Output erhöht wird, wobei das 
Verhältnis der Inputfaktoren nicht gleich bleiben muss (siehe Pindyck/Rubinfeld 2017, 264) 
(Ausnahme: konstante Skalenerträge, welche dann gegeben sind, wenn das Verhältnis der In-
putfaktoren fix ist.)

Skalenerträge werden durch die sogenannte Kosten-Output-Elastizität  operationalisiert, die 

angibt, wie sich die Kosten entwickeln, wenn der Output um 1 % steigt: 
 
.

 Durch Umformung erhält man: 
 
, was genau dem Verhältnis der Grenzkosten zu den

Durchschnittskosten entspricht.

Liegen nun die Grenzkosten (GK) über den Durchschnittskosten (DK), dann steigen letztere 
(und vice versa). Benötigt man beispielsweise bei gegebenen Faktorpreisen zur Steigerung des 
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Outputs um eine Einheit weniger als eine Einheit von jedem Input, dann liegen die Grenzkos-
ten unter den Durchschnittskosten, und das bedeutet, dass die Durchschnittskosten sinken. 
Der Skalenparameter, der dem Verhältnis  entspricht, ist daher >1: steigende Skalenerträge. 
Sinkende Durchschnittskosten sind mit steigenden Skalenerträgen kompatibel (und vice ver-
sa).

Dieses Ergebnis gilt auch für die Wachstumsformulierung der Produktionsfunktion, wie in 
Basu/Fernald (1997, 253, Gleichung (2)) gezeigt: „Cost minimization implies that returns to 
scale equals the ratio of average to marginal cost.“ Da das Kostenminimum eines profitmaxi-
mierenden Unternehmens im Schnittpunkt der Grenzkosten mit dem Durchschnittskosten-
minimum liegt, diese beiden Kosten also gleich sind, ist die Kosten-Output-Elastizität 1, und 
damit sind die Skalenerträge konstant.32 Wie oben ausgeführt, bedeutet dies auch, dass der 
Skalenparameter 1 ist.33

32	 Badinger/Breuss (2005, 149 und Appendix A3) zeigen, dass bei steigenden Skalenerträgen die Gewinnspanne 
unterschätzt wird: „It follows that the estimates of  and  are downward biased in the presence of increasing returns. 
Similarly, the markup over marginal costs is underestimated in the presence of sunk costs, downward rigidities of 
the capital stock or labour hoarding; thus it has been suggested to interpret the markup implied by the estimate of B 
from (5) as lower bound.“ 

33	 Siehe auch Walheer (2019) zu einem empirischen Argument.
34	 Siehe Hall (1988).
35	 Siehe Roeger 1995. Ausführliche Darstellungen des Roeger-Modells finden sich etwa in Christopoulou/Vermeulen 

2008 u. 2012; Moreno/Rodriguez 2011, Rezitis/Kalantzi 2011, 2012a, 2012b, 2013; Soares 2020.)

2.  Die Ermittlung des primalen und des dualen Solow-Residuals

Unter der Annahme konstanter Skalenerträge und gewinnmaximierender Unternehmen wer-
den die beiden Solow-Residuale ermittelt:

Das primale SR (PSR) ist „quantity based“, das heißt, dass es auf der Gewinnmaximierung be-
ruht.
Das duale SR (DSR) ist „cost based“, das heißt, dass es auf der Kostenminimierung beruht.
Das primale Solow-Residual (PSR) wird, ausgehend von der Produktionsfunktion, aus der Ge-
winnmaximierungsbedingung abgeleitet und lautet in der Version mit Vorleistungen:

 .34

In unserer Darstellung wird lediglich ein zeitspezifischer Effekt unterstellt, wobei zusätzlich 
auch firmenspezifische bzw. branchenspezifische Effekte unterstellt werden können.

Die Herleitung des dualen Solow-Residuals (DSR) aufgrund des Kostenminimierungsprob-
lems wird im Detail in Abschnitt „Wachstumsraten“ weiter unten gezeigt. Es lautet: 

 .35
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3. � Die Ermittlung des Markups 𝜇 durch Verknüpfung von  
Inputs und Outputs

Für das PSR verknüpft man Inputmengen und Outputmengen. Da sich detaillierte Darstellun-
gen in vielen Publikationen finden, wird auf eine Darstellung der Ableitung hier verzichtet. 
Für unsere Analyse ist vor allem von Bedeutung, dass gemäß Hall (1988) das PSR in zwei Terme 
zerlegt werden kann:

Erstens das Ausmaß der Unvollkommenheit des Wettbewerbs: 
 
, wobei 𝐵 der Ler-

ner-Index ist.

Zweitens das Ausmaß des Produktivitätsschocks:  .

Daher:  .

In Bezug auf das DSR (Roeger 1995) wird die Ableitung hier im Detail in der Version ohne Vor-
leistungen gezeigt. Wie auch im PSR werden hier Inputs und Outputs, allerdings Preise, also 
Inputpreise und Outputpreise, verknüpft. Unter der Bedingung, dass der Gewinnaufschlag 𝜇 
über die Zeit konstant ist (was zugegebenermaßen eine starke Annahme ist), weshalb wir bei 𝜇 
kein Subskript 𝑡 schreiben, ist die Ausgangsbedingung:

 .
Zur Verknüpfung der Inputpreise und der Outputpreise wendet man 𝜇 oder 𝐵 wie folgt:

 , daher  , wobei 𝐵 wieder der Lerner-Index ist.

Wir verwenden die in Abschnitt „Wachstumsraten“ unten abgeleiteten Grenzkosten und set-
zen sie der Preisentwicklung gleich:

, wobei 𝑟𝑡 … Kapitalkosten 

(siehe Abschnitt „User costs of capital“).

Nun wird der zentrale Schritt für unvollkommenen Wettbewerb gesetzt: Man multipliziert 
die Anteile der Produktionsfaktoren 𝛼 mit 𝜇 und fügt somit die Möglichkeit des Gewinnauf-
schlags ein (grau unterlegt):

	 bzw.	  .

Nun mit (1 – 𝐵) multiplizieren:

 ; und umformen:
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 . 

Nun Terme mit 𝐵 auf die linke Seite bringen:

 .

Daher ist das DSR gemäß Roeger (1995), das heißt ohne Vorleistungen:

 .36

Die beiden Komponenten des DSR spiegeln – analog zum PSR – erstens das Ausmaß der Un-
vollkommenheit des Wettbewerbs wider sowie den Produktivitätsschock.

36	 Dies entspricht Gleichung (6) in Roeger (1995, 320).

4. � Die Elimination des Produktivitätsschocks zur Herleitung  
der Schätzgleichung

Die Ergebnisse aus den Schritten 1 und 2 werden nun dazu verwendet, um den Produktivitäts-
schock zu eliminieren, indem man das DSR vom PSR abzieht. Definiert man als abhängige und 
unabhängige Variable nun wie folgt:

 ,

 , 

dann lautet die Schätzgleichung, welche in der folgenden empirischen Analyse verwendet 
wird:

𝑦𝑡 = 𝐵𝑖Δ𝑥𝑖,𝑡 + 𝑢𝑖,𝑡, wobei 𝑖 … Branche und 𝑡 … Zeit, wobei t = 1, 2, …, 23 (siehe Abschnitt „Vorleis-
tungen“ unten zur Herleitung der Schätzgleichung unter Einbeziehung der Vorleistungen).
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A.2  Wachstumsraten

Dazu wird die Produktionsfunktion logarithmiert und in Wachstumsraten ausgedrückt:

 , 

wobei wir im Weiteren im Einklang mit der Literatur für die logarithmierte proportionale 
Wachstumsrate37 

(   etc.) schlicht (   etc.) für alle Variablen schreiben.38

Die Herleitung des dualen Solow-Residuals (DSR) aufgrund des Kostenminimierungsprob-
lems erfolgt über die Ermittlung der Wachstumsraten der Grenzkosten (Δ𝑀𝐶).

Ausgangspunkt ist die folgende Kostenfunktion:

𝐶𝑡(𝑤𝑡, 𝑟𝑡, 𝑚𝑡, 𝑞𝑡, 1) = 𝐶𝑡(𝑤𝑡, 𝑟𝑡, 𝑚𝑡, 𝑞𝑡, 𝐴(𝑡)) = 𝐴(𝑡) 𝐶𝑡(𝑤𝑡, 𝑟𝑡, 𝑚𝑡, 𝑞𝑡, 1), wobei 

𝐶𝑡 … Gesamtkosten,
𝑤𝑡 … Lohnsatz,
𝑟𝑡 … Kapitalkosten,
𝑞𝑡 … Output,
𝐴(𝑡) … technischer Fortschritt (Hicks neutral) 𝐴(𝑡) = 𝐴𝑒𝜃𝑡 = 𝛿𝑙𝑛𝐴 + 𝛿𝜃𝑡, wobei 𝜃 ein konstan-
ter Exponent ist, der angibt, dass technischer Fortschritt konstant ist.

Daher ist .

Dies bedeutet, dass die Kosten genau mit der Rate des technischen Fortschritts (𝑉) abnehmen:39

 , wobei .

 
Nun werden die Grenzkosten ermittelt:40   bzw. in logarithmierten Dif-
ferenzen:

 .

37	 In der Literatur auch als das logarithmierte Wachstumsdifferential bezeichnet.
38	 Siehe Roeger (1995). Darstellungen des Roeger-Modelles finden sich etwa in Christopoulou/Vermeulen (2008 u. 

2012); Janger/Schmidt-Dengler (2010); Moreno/Rodriguez (2011); Rezitis/Kalantzi (2011, 2012a, 2012b, 2013); Soares 
(2020.)

39	 Siehe z. B. Nicholson/Snyder (2017, 344).
40	 Siehe Gleichungen 4a–4d in Roeger (1995).
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Nachdem aber  und  und  , kann man durch An- 
 
wendung von Shepard’s Lemma die Grenzkostenfunktion folgendermaßen vereinfachen:

 .

 
 kann nun gekürzt werden (siehe oben 𝐶𝑡(𝑤𝑡, 𝑟𝑡, 𝑚𝑡, 𝑞𝑡) =  ), und es bleibt:

 ,

wobei  … Anteil der Arbeitskosten an den Gesamtkosten,  … Anteil der Vorleistungs- 
 
kosten an den Gesamtkosten und  … Anteil der Kapitalkosten an den Gesamtkosten sind.  
 
Diese werden üblicherweise durch griechische Symbole ersetzt, sodass man schreiben kann: 

 .

Da die Markups konstant sind, werden im nächsten Schritt die Grenzkosten dann definitions-
gemäß der Veränderung der Marktpreise gleichgesetzt, siehe Haupttext: 

 .

A.3  User Cost of Capital

Der Preis des Kapitals (user cost of capital) geht in die Gesamtkosten der Produktion ein und 
ist somit erforderlich für die Ableitung der Gesamtkosten, der Grenzkosten sowie der Opti-
mierungsbedingungen. Dieser Preis reflektiert die Kosten, um eine Einheit Kapital zu finan-
zieren, und kann damit als Opportunitätskosten des Kapitaleinsatzes in der Produktion inter-
pretiert werden.

Definition: 
„The user cost of capital is the unit cost for the use of a capital asset for one period--that is, the 
price for employing or obtaining one unit of capital services. The user cost of capital is also 
referred to as the ‘rental price’ of a capital good, or the ‘capital service price’“ (OECD 2001; siehe 
auch https://stats.oecd.org/glossary/detail.asp?ID=2826).
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Der Preis des Kapitals wird hier aufgrund von Hall/Jorgenson (1967) ermittelt:

R = PIGT * (ILRV/100 + dep), 
mit R … Preis des Kapitalgutes (user cost of capital),
PIGT … fixed capital deflator for the total economy,
ILRV … long term real deflator GDP in percent,
dep … Abschreibungsrate.

A.4  Vorleistungen

Gleichung (4) in Rezitis/Kalantzi (2011; siehe auch z. B. Weiss 2000; Moreno/Rodriguez 2011; 
Vermeulen/Christopoulo 2012; Polemis/Oikonomou 2016; Polemis/Fotis 2016) ist das Resultat 
der Subtraktion von PSR und DSR, also den Solow-Residualen des primalen und des dualen 
Optimierungsproblems: Gewinnmaximierung und Kostenminimierung. Aufgrund der Glei-
chung (4) und deren Umformung in Gleichung (5) in Rezitis/Kalantzi (2011, 386) kann schließ-
lich die Definition der Variablen für die Schätzgleichung ermittelt werden. Die Terme der Glei-
chung werden zur einfacheren Lesbarkeit durch folgende Buchstaben ersetzt:

A … Outputwachstum real:  ,

N … Wachstum des Inputs Arbeit (Volumen und Preis):  ,

C … Wachstum des Inputs Kapital (Flussgröße):  , wobei 𝑟𝑡 … user cost of capital,

I … Wachstum des Inputs Vorleistungen (Volumen und Preis):  , wobei 𝑚𝑡 … Vorleis-
tungspreise.

Die Anteile der Inputfaktoren werden durch folgende griechische Symbole repräsentiert:

𝛼 … Anteil des Faktors Arbeit,
𝛿 … Anteil der Vorleistungen.
Der Anteil des Faktors Kapital ergibt sich dann als (1 – 𝛼) bzw. (1 – 𝛼 –  𝛿). 
Die Differenz zwischen Output und Inputfaktoren wird schließlich durch 𝛽 repräsentiert.

Der Gewinnaufschlag (Markup) wird mit 𝜇 bezeichnet, wobei gilt: 𝐵 = 1 –     und daher 𝜇 =   . 

𝐴 –  𝛼𝑁 – (1 – 𝛼)𝐶 =  𝐵(𝐴 –  𝐶)			   (Gleichung 4 in Rezitis/Kalantzi 2011)

𝐴 –  𝛼𝑁 – 𝐶  + 𝛼𝐶 =  𝐵(𝐴 – 𝐶)

𝐴 – 𝐶   – 𝛼(𝑁 – 𝐶) =  𝐵(𝐴 –  𝐶)
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𝐴 – 𝐶   = 𝐵(𝐴 –  𝐶) + 𝛼(𝑁 – 𝐶)			   ersetze 𝐵 = 1 –  

𝐴 – 𝐶   = 𝐴 – 𝐶 –    + 𝛼(𝑁 – 𝐶)

 –  = 𝛼(𝑁 – 𝐶)				    und somit:

𝐴 – 𝐶   = 𝜇{𝛼(𝑁 – 𝐶)}				�    Dies entspricht Gleichung (5) in Rezitis/
Kalantzi (2011).

Nun wird Gleichung (4) in Rezitis/Kalantzi (2011) um Vorleistungen erweitert:

𝐴 –  𝛼𝑁 – 𝛿𝐼 – (1 – 𝛼 –𝛿)𝐶 =  𝐵(𝐴 – 𝐶)

𝐴 –  𝛼𝑁 – 𝛿𝐼 – 𝐶  + 𝛼𝐶 + 𝛿𝐶 =  𝐵(𝐴 –  𝐶)

𝐴 – 𝐶   – 𝛼(𝑁 – 𝐶) –  𝛿(𝐼 –  𝐶) = 𝐵(𝐴 – 𝐶)

𝐴 – 𝐶   = 𝐵(𝐴 –  𝐶) + 𝛼(𝑁 – 𝐶) +  𝛿(𝐼 – 𝐶)		  ersetze 𝐵 = 1 –  

𝐴 – 𝐶   = 𝐴 – 𝐶 – 
 
+ 𝛼(𝑁 – 𝐶) + 𝛿(𝐼 –  𝐶)	 und somit:

𝐴 – 𝐶   = 𝜇{𝛼(𝑁 – 𝐶) + 𝛿(𝐼 – 𝐶)}

Die abhängige und unabhängige Variable sind nun wie folgt definiert:

𝑦𝑡 = 𝐴 – 𝐶

𝑥𝑡 = 𝛼(𝑁 – 𝐶) + 𝛿(𝐼 –  𝐶)
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1.  Einleitung

Die Entwicklung der Löhne und Gehälter ist von zentraler Bedeutung für die Wirtschafts- 
und Sozialpolitik und betrifft mit privaten Haushalten, Unternehmen und dem Staat alle Ak-
teur:innen einer Volkswirtschaft. Aus diesem Grund kommt den Lohnabschlüssen sowie de-
ren Entwicklung über die Zeit eine hohe politische Relevanz zu.

Im institutionellen Gefüge der österreichischen Lohnpolitik hat sich seit Beginn der 1980er-
Jahre ein Prozess von Lohnstaffelung und Lohnführerschaft herausgebildet. Lohnstaffelung 
bedeutet, dass Lohnverhandlungen laufend über das Jahr hinweg stattfinden und jährlich 
rund 450 Kollektivverträge zeitlich gestaffelt abgeschlossen werden. Somit finden sich auch 
die Veränderungen der wirtschaftlichen Umstände schrittweise in den Lohnabschlüssen wie-
der. Die Lohnstaffelung folgt dabei einem bestimmten zeitlichen Muster: Die Abschlüsse der 
meisten Kollektivverträge erfolgen zu Jahresbeginn, gefolgt von einer Häufung im Frühjahr 
(„Frühjahrslohnrunde“) und im Herbst („Herbstlohnrunde“). Im Herbst werden vergleichs-
weise wenige Kollektivverträge abgeschlossen. Allerdings verhandeln im November die 
sechs Fachverbände der Metallindustrie (Bergwerke und Stahl, Fahrzeugindustrie, Gas- und 
Wärmeversorgungsunternehmungen, Gießereiindustrie, Metalltechnische Industrie, Nicht-
eisen-Metallindustrie; im Folgenden kurz: Metaller) ihren Kollektivvertrag (KV), dem eine 
Signalwirkung für die folgenden Verhandlungen zugesprochen wird. Der Metallerabschluss 
ist dabei als eine informelle Richtlinie bzw. Obergrenze für die Abschlüsse der anderen Sek-
toren zu verstehen. In diesem Sinne und aufgrund der Eigenständigkeit aller anderen KV-
Verhandlungen entfaltet der Metallerabschluss eine koordinative Wirkung, weshalb im Fol-
genden auch von Lohnkoordination anstatt von Lohnführerschaft gesprochen wird. Diese 
koordinative Wirkung beruht nicht nur auf der großen medialen Aufmerksamkeit, die dieser 
Lohnabschluss im Vergleich zu anderen Abschlüssen auf sich zieht, sondern ist auch anhand 
empirischer Untersuchungen (z. B. Brandl/Traxler 2008; Knell/Stiglbauer 2012) bestätigt. Das 
Vorliegen von Lohnkoordination hat wirtschaftspolitisch – insbesondere in Phasen hoher 
Arbeitslosigkeit oder hoher Inflation – große Relevanz, denn mögliche makroökonomische 
Externalitäten der Löhne auf Arbeitslosigkeit, Preise und die internationale Wettbewerbsfä-
higkeit würden dann großteils durch den Leitabschluss bestimmt werden.

Die bis dato vorliegenden empirischen Untersuchungen zur Lohnkoordination durch den 
Metallersektor für Österreich beziehen sich auf einen Zeitraum von Anfang der 1980er-Jahre 
bis zur Mitte der 2000er-Jahre. Der Befund der Lohnkoordination wird somit seit beinahe 20 
Jahren aus den Daten extrapoliert. Diese Annahme könnte sich als kritisch erweisen, da seit-
dem erhebliche strukturelle wirtschaftspolitische Veränderungen und ökonomische Schocks 
auf die österreichische Volkswirtschaft und den österreichischen Arbeitsmarkt eingewirkt 
haben. Hier ist zunächst die Wirtschafts- und Finanzkrise 2008/2009 zu nennen, parallel zur 
Ostöffnung bzw. Erweiterung der Europäischen Union, die mit einem starken Zustrom aus-
ländischer Arbeitskräfte und entsprechenden Folgen für das Lohngefüge einherging. Ein wei-
terer demografischer Einflussfaktor ist die zunehmende gesellschaftliche Alterung, die ein 
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abnehmendes Arbeitsangebot impliziert. Schließlich sind auch die voranschreitende Automa-
tisierung der Industrie und die zunehmende Bedeutung des tertiären Sektors zu nennen.

Ziel dieses Beitrages ist es daher, die These der Lohnkoordination über einen Leitabschuss in 
Österreich erneut einer Überprüfung zu unterziehen. Im Ergebnis zeigt sich, dass nach wie 
vor empirische Evidenz für die Lohnführerschaft des Metallersektors gefunden werden kann. 
Die Bedeutung der Koordination hat dabei tendenziell sogar zugenommen. Der wesentliche 
Effekt dürfte dabei vor allem von der Signalwirkung für die nachfolgenden Branchen ausge-
hen. Dabei hat sich die Lohnkoordinationsfunktion des Metallerabschlusses wohl durch eine 
zunehmende Konzentration von Kollektivvertragsabschlüssen, die im Jänner beginnen, ver-
stärkt. Ein kürzerer zeitlicher Abstand zum Abschluss des Metallersektors könnte dafür sor-
gen, dass die Signalwirkung des Leitabschlusses steigt und die wirtschaftliche Entwicklung, 
die bei einem zeitlich größeren Abstand wichtiger wird, weniger Wirkung entfaltet.

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Abschnitt 2 liefert zunächst deskriptive Befunde zur Lohn-
entwicklung der letzten Jahrzehnte in Österreich. Abschnitt 3 definiert das Konzept der Lohn-
führerschaft, beschreibt den Stand der Literatur, das Forschungsdesign, die Datenquellen 
sowie die Datenaufbereitung. Abschnitt 4 beschreibt die ökonometrische Analyse, deren Er-
gebnisse in Abschnitt 5 interpretiert und diskutiert werden, bevor zum Schluss eine Zusam-
menfassung folgt.

2.  Deskriptive Befunde zur Lohnentwicklung in Österreich

Der Arbeitsmarkt und somit auch die Lohnentwicklung in Österreich waren in den letzten bei-
den Jahrzehnten von einem enormen Wandel geprägt. Aus diesem Grund werden zunächst, 
bevor explizit das Konzept der Referenzabschlüsse untersucht wird, einige dieser Verände-
rungen dargestellt und die möglichen Implikationen für die Lohnfindung diskutiert. Einen 
Wendepunkt stellt in diesem Zusammenhang die Wirtschafts- und Finanzkrise dar, einerseits 
aufgrund der ökonomischen Relevanz, aber andererseits auch, da die letzte vorliegende Unter-
suchung zum Thema in Österreich mit dem Jahr 2006 endet. Aus diesem Grund soll auch ins-
besondere auf die Veränderungen seit diesem Zeitraum eingegangen werden.

Eine aussagekräftige makroökonomischen Darstellungsmöglichkeit der Lohnentwicklung bil-
det die Lohnquote (siehe Abbildung 1), die den Anteil der Arbeitnehmer:innenentgelte in Pro-
zent des Volkseinkommens (Nettonationaleinkommen minus Produktionsabgaben plus Sub-
ventionen) zeigt. Ausgehend von Höchstwerten Mitte der 1970er-Jahre fiel dieser Indikator bis 
zum Ende der Nullerjahre konstant ab. Seitdem hat die Lohnquote ein erstaunliches Comeback 
verzeichnet und befindet sich wieder auf Werten nahe 70 %. Die Lohnquote wird neben kapi-
talseitigen Faktoren, wie Veränderungen der Gewinnspannen von Unternehmen, technologi-
schem Fortschritt (Automatisierung und Digitalisierung) bzw. Veränderungen der Kapitalin-
tensität, auch durch die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften beeinflusst (Bergholt et al. 
2022). Weitere wichtige Bestimmungsfaktoren sind der Konjunkturzyklus und das Arbeitsan-
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gebot (Marterbauer 2018b). Der Zeitraum bisheriger Untersuchungen zur Lohnführerschaft 
(bis 2006) hat sich somit immer mit einer fallenden Lohnquote überlappt, während die bisher 
nicht untersuchte Periode von einer zumindest stabilen bzw. leicht steigenden Lohnquote ge-
kennzeichnet ist. Während der starke Anstieg der Lohnquote im Rahmen der Finanzkrise auf 
einen unmittelbaren Einbruch der Kapitaleinkommen und erst zeitlich verzögerte Rückgänge 
der Lohneinkommen zurückzuführen ist, blieb es dennoch seitdem bei einem tendenziellen 
Anstieg der Lohnquote, und auch die jüngsten Prognosen des WIFO deuten auf einen weiteren 
Anstieg hin. Bei der Interpretation der Lohnquote sollte man allerdings auch berücksichtigen, 
dass es eine langjährige Diskussion zu Messproblemen und empirischen Herausforderungen 
in deren Bestimmung gibt. Dies betrifft insbesondere die Zuteilung und Berechnung der Ein-
kommen der Selbstständigen und die Behandlung des Immobiliensektors (siehe z. B. Elsby et al. 
2013; Karabarbounis/Neiman 2014; Gutiérrez/Piton 2020).

Abbildung 1: Die Lohnquote in Österreich
 

 
Quelle: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. – Lohnquote bereinigt um die Verschiebungen des Anteils der unselbst-
ständig Beschäftigten an den Erwerbstätigen gegenüber dem Basisjahr 1995; ab 2022: lt. WIFO-Prognose v. Dez. 2022.

Trotz dieser Entwicklung erscheint eine gestiegene Verhandlungsmacht der Gewerkschaf-
ten keine vollständig überzeugende Erklärung für die steigende Lohnquote zu sein. Zunächst 
spricht die verhaltene Entwicklung der Reallöhne seit der Finanzkrise gegen diese These. 
Zudem ist das System der Kollektivvertragsverhandlungen seit der Wirtschafts- und Finanz-
krise 2008/2009 tendenziell unter Druck geraten. Dies betrifft zwar vor allem das internatio-
nale Umfeld, wobei insbesondere in den stark von der Krise betroffenen Ländern (z. B. Grie-
chenland und Portugal) sozialpartnerschaftliche Lohnverhandlungen massiv in Bedrängnis 
geraten sind und sich ein deutlicher Rückgang der kollektivvertraglichen Abdeckung und 
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Koordinierung gezeigt hat, bei gleichzeitig zunehmender Bedeutung einzelbetrieblicher Ver-
handlungen (Visser 2016). Aber auch Österreich konnte sich diesem Trend einer abnehmen-
den Koordinierung im Zuge der Krise, zumindest formal, nicht entziehen, da seit dem Jahr 
2012 die Lohnverhandlungen der Metaller auf Ebene der einzelnen Fachverbände geführt wer-
den, auch wenn bis jetzt die Abschlüsse, nicht zuletzt auf Druck der Gewerkschaften, nahezu 
identisch waren.

Erklärungen jenseits gestiegener Verhandlungsmacht der Gewerkschaften erscheinen daher 
überzeugender. Für Österreich ist dabei insbesondere das stark gestiegene Arbeitsangebot, 
vor allem im Zuge der Osterweiterung der EU, zu nennen. Dies hat dazu geführt, dass vor al-
lem die Arbeit(snachfrage) im Bereich der weniger kapitalintensiven Dienstleistungen stark 
gewachsen ist und zu einem anhaltenden Strukturwandel der österreichischen Wirtschaft 
beigetragen hat, bei dem ein Großteil des Beschäftigungswachstums im Dienstleistungssektor 
in Branchen und Berufen mit hohen Teilzeitanteilen stattfindet (Fink et al. 2019). In diesem Zu-
sammenhang ist auf empirische Evidenz zu verweisen, wonach gerade Teilzeitarbeit in Ver-
bindung mit einem generell niedrigeren Lohnwachstum steht (siehe z. B. Ramskogler 2021). Die 
Ausweitung arbeitsintensiver, aber tendenziell schlechter bezahlter und weniger kapitalin-
tensiver Arbeit führt somit zu einem Anstieg der Lohnquote, ohne dass dies mit Zuwächsen im 
Verhandlungsspielraum einzelner Gewerkschaften einhergehen würde.

Andererseits gibt es Evidenz dafür, dass gerade der tertiäre Sektor bzw. bestimmte Branchen 
des tertiären Sektors über bestehende bzw. sich verschärfende Knappheiten an Arbeitskräf-
ten berichten. Zumindest teilweise spiegeln sich diese Knappheiten auch in den Lohnsteige-
rungen wider. So zeigt sich in der derzeit aktuellen Verdienststrukturerhebung des Jahres 
2018, dass Dienstleistungssektoren wie Beherbergung und Gastronomie (ÖNACE I), das Ge-
sundheits- und Sozialwesen (ÖNACE Q ) sowie die sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistun-
gen (ÖNACE N) im Zeitraum 2010–2018, bei niedrigerem Ausgangsniveau, konstant höhere 
Zuwachsraten der Bruttostundenverdienste haben als alle Sektoren des produzierenden Be-
reichs (Geisberger 2020).1 Gerade für Gesundheits- und Sozialdienstleistungen ist auch für die 
kommenden Jahre aufgrund des demografischen Wandels ein hoher Bedarf an Arbeitskräften 
zu erwarten, der zu den derzeit herrschenden Löhnen bzw. Arbeitsbedingungen wohl schwer 
gedeckt werden kann. Zudem ist bei steigenden Löhnen in Osteuropa auch zu erwarten, dass 
der Zustrom von Arbeitskräften in diesem Bereich nachlässt und dadurch zusätzlicher Lohn-
druck entsteht. Wenn Lohnführerschaft in der entsprechenden Literatur nun als Obergrenze 
für nachfolgende Abschlüsse definiert wird (wie z. B. bei Brandl/Traxler 2008 oder bei Knell/
Stiglbauer 2012), kann dieser Befund die Lohnführerschaft der Industrie infrage stellen.

1	 In der Verwendung der Verdienststrukturerhebung sind allerdings zwei Dinge zu berücksichtigen: 1.) Die Ziehung 
der Stichprobe erfolgt auf Basis des Unternehmensregisters in Österreich, wodurch insbesondere Beschäftigte aus 
dem Abschnitt O „Öffentliche Verwaltung, Verteidigung; Sozialversicherung“ nicht erfasst werden. Dies betrifft in 
der Folge vor allem Beschäftigte im Erziehungs- und Unterrichtswesen (Abschnitt P) sowie in Teilen des öffentli-
chen Gesundheits- und Sozialwesens (Abschnitt Q ), weshalb diese Werte mit Vorsicht zu interpretieren sind. 2.) 
Durch Kollektivverträge werden vielfach auch Nicht-Entgeltbestandteile (z. B. Arbeitszeiten, Sonderurlaub etc.) 
verändert, die nicht in der Verdienststrukturerhebung abgebildet sind.
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Ein weiterer Punkt, der gegen ein Weiterbestehen dieser Form der Koordination in den letzten 
Jahrzehnten sprechen könnte, ist die Tatsache, dass der ökonomische Sinn der Lohnleitlinie 
in einem engen Zusammenhang mit der Geld- und Währungspolitik bzw. insbesondere mit 
der Inflationsentwicklung gesehen wurde. Brandl/Traxler (2008) weisen darauf hin, dass die 
Entstehung der Lohnkoordination mit der Hinwendung Österreichs zur Hartwährungspolitik 
und der Anbindung des österreichischen Schillings an die D-Mark zusammenfällt. Auch auf 
dieser Ebene gab es große institutionelle Veränderungen mit der Einführung des Euro als eu-
ropäische Gemeinschaftswährung. Damit im Zusammenhang steht die These, dass es zu einer 
Verschiebung der Lohnführerschaft gekommen ist und diese jetzt nicht mehr national stattfin-
det, sondern vielmehr dem Exportsektor des ökonomischen Schwergewichts in der Eurozone, 
Deutschland, zukommt (Ramskogler 2012).

Trotz all dieser Veränderungen zeigt ein Blick auf die Entwicklung der kollektivvertraglichen 
Lohnabschlüsse der letzten beiden Jahrzehnte immer noch, dass die Abschlüsse der Metaller 
sowohl weiterhin konstant über denjenigen des Tariflohnindex der Gesamtwirtschaft liegen 
als auch oberhalb der Abschlüsse in weiteren bedeutenden Bereichen, wie etwa dem Handel 
oder dem öffentlichen Dienst. Auf Basis dieses deskriptiven Befundes könnte also weiterhin 
eine Lohnführerschaft des Metallersektors konstatiert werden.

Abbildung 2: Vergleich ausgewählter Kollektivvertragsabschlüsse

Quelle: Gewerkschaften, WIFO-Berechnungen.

Gegenüber den Darstellungen in Abbildung 2 ließe sich einwenden, dass kollektivvertraglich 
vereinbarte Lohnabschlüsse nicht zwingend tatsächliche Entwicklungen der Löhne widerspie-
geln müssen. Abweichungen zwischen diesen beiden Größen ergeben die sogenannte Lohn-
drift, die z. B. aufgrund von Überzahlungen der kollektivvertraglichen Löhne entstehen kann 
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oder durch strukturelle Veränderungen innerhalb der Sektoren, etwa der Qualifikations-
struktur, bedingt ist. Dieser Einwand ist insbesondere auch von Bedeutung, da eine hohe bzw. 
systematische Abweichung der kollektivvertraglichen Löhne von den tatsächlichen Entgelten 
auch den in dieser Arbeit (und den Vorgängerstudien) gewählten Ansatz der Verwendung von 
Tariflohndaten infrage stellen würde. Abbildung 3 zeigt jedoch, dass die Entwicklung des Ta-
riflohnindex (TLI) nach wie vor eng mit der Entwicklung der Arbeitnehmer:innenentgelte je 
Arbeitnehmer:in verbunden ist und im Allgemeinen die Entwicklung des TLI jener der Arbeit-
nehmer:innenentgelte gleicht.

Abbildung 3: Vergleich Tariflohnindex und Arbeitnehmer:innenentgelte je Arbeitnehmer:in

Quelle: Statistik Austria, VGR, WDS WIFO-Datensystem, WIFO-Berechnungen.

In Summe ergeben die deskriptiven lohnpolitischen Befunde ein teilweise widersprüchliches 
Bild: Einerseits gibt es bedingt durch die starken Zuwächse der Dienstleistungen in den letz-
ten Jahren eine stetig steigende Lohnquote. Zudem zeigen die Daten der Verdienststruktur-
erhebung eine dynamischere Entwicklung der Löhne für bestimmte Dienstleistungssektoren. 
Dieser Trend könnte sich in den kommenden Jahren aufgrund des demografischen Wandels 
in bestimmten Sektoren, wie etwa dem Gesundheits- und Sozialwesen, noch weiter verstär-
ken. Allerdings zeigt ein Blick auf die KV-Abschlüsse auch, dass nach wie vor die Abschlüsse 
der Metaller systematisch über dem Durchschnitt aller anderen Branchen liegen. Insofern er-
scheint es überprüfenswert, ob trotz der deutlich veränderten wirtschaftspolitischen und ins-
titutionellen Rahmenbedingungen weiterhin von einer Leitwirkung durch den KV-Abschluss 
des Metallersektors ausgegangen werden kann oder ob sich andere Normen der Lohnfindung 
etabliert haben. Die Abklärung dieser Frage mittels einer quantitativen ökonometrischen Un-
tersuchung ist daher das Ziel der nächsten beiden Abschnitte dieses Beitrags.
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3.  Empirische Analysen

3.1  Definition von Referenznormen und Leitabschluss

Zunächst gilt es dabei zu formalisieren, was unter Lohnkoordination durch einen Leitab-
schluss zu verstehen ist bzw. wie diese empirisch operationalisierbar ist. Dieser Beitrag 
orientiert sich dabei an den beiden bisher bestehenden quantitativen Analysen zur Lohnfüh-
rerschaft, Brandl/Traxler (2008) sowie Knell/Stiglbauer (2009 bzw. 2012), die festhalten, dass 
die Lohnabschlüsse des Lohnführers eine Richtlinie für die Abschlüsse der anderen Sektoren 
darstellen und als eine Obergrenze verstanden werden können, die durch die anderen Sekto-
ren nicht überschritten wird.2 Im Extremfall würden sich dadurch uniforme Lohnabschlüsse 
nach dem Muster dieses Abschlusses ergeben, wobei Abbildung 2 grafische Evidenz entgegen 
diesem Sonderfall liefert. Insofern ist davon auszugehen, dass der Einfluss des Lohnführers 
auf die folgenden Abschlüsse eher partiell ist (Knell/Stiglbauer 2009). In der empirischen Um-
setzung bedeutet dies, dass eine (statistisch signifikante) Korrelation zwischen dem Referenz-
abschluss und nachfolgenden Kollektivvertragsvereinbarungen ersichtlich sein sollte, die 
allerdings kleiner als 1 ist.

2	 Diese Definition ist auch im Einklang mit internationalen Arbeiten zum „pattern bargaining“, die ähnliche Defini-
tionen wählen (siehe z. B. Calmfors/Seim 2013). 

3	 Die im Folgenden diskutierte Literatur bezieht sich auf die Situation in Österreich. Einen guten Überblick zum 
gegenwärtigen internationalen Forschungsstand bieten z. B. Bhuller et al. (2022).

3.2  Literatur zur Lohnführerschaft in Österreich3

Empirische Arbeiten zur Lohnführerschaft in Österreich wurden von Pollan (2004) angesto-
ßen. Entgegen dem bis dato vorherrschenden Konsens des Vorliegens von koordinierter Lohn-
politik zog Pollan diese anhand von Tariflohndaten in Zweifel. Aufgrund einer hohen und im 
Zeitverlauf zunehmenden Lohnspreizung kommt er zu dem Schluss, dass dieser Befund nicht 
mit koordinierten Abschlüssen in Einklang zu bringen ist. Als wirtschaftspolitische Empfeh-
lung leitet er aus seinem Beitrag basierend auf den Arbeiten von Calmfors/Driffill (1988) die 
Empfehlung ab, das österreichische Tarifsystem entweder stärker zu zentralisieren oder aber 
zu dezentralisieren, um die bestehende Lohnspreizung zu verringern.

Auf die Arbeit von Pollan folgten weitere Arbeiten zur Lohnführerschaft. Zunächst verfasste 
Traxler (2005) eine konzeptionelle Replik, in der er die Ziele tariflicher Koordinierung und 
alternative Koordinierungsmechanismen beschreibt. Aufseiten der Ziele wird dabei zwischen 
Moderierungs- und Lohnstrukturzielen unterschieden, die mittels zentralisierter oder dezen-
tralisierter Mechanismen erreicht werden können. Dabei ist es allerdings nicht möglich, beide 
Ziele gleichermaßen zu erreichen. In einer weiteren Arbeit legen Brandl/Traxler (2008) dann 
empirische Evidenz für das Vorhandensein von impliziter Lohnkoordination in Österreich 
vor. Als Datengrundlage dienen dazu die Erhöhungen von Kollektivverträgen, die beim Bun-
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deseinigungsamt hinterlegt wurden. Im Ergebnis finden die Autoren, dass sich im Zuge des 
Übergangs Österreichs zu einer Hartwährungspolitik das heutige Muster der Lohnstaffelung 
herausgebildet hat und damit einhergehend ein statistisch signifikanter Einfluss des Metaller-
abschlusses auf die folgenden Kollektivverträge feststellbar ist.

Die wohl umfassendste Studie zur Lohnführerschaft in Österreich wurde dann von Knell/Sti-
glbauer (2009) vorgelegt.4 Im empirischen Teil der Arbeit verwenden die Autoren detaillierte 
Daten des Tariflohnindex von Statistik Austria über einen Zeitraum von 1980 bis 2006. In die 
Schätzgleichung der Autoren gehen dabei 100 Einzelreihen des Tariflohnindex ein, für die ein 
genauer monatlicher Zeitpunkt der Indexerhöhung ausgemacht werden kann. Ausgehend 
von einem theoretischen makroökonomischen Modell werden dabei neben der Lohnführer-
schaftsnorm auch weitere mögliche Normen der Lohnfindung untersucht bzw. auf Basis statis-
tischer Tests miteinander verglichen. Dabei stellen die Autoren fest, dass monatliche externe 
Normen und die Metallersektor-Führungsnorm die Daten am besten beschreiben bzw. dass 
eine Kombination der beiden Normen zu besseren Ergebnissen führt als die Annahme jähr-
licher externer Normen, Gewohnheitsnormen oder Preisindexierungsnormen. Die Autoren 
schlussfolgern dabei, dass alle Spezifikationen die Hypothese unterstützen, dass der Referenz-
abschluss des Metallsektors eine entscheidende Rolle für die Lohnfindung in Österreich spielt. 
Im Vergleich zur Arbeit von Brandl/Traxler (2008) sehen die Autoren wesentliche Verbesse-
rungen darin, dass ihre Arbeit von einem theoretischen Modell geleitet ist und dass als real-
wirtschaftliche Kontrollvariablen Prognosedaten verwendet und auch alternative Referenz-
normen überprüft werden.

4	 Diese Arbeit wurde 2009 als EZB-Working-Paper sowie in einer deutschsprachigen Kurzfassung und 2012 in einer 
wissenschaftlichen Fachzeitschrift publiziert.

5	 Für eine ausführliche Beschreibung der Referenznormen sei auch auf die Arbeit von Knell/Stiglbauer (2012) 
verwiesen. Darin wird zudem noch eine weitere Norm überprüft, eine sogenannte „habit-persistence norm“, bei 
der die Lohnfindung auf dem eigenen sektoralen Lohnwachstum der letzten Verhandlungsperiode beruht. Diese 
Annahme entstammt wohl eher Überlegungen aus theoretischen makroökonomischen Modellen, als dass diese den 
praktischen institutionellen Details der Lohnfindung in Österreich entsprechen würde. Daher wird diese Form der 
Lohnfindung als weniger plausibel betrachtet und dementsprechend auch nicht nochmals untersucht.

3.3  Untersuchungsdesign

Als Ausgangspunkt der verschiedenen möglichen Referenznormen im Lohnfindungsprozess 
dienen die Überlegungen von Knell/Stiglbauer (2012) als Anhaltspunkte. Daher werden in den 
empirischen Analysen drei5 alternative Referenznormen der Lohnsetzung verglichen:

a) � Die erste Referenznorm ist der Leit- oder Referenzabschluss (von Knell/Stiglbauer als 
Lohnführerschaft bezeichnet). Diese Norm ist asymmetrisch in der Hinsicht, dass der 
lohnführende Sektor selbst keine Referenznorm hat, sondern in der Lohnbildung von 
Prognosen der Realwirtschaft und der Inflation abhängt. Die weiteren Sektoren der 
Volkswirtschaft orientieren sich in der Folge am Abschluss des lohnführenden Sektors.
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b)  Als Zweites werden zwei externe Referenznormen überprüft:

(1) � Eine erste Möglichkeit ist, dass die Lohnfindung auf einem Durchschnitt der Lohn-
abschlüsse der vergangenen 12 Monate aller anderen Sektoren beruht. Diese Norm 
ist symmetrisch, wodurch die verschiedenen Sektoren den gleichen Lohnfindungs-
prozess haben. 

(2) � Eine alternative externe Referenznorm ist, dass sich die Lohnfindung an Prognosen 
der wirtschaftlichen Entwicklung in Deutschland orientiert. Diese Referenznorm 
wird einerseits durch die Literatur gestützt, in der sich zeigt, dass Deutschland in 
der Europäischen Währungsunion einen starken Einfluss auf das nominelle Lohn-
wachstum anderer Länder ausübt (Ramskogler 2012). Zum anderen werden in der 
Vorbereitung der Lohnverhandlungen des Metallsektors den Gewerkschaften 
durch die Arbeiterkammer auch Unterlagen zur wirtschaftlichen Entwicklung in 
Deutschland aufbereitet. Dies geschieht vor dem Hintergrund, dass der Spielraum 
in der preislichen Wettbewerbsfähigkeit gegenüber dem wichtigsten Handelspart-
ner eine wichtige Determinante der möglichen Lohnforderungen ist.

c) � Als dritte Referenznorm der Lohnsetzung wird eine Indexierungsnorm betrachtet. Bei 
dieser Bezugsnorm basiert die Lohnfindung darauf, dass die Löhne im Wesentlichen an 
die kumulierte Inflation des vergangenen Jahres angepasst werden. Gerade im Zeitraum 
nach der Wirtschaftskrise von 2009 und aufgrund der schwachen Produktivitätsent-
wicklung der letzten Jahre erscheint dies keine unplausible Annahme. Ebenso deuten 
sowohl die schwache Entwicklung der Bruttoreallöhne der letzten Jahrzehnte, die sehr 
nahe an der Inflationsrate liegt, als auch die dynamische Entwicklung des Arbeitsange-
bots in diesem Zeitraum auf einen möglicherweise guten Erklärungswert dieser Norm 
hin.

3.4  Datenaufbereitung

Datengrundlage für die empirischen Arbeiten sind monatliche Datenreihen, die auf dem Ta-
riflohnindex (TLI) 1986, dem TLI 2006 sowie dem TLI 2016 der Statistik Austria basieren. Die 
Daten beginnen mit Jänner 1986 und enden mit dem TLI-Wert von Mai 2022. Abbildung 4 ver-
anschaulicht, dass somit der größte Teil der Lohnrunde 2021/2022 in den untersuchten Daten 
enthalten ist. Die Daten folgen größtenteils der Wirtschaftskammersystematik der Fachver-
bände, aber auch einzelne Kollektivverträge sowie Gruppierungen von Kollektivverträgen 
wurden herangezogen, um Lücken im Datenbestand zu schließen, insbesondere im Fall der 
öffentlich Bediensteten. Es wurde darauf geachtet, dass durch die Kombination verschiedener 
Systematiken keine Überscheidungen entstehen. Das bedeutet, dass keine Beschäftigungsver-
hältnisse doppelt gezählt werden. Eine vollständige Auflistung der verwendeten TLI-Reihen 
findet sich im Appendix.
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Es wird grundsätzlich zwischen Angestellten und Arbeiter:innen sowie öffentlich Bedienste-
ten unterschieden. Um einen möglichst großen Deckungsgrad der Beschäftigten in Österreich 
zu erreichen, wurden Reihen mit geringen Gewichtungen verschiedener sozialer Stellung 
(also Angestellte und Arbeiter:innen) aggregiert, und es wurde eine TLI-Zeitreihe mit entspre-
chender Gewichtung unter Verwendung der von Statistik Austria bereitgestellten Beschäfti-
gungsgewichte erstellt. Reihen unter einem Gesamtgewicht von 0,25 % wurden, wie bei Knell/
Stiglbauer (2012), nicht berücksichtigt. Sehr unregelmäßige Reihen wurden ebenfalls nicht be-
rücksichtigt. Wichtige Bereiche, die in der Analyse nicht berücksichtigt werden konnten, sind 
die Nahrungsmittelindustrie sowie die Textilindustrie. Diese Bereiche wurden aufgrund von 
signifikanten Inkonsistenzen bei den Indexänderungen ausgeschlossen.

Die TLI-Indexreihen 1986 und 2006 wurden ab 01.01.2007 verkettet, wobei der Mittelwert des 
TLIs im Jahr 2006 als Verknüpfungsfaktor verwendet wurde. Des Weiteren wurden die TLI-In-
dexreihen 2006 und 2016 ab 01.01.2017 verkettet, mit Verwendung des Mittelwerts des TLIs im 
Jahr 2016. Da die Verkettung der Reihen aufgrund der Umstellungen der Tariflohnindexsyste-
matik sowie Datenlücken nicht immer möglich war, werden Reihen in verschiedenen Zeiträu-
men betrachtet, nämlich von 1987 bis 2022, von 1987 bis 2019 sowie von 2007 bis 2022.

Insgesamt wird eine Abdeckung von 80,88 % der Beschäftigten (nach Gewichten des TLIs 2006) 
erreicht. In Summe ergibt sich somit für den Zeitraum 1986 bis 2006 eine Analysestichprobe 
mit 38 Reihen und für den Analysezeitraum 1986 bis 2022 68 Einzelreihen. Die Abweichung 
in der Anzahl der Reihen im Vergleich mit Knell/Stiglbauer (2012) bzw. die Tatsache, dass die 
Zahl der Reihen mit der Beobachtungsperiode zunimmt, ist dem Umstand geschuldet, dass 
der Ausgangpunkt der Verknüpfung der aktuelle Rand der Daten war (Mai 2022). Für weiter 
zurückliegende Jahre konnte daher, auch aufgrund fehlender Datendokumentationen, nicht 
immer eine zweifelsfreie Verknüpfung der Reihen über die verschiedenen TLIs hinweg vor-
genommen werden bzw. kommt es aufgrund neu hinzukommender TLIs zu unbalancierten 
Paneldaten. Zusätzlich sind die Reihen in der Systematik 1986–2006 oftmals feiner gegliedert 
als 2006–2022 (z. B. Sägeindustrie & Holzverarbeitende Industrie bei TLI 1986, Holzindustrie 
bei TLI 2006 und 2016). In diesem Fall wurden Reihen zusammengelegt, wodurch sich eine re-
duzierte Anzahl der Reihen des TLI 1986 ergibt.

Auf Basis dieser Daten werden KV-Erhöhungen über Sprünge im TLI identifiziert. Abbildung 
4 zeigt dazu die zeitliche Staffelung der Lohnerhöhungen im Vergleich von drei Perioden: 
1986–2006, 2007–2022 sowie über den gesamten Zeitraum von 1986 bis 2022. Die zugrunde 
liegenden TLI-Reihen der dargestellten Daten sind dabei mit dem jeweiligen TLI-Gewicht ge-
wichtet. Konzentriert man sich insbesondere auf den Vergleich der Perioden von 1986 bis 2006 
sowie von 2007 bis 2022, fällt auf, dass der Monat Jänner deutlich an Bedeutung gewonnen und 
demgegenüber die Bedeutung aller anderen Monate abgenommen hat. Dies kann ein erster 
Hinweis sein, weshalb die Bedeutung der Lohnkoordination durch den Metallerabschluss 
weiter zugenommen hat, da nun deutlich mehr Kollektivverträge in unmittelbarer zeitlicher 
Nähe folgen, als dies in früheren Perioden der Fall war. Da sich somit auch weniger Verände-
rungen in den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ergeben, könnte sich die Signalwirkung 
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des Metallerabschlusses verstärkt haben. Im folgenden Abschnitt soll dies nun ökonometrisch 
überprüft werden.

6	 Unter „Sektor“ wird dabei ein Fachverband nach Wirtschaftskammersystematik verstanden.

Abbildung 4: Lohnstaffelung von Kollektivvertragsabschlüssen im Zeitvergleich

Quelle: Statistik Austria, WIFO-Daten-System (WDS), Gewerkschaften, WIFO-Berechnungen. – Ohne Holzindustrie, 
ohne Energie- und Versorgungsmanagement. – Jede Lohn- bzw. Gehaltserhöhung wird gezählt und fließt gewichtet mit 
dem jeweiligen TLI-Gewicht in die Abbildung ein.

4.  Ökonometrische Analyse

Die ökonometrische Überprüfung der verschiedenen Referenznormen der Lohnsetzung er-
folgt anhand folgender Schätzgleichung, die sich an der Spezifikation von Knell/Stiglbauer 
(2012) orientiert: 

(1) 

Die Veränderung der Löhne in Sektor6 𝑖, Monat 𝑗 und Jahr 𝑡 ist dabei die abhängige Variable. 
Diese wird im Wesentlichen durch drei Faktoren erklärt: die oben angeführten Referenznor-
men (𝑟𝑛), (erwartete oder realisierte) Veränderungen des Preisniveaus (𝑝) sowie (erwartete 
oder realisierte) Veränderungen realwirtschaftlicher Aktivitäten. Zudem wird so weit wie 
möglich auf zusätzliche sektorspezifische Effekte kontrolliert (𝑋), die einen Einfluss auf das 
sektorale Lohnwachstum haben (z. B. eine Maßzahl, welche die Laufzeit der Kollektivverträge 
angibt). 

0

5

10

15

20

25

30

35

40

45

50

Jä
nn

er

Feb
rua

r
März Apri

l
Mai Ju

ni Ju
li

Aug
us

t

Sep
tem

be
r

Okto
be

r

Nov
em

be
r

Dez
em

be
r

An
te

il 
in

 %

1986 - 2022 1986 - 2006 2007 - 2022



91

Wirtschaft und Gesellschaft 49 (2): 79–101

Geschätzt wird Gleichung (1) in Anlehnung an Knell/Stiglbauer (2012) mittels einer linearen 
Panelregression mit sektorspezifischen fixen Effekten, 𝜎𝑖 , und Zeit-Dummys für die jeweiligen 
Dekaden, 𝜏𝑡 .7

Unabhängige Variablen. Für die Referenznorm, 𝛥𝑟𝑛𝑖
𝑗,𝑡 , der Lohnführerschaft wird der zum je-

weiligen Zeitpunkt der Erhöhung der einzelnen KVs geltende Metallerabschluss herangezo-
gen. Das heißt, für die Lohnerhöhungen im Mai wird der Metallerabschluss aus dem November 
des Vorjahres genommen. Für die erste externe Referenznorm, den Durchschnitt der Lohnab-
schlüsse der vergangenen 12 Monaten, wird ein rollierender Durchschnitt der vergangenen 12 
Monate des gesamten TLI herangezogen. Das heißt, für Abschlüsse im Juli wird der prozentu-
elle Anstieg des TLI vom Juli des Vorjahres bis zum Juni des laufenden Jahres herangezogen. 
Für die zweite externe Referenznorm, die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland, wer-
den Prognosedaten des WIFO für die BIP-Entwicklung in Deutschland verwendet. Auch hier 
wird im jeweiligen Monat des Abschlusses ein gewichteter Prognosedurchschnitt berechnet. 
Für einen KV-Abschluss im April eines laufenden Jahres muss dazu auf die Märzprognose des 
WIFO zurückgegriffen werden. Somit wird das BIP Deutschlands für das laufende Jahr mit 
9/12 gewichtet und das BIP des folgenden Jahres mit 3/12.8 Für die letzte Referenznorm, die In-
dexierungsnorm, wird, wie in den Lohnverhandlungen üblich, die rollierende zurückliegende 
Inflation der letzten 12 Monate herangezogen. Für Lohnverhandlungen z. B. im November ist 
dies die durchschnittliche Inflation von Oktober des laufenden Jahres bis November des Vor-
jahres.

Für das Preisniveau, 𝛥𝑝𝑗,𝑡 , werden zunächst ebenfalls Prognosedaten der Inflation aus den Pro-
gnosen des WIFO herangezogen. Der unterjährige gewichtete Durchschnitt ergibt sich dabei 
analog zum BIP Deutschlands (siehe auch Tabelle A 1 im Appendix). Die Wahl von Prognose-
daten erfolgt, um mit der Analyse von Knell/Stiglbauer (2012) konsistent zu bleiben, und dient 
somit der Vergleichbarkeit der beiden Analysen. Demgegenüber wird in den Lohnverhandlun-
gen in Österreich zumeist die zurückliegende rollierende Inflation der vergangenen 12 Mona-
te verwendet. Dies wird in den ökonometrischen Analysen einerseits dadurch berücksichtigt, 
dass der Prognosefehler, die Abweichung von prognostiziertem und realisiertem Wert mit in 
die Regressionen aufgenommen wird. Zum anderen stellt die Indexierungsnorm genau auf 
diese Art von Referenznorm ab.

Für die realwirtschaftliche Entwicklung, 𝛥𝑦𝑗,𝑡 , wird die prognostizierte Arbeitslosigkeit laut 
den WIFO-Prognosen herangezogen. Für den jeweiligen Monat eines KV-Abschlusses wird 

7	 Knell/Stiglbauer (2012) schätzen dieses Modell auch mittels eines Random-Coefficient- und Random-Slope-Mo-
dells. In diesem Beitrag wird auf die Darstellung dieses Modells verzichtet, dessen Stärke in der Modellierung der 
Effektheterogenität der einzelnen Kollektivverträge liegt. Einerseits würde die Darstellung der Effekte für 68 
verschiedene Kollektivverträge die inhaltliche Dimension des Beitrags überfrachten und andererseits ist für die 
wirtschaftspolitische Schlussfolgerung zur Lohnführerschaft der gepoolte Effekt, der mittels fixer Effekt-Regres-
sion dargestellt wird, entscheidend. Aus ökonometrischer Perspektive erreicht man zudem durch die Verwendung 
einer Regression mit fixen Effekten eine geringere Verzerrung.

8	 Im Appendix findet sich eine genaue Übersicht zu den Berechnungen für alle Monate mit den jeweiligen Prognosen, 
auf die zurückgegriffen wird.
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wiederum der gewichtete Durchschnitt analog der Berechnung des BIP für Deutschland bzw. 
der Inflation herangezogen. Für alle Daten, die aus den Prognosen des WIFO stammen, gibt 
es in einigen Jahren fehlende Prognosewerte. Damit wird in gleicher Weise wie in Knell/
Stiglbauer (2012) umgegangen. Zwischen 1981 und 1988 gab es in der März-Prognose keinen 
Forecast für das folgende Jahr. In diesen Fällen wurden die Werte des laufenden Jahres fort-
geschrieben. Im Juni 1997 gab es keine WIFO-Prognose. Diese fehlenden Werte werden mit 
einem einfachen Durchschnitt der März- und Septemberprognose 1997 interpoliert. Im Zuge 
der Corona-Krise gab es zum März-Termin ebenfalls keine Konjunkturprognose. In diesem 
Fall wurden die fehlenden Werte mit denjenigen der Juniprognose imputiert.9

Die weiteren Kontrollvariablen, 𝑋𝑖
𝑗,𝑡 , sind zunächst eine Dummy-Variable für den Monat des 

jeweiligen Abschlusses, der Prognosefehler für die Inflation sowie für die Arbeitslosigkeit, 
berechnet als realisierter Wert abzüglich des Prognosewerts, sowie eine Variable, welche die 
Laufzeit des Kollektivvertrages anzeigt.

In Summe kann die ökonometrische Analyse zwei Fragestellungen beantworten: Erstens: Tra-
gen die Referenznormen, jenseits der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, zur Erklärung 
des Lohnwachstums bei, und wenn ja, in welchem Ausmaß? Zweitens, falls Referenznormen 
von Relevanz sind: Mit welcher Referenznorm kann die Veränderung der Löhne am besten er-
klärt werden?

Für die durchgeführten ökonometrischen Untersuchungen ist deutlich auf Limitationen hin-
zuweisen: Der hier gewählte Ansatz ist nicht geeignet, kausalanalytische Schlussfolgerungen 
zur Existenz von Lohnführerschaft darzustellen, und bildet dementsprechend nur Korrelatio-
nen ab. Allerdings ist der Anspruch, Lohnführerschaft kausal festzustellen, wohl insgesamt 
ein zu hoher und kann auch nicht von den Vorgängerarbeiten erfüllt werden. Einerseits liegt 
dies im institutionellen System der Lohnfindung in Österreich begründet, in dem Kausalanaly-
sen generell nicht durchführbar sind. So ist die Frage, was in Schätzgleichung (1) eine Behand-
lungs- bzw. Kontrollgruppen sein sollte, unklar. Bekannte Untersuchungen zu kausalen Wir-
kungen von Mindestlöhnen nutzen hier z. B. regionale Variationen in deren Implementierung 
(Card/Krueger 1994). Für die Frage der Lohnführerschaft würde dies bedeuten, dass es z. B. Re-
gionen geben müsste, in denen der Metallerkollektivvertrag nicht gilt bzw. unbekannt ist. Dies 
würde einen Vergleich von Folgekollektivverträgen in „behandelten“ und „nicht behandelten“ 
Regionen ermöglichen, deren Differenzen auf das Fehlen des Lohnführers zurückzuführen 
sein könnten. Ein Aussetzen oder Verlängern des Metallerkollektivvertrags über mehrere 
Jahre könnte ähnliche Möglichkeiten bieten, indem Kollektivverträge in Jahren mit und ohne 
Metallerabschluss verglichen werden. All dies ist jedoch nicht möglich, und ohne solche exoge-
ne Variation erscheint eine empirisch saubere Trennung beispielsweise von einer simultanen 
Bestimmung der Lohnentwicklung der Metaller und anderer Branchen schwer möglich. Er-

9	 Auch die Lohnverhandlungen zwischen März und Mai 2020 wurden konsensual ausgesetzt und zum Tell rück-
wirkend nachgeholt. Die Abschlüsse waren in der Regel zumeist ein Inflationsausgleich, bzw. wurden teilweise 
einmalige Prämien verhandelt.
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schwerend kommt hinzu, dass das Problem der Simultanität auch zwischen der Entwicklung 
der KV-Löhne und den gewählten Kontrollvariablen, Arbeitslosigkeit und Inflation, vorliegt.

Auch wenn eine kausale Interpretation der Ergebnisse schwierig ist, ergeben sich doch wei-
tere Möglichkeiten der Plausibilisierung. Im Sinne von Box’ bekanntem Ausspruch „Essenti-
ally, all models are wrong, but some are useful“ gibt es zum einen statistische Tests, welche 
die Nützlichkeit der geschätzten Modelle einordnen können. Nützlich meint dabei die Frage, 
wie gut die gewählten Regressionen die zugrunde liegenden Daten beschreiben. Für den Mo-
dellvergleich bei Regressionen mit unterschiedlichen unabhängigen Variablen bieten sich zu 
diesem Zweck als Standardmaße das „Akaike information criterion“ (AIC) sowie das „Bayesian 
information criterion“ (BIC) an. Je kleiner diese beiden Maße sind, desto besser ist das jeweili-
ge Modell im Vergleich. Auf Basis dieser Kriterien erfolgt im Folgenden auch eine Einordnung 
der jeweiligen Referenznormen.

Neben dieser rein statistischen Vorgangsweise kann es auch sinnvoll sein, sich von der ökono-
mischen Theorie leiten zu lassen. Dies ist, neben statistischen Tests, ebenfalls ein Ansatz, der 
von Knell/Stiglbauer (2012) genutzt wird. Aufbauend auf einem Taylor-Modell mit gestaffelter 
Lohnsetzung werden Referenznormen der Lohnsetzung inkludiert. Aus dem theoretischen 
Modell lässt sich dann ableiten, dass die Summe der Koeffizienten der Referenznorm und der 
Preisentwicklung zusammen den Wert 1 ergeben müssen. Diese Benchmark wird im Folgen-
den ebenfalls auf die Regressionsergebnisse angewandt. Allerdings ist auch dies letzten Endes 
eine Hilfskonstruktion, die das fundamentale Problem fehlender kausaler Schätzung nicht lö-
sen kann. In Summe sollte sich jedoch eine akzeptable Plausibilisierung der Resultate ergeben.

Tabelle 1 liefert eine Übersicht über die Regressionsergebnisse:
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5.  Interpretation und Diskussion der Ergebnisse

Die Spalten (1) und (2) von Tabelle 1 geben die Regressionsergebnisse für die Lohnführer-
schaftsnorm wieder. Trotz einer deutlich reduzierten Anzahl von Reihen sind die Ergebnisse 
aus Spalte (1) mit denjenigen von Knell/Stiglbauer (2012) im Einklang. Der in Tabelle 1 ausge-
wiesene Koeffizient zur Lohnführerschaft von 0,582 unterscheidet sich nur geringfügig vom 
Koeffizienten in Knell/Stiglbauer (2012), der 0,561 betrug. Inhaltlich bedeutet dies, dass eine 
Erhöhung des Metaller-KVs um einen Prozentpunkt im Durchschnitt eine Erhöhung der ande-
ren KVs um 0,582 Prozentpunkte zur Folge hat. Inflation und Arbeitslosigkeit weisen für die 
Periode 1986–2006 die zu erwartenden Vorzeichen auf und sind beide statistisch signifikant. 
Ein Anstieg der Inflation um einen Prozentpunkt erhöht die Lohnsteigerungen um rund 0,6 
Prozentpunkte, ein Anstieg der Arbeitslosigkeit um einen Prozentpunkt reduziert die Löhne 
um rund 0,2 Prozentpunkte.

Spalte (2) zeigt die Ergebnisse für die Referenznorm Lohnführerschaft bis an den aktuellen 
Datenrand (Mai 2022). Dabei findet sich nach wie vor ein signifikanter Koeffizient für den Me-
tallerabschluss. Der Wert des Koeffizienten ist sogar höher als in der Periode bis 2006. Ein um 
einen Prozentpunkt höherer Metallerabschluss geht mit einer Erhöhung der anderen KVs um 
0,667 Prozentpunkte einher. Ein möglicher Grund, warum dieser Koeffizient über den gesam-
ten Zeitraum ansteigt, könnte die oben erwähnte weitere Konzentration von KV-Abschlüssen 
im Jänner sein. Ein kürzerer zeitlicher Abstand zum Abschluss der Metaller könnte dafür 
sorgen, dass dieser eine direktere Signalwirkung entfaltet, als wenn ein größerer zeitlicher 
Abstand besteht. Der Einfluss der Inflation über den gesamten Zeitraum ist etwas geringer 
mit einem Koeffizienten von 0,446. Auffallend ist demgegenüber, dass der Koeffizient für die 
Arbeitslosigkeit in der gesamten Periode nicht mehr statistisch signifikant ist und auch die 
ökonomische Signifikanz der Arbeitslosigkeit deutlich abgenommen hat. Die abnehmende 
Bedeutung der Arbeitslosigkeit als Einflussfaktor der Lohnentwicklung könnte mit der Flexi-
bilisierung auf dem Arbeitsmarkt und der zunehmenden Zahl an „Nicht-Standard-Beschäfti-
gungsverhältnissen“ zusammenhängen und somit auch mit der eingangs geschilderten Ter-
tiärisierung. Die dämpfende Wirkung dualer Arbeitsmärkte auf die Lohnentwicklung ist z. B. 
auch eine Feststellung in Ramskogler (2021).

Die Resultate für die externe Referenznorm einer Orientierung an der allgemeinen zurücklie-
genden TLI-Entwicklung findet sich in den Spalten (3) und (4). Auch hier zeigt sich ein statistisch 
signifikanter Zusammenhang mit den durchschnittlichen Erhöhungen aller KV-Löhne. Der 
Koeffizient für die Periode 1986–2006 kann wiederum mit Knell/Stiglbauer (2012) verglichen 
werden. Es ergeben sich ebenfalls nur sehr geringe Abweichungen. Die Schätzung in Tabelle 
1 weist einen Koeffizienten in Höhe von 0,646 aus, während der vergleichbare Koeffizient bei 
Knell/Stiglbauer 0,636 ist. Wie im Fall der Lohnführerschaftsnorm ist bei einer Betrachtung 
inklusive der Daten am aktuellen Rand zudem ersichtlich, dass die Höhe des Koeffizienten der 
Referenznorm zugenommen hat. Dies spricht für eine insgesamt angestiegene Lohnkoordina-
tion bzw. geringere Abweichungen in Abschlüssen zwischen den einzelnen Kollektivverträ-
gen. Abbildung 2 liefert hierzu zusätzliche grafische Evidenz. Relative geringe Wachstumsra-
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ten bzw. eine geringe Variation von Wirtschaftswachstum, Inflation und Produktivität haben 
in den letzten 20 Jahren zu relativ geringen Abweichungen zwischen den einzelnen Kollektiv-
vertragsabschlüssen geführt. Dies spiegelt sich somit auch im erhöhten Koeffizienten der ex-
ternen jährlichen Norm wider.

Die Ergebnisse für die zweite externe Referenznorm, die Orientierung an der wirtschaft-
lichen Entwicklung in Deutschland, finden sich in den Spalten (5) und (6). Für die Periode bis 
2006 ergibt sich ein statistisch signifikanter Einfluss für die Orientierung am deutschen BIP 
im Rahmen der österreichischen Lohnverhandlungen. Eine Zunahme des deutschen BIP um 
einen Prozentpunkt steht mit steigenden Tariflöhnen in Höhe von rund 0,3 Prozentpunkten 
in Verbindung. Dieser Einfluss ändert sich jedoch deutlich, wenn auch die rezenten Daten in 
die Schätzgleichung mit einbezogen werden. Statistische und ökonomische Signifikanz ver-
schwinden vollkommen und sind nicht von null unterscheidbar. Mögliche Erklärungsansätze 
sind, dass durch die zunehmende Globalisierung und die Öffnung der EU nach Osten eine al-
leinige Orientierung an den wirtschaftlichen Gegebenheiten in Deutschland zu wenig ist und 
der Fokus im Rahmen der Lohnfindung auf weltwirtschaftliche Entwicklungen gerichtet ist. 

In den Spalten (7) und (8) finden sich die Werte für die Indexierungsnorm der realisierten Infla-
tion der vergangenen 12 Monate. Auch hier ergeben sich statistisch signifikante Koeffizienten 
mit den erwarteten Effektgrößen für Inflation und Arbeitslosigkeit. Die realisierte zurücklie-
gende Inflation trägt dabei je nach der gewählten Zeitperiode bei einer Steigerung um einen 
Prozentpunkt zu höheren KV-Löhnen um rund 0,5 bzw. 0,6 Prozentpunkte bei.

Abschließend kann man nun, wie oben beschrieben, versuchen einzuordnen, welche Referenz-
norm die zugrunde liegenden Daten am besten beschreibt. Die entsprechenden statistischen 
Maßzahlen AIC und BIC finden sich am Ende von Tabelle 1, und je geringer die ausgewiesenen 
Werte sind, desto besser erklärt das Modell die Daten. Für beide Zeitperioden zeigt sich da-
bei, dass dies für die Lohnführerschaftsnorm mit den jeweils niedrigsten Werten von AIC und 
BIC der Fall ist. Ebenfalls eine gute Erklärung der Daten liefert die externe Referenznorm der 
zurückliegenden TLI-Entwicklung der vergangenen 12 Monate. Die Referenznorm der wirt-
schaftlichen Entwicklung Deutschlands liefert im Einklang mit den Regressionsergebnissen 
einen relativ guten Erklärungswert für die Periode bis 2006, aber einen deutlich schlechte-
ren, wenn man aktuelle Beobachtungen miteinbezieht. Im Vergleich der vier Referenznormen 
schneidet die reine Indexierungsnorm am schlechtesten ab.

Interpretiert man die Regressionsergebnisse im Hinblick auf die Parameterrestriktionen, die 
sich aus dem Taylor-Modell in Knell/Stiglbauer (2012) ergeben, zeigt sich ebenfalls, dass die 
Referenznorm der Lohnführerschaft bzw. die externe Referenznorm für die Lohnfindung die 
beste Erklärung liefern. Unter Einbeziehung der aktuellen Daten zeigt sich für die Koordina-
tion über den Leitabschluss, dass die Summe aus dem Referenznormkoeffizienten und dem 
Koeffizienten der VPI-Prognose am nächsten bei 1 liegt und somit nach wie vor die höchste 
Übereinstimmung mit den Vorgaben des theoretischen Modells ergibt. Zudem ist dieser Wert 
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weitgehend in Übereinstimmung mit dem Resultat von Knell/Stiglbauer (2012), das für das 
Modell mit fixen Effekten einen Wert von 1,081 ausweist.

Zusammenfassung

Der vorliegende Beitrag ist der Frage nachgegangen, inwieweit das österreichische System der 
Lohnfindung noch einer Lohnkoordination durch den Leitabschluss des Metallersektors folgt. 
Eingangs wurden anhand deskriptiver Darstellungen und der Literatur die enormen Ände-
rungen auf dem österreichischen Arbeitsmarkt der letzten Jahrzehnte nachvollzogen. Diese 
großen Veränderungen werfen dabei die Frage auf, ob es noch zeitgemäß ist, davon auszuge-
hen, dass der Metallerabschluss eine Referenznorm ist. Diese Frage sollte daher einer quanti-
tativen ökonometrischen Überprüfung unterzogen werden.

Auf Basis der jährlichen Veränderung detaillierter Tariflohndaten wurden demzufolge ökono-
metrische Modelle zu verschiedenen möglichen Referenznormen der Lohnfindung geschätzt. 
Als Vergleichswert wurde dabei die bislang detaillierteste empirische Arbeit zur Lohnführer-
schaft in Österreich von Knell/Stiglbauer (2012) herangezogen. Einem vergleichbaren empiri-
schen Design folgend zeigt sich dabei, dass das Modell der Lohnkoordination nach wie vor am 
besten geeignet ist, die zugrunde liegenden Daten zu erklären. In Summe zeigt sich sogar eine 
etwas stärkere Koordination auf die nachfolgenden Kollektivvertragsabschlüsse, wenn man 
Daten seit dem Jahr 2006 berücksichtigt.

Für die Ergebnisse dieser Arbeit sind allerdings auch methodische und konzeptionelle Limita-
tionen zu berücksichtigen. Eine wesentliche Einschränkung ist dabei, dass Löhne nur ein As-
pekt von Kollektivvertragsverhandlungen sind. Wesentliche andere Bestandteile, insbesonde-
re zu Arbeitszeiten und Arbeitsbedingungen, werden in dieser Arbeit nicht erfasst. Durch die 
zunehmende Tertiärisierung in Österreich kann es durchaus sein, dass diese Fragen gegen-
über der Entlohnung an Bedeutung gewonnen haben. Wenn nun einzelne Branchen innova-
tive Lösungen beispielsweise zur Gestaltung von Arbeitszeiten oder zur Vereinbarung von 
Familie und Beruf vorantreiben, die von anderen Kollektivverträgen übernommen werden, 
findet sich dies nicht in dieser Arbeit wieder. Traxler (2005) definiert dabei als ein wesentli-
ches Merkmal der Lohnführerschaft, dass der lohnführende Sektor auch die Themenführer-
schaft z. B. im Bereich der tariflichen Arbeitszeitpolitik ausübt. Einen solchen Nachweis kann 
diese Arbeit nicht liefern, und es wäre ein spannendes Feld für zukünftige Arbeiten, ob die be-
stimmenden Themen von Kollektivvertragsverhandlungen noch von den Metallern ausgehen 
oder ob eine allfällige „Rahmenrechtsführerschaft“ von anderen Sektoren ausgeht.
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Appendix

Tabelle A 1: Beispiel für die Gewichtungen des BIP Deutschlands, der Inflation sowie der Ar-
beitslosigkeit anhand der WIFO-Prognosen.

Monat PROGNOSE Gewicht

JANUAR DEZ J-1 BIPJ

FEBRUAR DEZ J-1 (11/12*BIPJ)+(1/12*BIPJ+1)

MÄRZ DEZ J-1 (10/12*BIPJ)+(2/12*BIPJ+1)

APRIL MÄRZ J (9/12*BIPJ)+(3/12*BIPJ+1)

MAI MÄRZ J (8/12*BIPJ)+(4/12*BIPJ+1)

JUNI MÄRZ J (7/12*BIPJ)+(5/12*BIPJ+1)

JULI JUNI J (6/12*BIPJ)+(6/12*BIPJ+1)

AUGUST JUNI J (5/12*BIPJ)+(7/12*BIPJ+1)

SEPTEMBER JUNI J (4/12*BIPJ)+(8/12*BIPJ+1)

OKTOBER SEPTEMBER J (3/12*BIPJ)+(9/12*BIPJ+1)

NOVEMBER SEPTEMBER J (2/12*BIPJ)+(10/12*BIPJ+1)

DEZEMBER SEPTEMBER J (1/12*BIPJ)+(11/12*BIPJ+1)

Für die Monate Jänner, Februar und März wird auf die Dezember-Prognose des Vorjahres zu-
rückgegriffen. Von April bis Juni liegt die März-Prognose zugrunde, von Juli bis September 
die Juni-Prognose und von Oktober bis Dezember die September-Prognose.

VERWENDETE TLI-REIHEN UND SOZIALE STELLUNG FÜR DAS SAMPLE 1986–2006:
 
Eisen- und Metallindustrie, Arbeitnehmer:innen; Baugewerbe, Arbeiter:innen; Baugewerbe, Angestell-
te; Bauhilfsgewerbe, Arbeiter:innen; Kunststoffverarbeiter, Arbeiter:innen; Friseure, Arbeiter:innen; 
Stein- und Keramische Industrie, Angestellte; Stein- und Keramische Industrie, Arbeiter:innen; Glas-
industrie, Arbeitnehmer:innen; Chemische Industrie, Angestellte; Chemische Industrie, Arbeiter:innen; 
Papierindustrie, Arbeitnehmer:innen; Papier- und Pappeverarbeitende Industrie, Arbeitnehmer:innen; 
Bauindustrie, Angestellte; Bauindustrie, Arbeiter:innen; Holzindustrie, Angestellte; Holzindustrie, Ar-
beiter:innen; Handel, Angestellte; Handel, Arbeiter:innen; Banken und Bankiers, Angestellte; Sparkassen, 
Angestellte; Raiffeisenbanken, Angestellte; Versicherungsunternehmen, Angestellte; Schienenbahnen, 
Angestellte; Schienenbahnen, Arbeiter:innen; Spediteure, Arbeitnehmer:innen; Güterbeförderungsge-
werbe, Arbeiter:innen; Gastronomie-, Schank- und Beherbergungsbetriebe, Angestellte; Gastronomie-, 
Schank- und Beherbergungsbetriebe, Arbeiter:innen; Metallgewerbe, Arbeiter:innen; Bäcker, Arbeitneh-
mer:innen; Fleischer, Arbeitnehmer:innen; Bund, Arbeitnehmer:innen; Bundesländer, Arbeitnehmer:in-
nen; Gemeinden, Arbeitnehmer:innen; Interessenvertretungen, Arbeitnehmer:innen; Sozialversiche-
rungsträger, Arbeitnehmer:innen; Religiöse Einrichtungen, Arbeitnehmer:innen.
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VERWENDETEN TLI-REIHEN UND SOZIALE STELLUNG FÜR DAS SAMPLE 1986–2022:
 
Eisen- und Metallindustrie, Arbeitnehmer:innen; Baugewerbe, Arbeiter:innen; Baugewerbe, Angestellte; 
Dachdecker, Glaser und Spengler, Arbeitnehmer:innen; Maler und Tapezierer, Arbeitnehmer:innen; Bau-
hilfsgewerbe, Angestellte; Bauhilfsgewerbe, Arbeiter:innen; Holzbau, Arbeitnehmer:innen; Tischler und 
Holzgestalter, Angestellte; Tischler und Holzgestalter, Arbeiter:innen; Sanitär-, Heizungs- und Lüftungs-
techniker, Angestellte; Sanitär-, Heizungs- und Lüftungstechniker, Arbeiter:innen; Elektro-, Gebäude-, 
Alarm- und Kommunikationstechniker, Angestellte; Elektro-, Gebäude-, Alarm- und Kommunikations-
techniker, Arbeiter:innen; Kunststoffverarbeiter, Arbeiter:innen; Gesundheitsberufe, Arbeitnehmer:in-
nen; Lebensmittelgewerbe, Angestellte; Chemisches Gewerbe und Denkmal-, Fassaden- und Gebäuderei-
niger, Angestellte; Chemisches Gewerbe und Denkmal-, Fassaden- und Gebäudereiniger, Arbeiter:innen; 
Friseure, Arbeiter:innen; Gewerbliche Dienstleister, Angestellte; Gewerbliche Dienstleister, Arbeiter:in-
nen; Stein- und Keramische Industrie, Angestellte; Stein- und Keramische Industrie, Arbeiter:innen; Glas-
industrie, Arbeitnehmer:innen; Chemische Industrie, Angestellte; Chemische Industrie, Arbeiter:innen; 
Papierindustrie, Arbeitnehmer:innen; Papier- und Pappeverarbeitende Industrie, Arbeitnehmer:innen; 
Bauindustrie, Angestellte; Bauindustrie, Arbeiter:innen; Holzindustrie, Angestellte; Holzindustrie, Ar-
beiter:innen; Handel, Angestellte; Handel, Arbeiter:innen; Banken und Bankiers, Angestellte; Sparkassen, 
Angestellte; Raiffeisenbanken, Angestellte; Versicherungsunternehmen, Angestellte; Schienenbahnen, 
Angestellte; Schienenbahnen, Arbeiter:innen; Seilbahnen, Arbeitnehmer:innen; Spediteure, Arbeitneh-
mer:innen; Beförderungsgewerbe mit PKW, Arbeitnehmer:innen; Güterbeförderungsgewerbe, Ange-
stellte; Güterbeförderungsgewerbe, Arbeiter:innen; Gastronomie-, Schank- und Beherbergungsbetriebe, 
Angestellte; Gastronomie-, Schank- und Beherbergungsbetriebe, Arbeiter:innen; Freizeit- und Sportbe-
triebe, Arbeitnehmer:innen; Entsorgungs- und Ressourcenmanagement, Arbeitnehmer:innen; Werbung 
und Marktkommunikation, Angestellte; Unternehmensberatung, Buchhaltung und Informationstech-
nologie, Angestellte; Ingenieurbüros, Angestellte; Immobilien- und Vermögenstreuhändler, Arbeitneh-
mer:innen; Telekommunikations- und Rundfunkunternehmungen, Angestellte; Metallgewerbe, Ange-
stellte; Metallgewerbe, Arbeiter:innen; Elektrizitätsversorgungsunternehmungen, Arbeitnehmer:innen; 
Bäcker, Arbeitnehmer:innen; Fleischer, Arbeitnehmer:innen; ÖBB, Angestellte; Bund, Arbeitnehmer:in-
nen; Bundesländer, Arbeitnehmer:innen; Gemeinden, Arbeitnehmer:innen; Interessenvertretungen, Ar-
beitnehmer:innen; Sozialversicherungsträger, Arbeitnehmer:innen; Religiöse Einrichtungen, Arbeitneh-
mer:innen.
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generated by employing the unemployed. This income is assumed to translate into house-
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would raise output (Produktionswert) by 2.2% of GDP, value added by 0.9% of GDP, employee 
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1.  Introduction

Unemployment in Austria has undergone a remarkable development since the end of the Se-
cond World War. While the first decade after the end of the war was marked by high levels 
of unemployment, the following post-war era from the mid-1950s onwards showed rapid 
economic recovery. This period was characterized by high economic growth and falling un-
employment, eventually reaching full employment in the 1970s. With an unemployment rate 
of 1.2% and 31,327 registered unemployed, the year 1973 marked the lowest level of unemploy-
ment reached in Austria. Yet since the late 1970s, unemployment has again begun to rise from 
1.9% (53,161 people unemployed) in 1980 to 7.4% (301,328 people unemployed) in 2019. Manifold 
reasons can be attributed to this development such as a slowdown in economic growth, de-
parture from full employment policies, increasing labour supply or economic crises. In 2020, 
the worldwide Covid-19 pandemic and extensive governmental restrictions triggered a major 
economic downturn with unemployment levels reaching the highest observed since 1945. The 
unemployment rate increased to 9.9% and the number of people registered unemployed grew 
to 409,639 individuals.

The long-term rise in unemployment raises the question of adequate policy response since 
unemployment is associated not just with personal costs but also with public costs (social and 
economic costs). From an economic perspective, unemployment reflects an underutilization 
of existing resources and a potential loss in output. For instance, Mitchell  (2012) estimates 
that the Great Recession resulted in a daily decline in real GDP of about $9.7 billion due to the 
increased unemployment rate in the United States. According to Watts and Mitchell’s (2000) 
findings for Australia, achieving an unemployment rate of 2% would result in a $37.3 billion in-
crease in output, equivalent to 6.6% of nominal GNP. Furthermore, unemployment constitutes 
a major determinant of poverty as it is typically accompanied by a substantial loss in income. 
The at-risk-of-poverty rate among the unemployed in the working age population lies at 40% 
compared to the national average of 13% (Statistics Austria, 2022). Longer periods of unemploy-
ment increase this rate even further. 

At the individual level unemployment can negatively affect a person’s physical and mental 
health (Brand, 2015; Krug and Eberl, 2018). The pioneering field study of Jahoda et al. (1975) 
demonstrated the detrimental effects of extended periods of unemployment on individuals, 
including symptoms such as depression, resignation, and apathy. In addition, the study highl-
ighted the negative impact of unemployment on the local society. Periods of joblessness can 
also result in long-lasting effects on future earnings. Arulampalam (2001) found that unemp-
loyed individuals in Great Britain experience a wage penalty of 6% after they re-enter the work-
force compared to their potential wages had they not been unemployed. Likewise, Gregg and 
Tominey (2005) show that experiences of unemployment during one’s youth can lead to a sig-
nificant decrease in future wages, developing a wage scar ranging from 13% to 21% at the age 
of 42. Nüß (2018) demonstrated that prolonged periods of unemployment can result in skill 
decay and labour market discrimination, which in turn reduce an individual’s likelihood of 
being re-employed in the future. This likelihood of being re-employed was estimated by Eppel 
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et al. (2018) for Austria. They find a probability of 3.0% for long-term unemployed people fin-
ding employment in the following month, compared to 14.2% for the short-term unemployed. 
Moreover, unemployment also correlates with life expectancy, as was shown by Singh and Si-
ahpush (2016). They identified a significant and adverse link between unemployment and life 
expectancy in the United States. The study revealed a strong negative correlation between the 
two, indicating that a higher unemployment rate is associated with a lower life expectancy.

Figure 1: Unemployment in Austria from 1946 to 2020
 

 
Source: AMS (2020), own representation.

Unemployment entails a variety of noteworthy consequences both on the personal and the pu-
blic level. The employer of last resort (ELR) concept is a policy instrument that is gaining in-
creasing attention in the scientific debate. It was revived by early post-Keynesian writers and 
has been developed further since then (for example in Minsky, 1968; Wray, 1997; and Tcherne-
va, 2019). The ELR aims to eliminate unemployment as the government offers a job to everyone 
willing and able to work at a base wage above the poverty line. It would act as an automatic 
stabilizer over the business cycle; however, instead of stimulating aggregate demand for goods 
and services, the demand for (unemployed) labour is spurred. In contrast to a traditional Key-
nesian demand stimulus, the advantage of the ELR lies in its direct impact on the unemploy-
ment rate. In the economic downturn the ELR would grow in size, whereas in the upswing it 
would shrink again as the private sector would hire those involved in the programme. The ELR 
would provide full employment, improve labour market conditions, decrease poverty and re-
medy some of the negative consequences of unemployment.

Examples of public job creation are manifold. Historically well-known large-scale public em-
ployment programmes were implemented in the context of President Franklin D. Roosevelt’s 
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New Deal in the United States during the 1930s. They include the Works Progress Administrati-
on (WPA) which employed more than 8 million people for infrastructure projects. Argentina’s 
Plan Jefes in 2001 put 2 million people in work, reflecting 5% of the population and 13% of the to-
tal labour force. An overview of international public job creation programmes can be found in 
Papadimitriou (2008). For the Austrian context, large public employment programmes involve 
the Aktion 8,000 during the 1980s and the Aktion 20,000 in 2017. The latter aimed at reducing 
long-term unemployment among individuals aged 50 and above but was abolished shortly af-
ter the start of the programme due to a change in government. Yet evaluation studies suggest 
markedly positive effects on the labour market reintegration and well-being of programme 
participants at relatively low fiscal costs (Hausegger and Krüse, 2019; Walch and Dorofeenko, 
2020). More recently, the world’s first pilot project of a universal job guarantee for long-term 
unemployed people was started in 2020 in the historic region of Gramatneusield in Lower Aus-
tria, where the studies of Jahoda et al. (1975) took place about 100 years before. The pilot aims 
at eliminating long-term unemployment in the region and offers a job in the public or private 
sector to everyone willing to work. A first evaluation study suggests a significant reduction in 
long-term unemployment and a causal impact of the programme (Kasy and Lehner, 2022).

This article aims to simulate the impact an employer of last resort programme would have had 
on the Austrian economy if all people registered unemployed in the year 2020 had received 
a public job at a base wage. In particular, the effects on output (Produktionswert), value ad-
ded, employee compensation and additional employment are examined. The channel through 
which the ELR affects the economy is a stimulus of final household consumption expenditure 
as the programme wage is assumed to lie above current unemployment benefits. The simula-
tion is conducted by means of a national input-output table for the year 2017.

2.  Overview of simulation studies

A brief overview of some existing simulation studies on the employer of last resort approach is 
provided in the following. Dominant modelling strands are depicted in table 1 and include the 
macroeconometric US-Fair Model, stock-flow consistent frameworks, input-output analyses 
and microsimulations.

Studies using the macroeconometric US-Fair model (Fair, 2004) represent a common modelling 
approach especially for the United States. Majewski and Nell (2000) carried out the first simu-
lation for the US spanning the period from 1989 to 2004. They show that an ELR would increase 
output and overall employment with minimal impact on prices. Since private sector employ-
ment would also increase, the reduction in the unemployment rate would surpass the number 
of individuals employed in the ELR. Public sector employment would have peaked at about 1.6 
million during the recession of the early 1990s and fall to less than 400,000 in 2002. Programme 
spending would vary between 0.5% and 0.9% of GDP. If increasing tax receipts and extra output 
generated are considered, the benefits of the programme would exceed its costs. Subsequent 
studies for the United States were conducted by Majewski (2004), Fullwiler (2007, 2013), Mur-
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ray (2017), and Wray et al. (2018). More recently, Mario (2021) performed simulations for the 
Argentine economy from 2003 to 2015 using an adapted version of the US-Fair model. He finds 
4.4 million jobs being created at the peak of the programme and an average annual increase in 
real GDP of 5.4% over the simulated period. Total ELR-related spending would amount to 1.2% 
of GDP on average.

Table 1: Selected simulation studies on the employer of last resort approach (ordered by met-
hod)

Author Year Country Method Main findings

Majewski and Nell 2000 USA US-Fair model Simulated period 1989–2004

0.4 million to 1.6 million ELR jobs, varying 
with the historical business cycle

Increase in real GDP

ELR-related net spending between 0.5% 
and 0.9% of GDP

Modest effects on inflation

Majewski 2004 USA US-Fair model

Fullwiler 2007 USA US-Fair model Simulated period 1985–2005

1 million to 9 million ELR jobs, varying with 
the historical business cycle

1.3 million to 2.1 million additional private 
sector jobs permanently created

Increase in real GDP

ELR-related spending between 0.6% and 
1.25% of GDP

One-time increase in price level, no infla-
tionary pressure

Fullwiler 2013 USA US-Fair model Similar to Fullwiler (2007) but using a 
multi-country model and an expanded 

simulation period (1983–2010)

Murray 2017 USA US-Fair model Simulated period 2011–2020

About 8 million to 13 million ELR jobs

Average increase of real GDP by 5.8% over 
the simulated period

ELR is modelled budget-neutrally and 
financed by increased personal income 
taxes. It is shown to still be effective at 

promoting full employment and economic 
growth
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Author Year Country Method Main findings

Wray et al. 2018 USA US-Fair model Simulated period 2018–2027

11.6 million to 15.4 million public sector 
jobs at its peak in the lower and higher 

bound estimate, respectively

2.95 million to 3.65 million permanent 
private sector jobs in the lower and higher 

bound estimate, respectively

Increase in real GDP by $445 billion and 
$560 billion per year

ELR-related net spending averages 1.53% 
of GDP in the first five years and 1.13% of 
GDP in the last five years of the program-

me (higher bound estimate)

Modest effects on inflation

Mario 2021 Argentina US-Fair model 
(adapted)

Simulated period 2003–2015

4.4 million ELR jobs at the peak of the 
programme

1.6 million additional non-ELR jobs on 
average during the simulated period

Annual increase in real GDP averages 5.4%

ELR-related spending of 1.2% on average

Effects on inflation

Godin 2013 - Stock-flow consis-
tent model

Green job ELR removes involuntary un-
employment, decreases poverty as well as 

carbon dioxide emissions

ELR-related spending would increase by 
6%

0.4% increase in debt to GDP ratio

Godin 2014 Stock-flow consis-
tent model

Comparison of ELR with traditional de-
mand stimulus

ELR is more efficient at tackling poverty 
and income inequality but less effective at 

attaining economic growth

Achieving full employment through ELR 
could be possible while maintaining a 

balanced budget and with no inflationary 
pressure

Papadimitriou 2008 USA No model used 7 million ELR jobs

Increase in GDP

ELR-related spending below 1% of GDP
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Author Year Country Method Main findings

Tamesberger and Theurl 2019, 2021 Austria No model used 40,000 ELR jobs for long-term unemployed 
people

ELR-related net spending below 1% of GDP

Antonopoulos et al. 2014 Greece Input-output model 300,000 ELR jobs and additional 93,402 
private sector jobs

Increase in GDP by 4.2%

ELR-related gross (net) spending of 3.2% 
(1%) of GDP

Murray 2012 Missouri, USA Input-output model 426,150 ELR jobs

Increase in output by $5.2 billion, in 
private sector earnings by $1.2 billion and 

additional 441,005 private sector jobs

ELR-related spending of $2.58 billion

Heinzle 2020 Austria Input-output model 150,000 ELR jobs for long-term unemploy-
ed people

Increase of €3.54 billion in output, 
€2.63 billion in GDP, €0.9 billion in emp-

loyee compensation and 0.27 equivalents 
of CO2

Greenhous gas emissions are shown to 
be lowest in an ELR scenario compared to 

other scenarios

Picek 2020 Austria No model used 150,000 ELR jobs for long-term unemploy-
ed people

ELR-related net spending between 0.19% 
and 0.36% of GDP

Haim 2021 Austria Microsimulation 169,460 to 613,483 ELR jobs

10.8% to 29.0% reduction in the share of 
people at risk of poverty

1.5% to 3.5% drop in income inequality 
(GINI coefficient)

ELR-related net spending between 0.9% 
and 3.7% of GDP

Premrov et al. 2022 Austria Microsimulation 150,000 ELR jobs for long-term unemploy-
ed people

7% to 8% reduction in the share of people 
at risk of poverty, depending on the pro-

gramme wage

Self-financing rate of 67.9% to 69.6%, 
depending on the programme wage

 
Source: own representation.
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The employer of last resort approach has also been examined within stock-flow consistent fra-
meworks. Godin (2014) does so and compares the results to a traditional Keynesian demand 
stimulus. He finds that an ELR would be more efficient at tackling poverty and income inequa-
lity but less effective at attaining economic growth. With respect to inflation, the ELR is shown 
to be more flexible, leading to lower inflation rates. He demonstrates that achieving full emp-
loyment through an ELR would be possible while maintaining a balanced budget and without 
having inflationary pressure. In addition, he models a green job ELR which would remove in-
voluntary unemployment and decrease poverty while also reducing carbon dioxide emissions 
(Godin, 2013). The implementation would increase government spending by 6%, leading to a 
0.4% increase in debt to GDP ratio. 

Another strand of modelling involves input-output analyses. Antonopoulos et al. (2014) emp-
loy an input-output model for Greece to simulate the effects of an ELR on GDP and private sec-
tor employment varying the size and wage rate of the programme. In a middle-bound scenario 
of 300,000 directly created ELR jobs, they find an increase in GDP of 4.2%, the creation of an 
additional 93,402 private sector jobs and gross (net) costs of 2.3% (1%) of GDP. In a similar vein, 
Murray (2012) estimates the impact of an ELR for the US state of Missouri based on multipliers 
from an input-output model. He finds a $5.2 billion increase in output, a $1.2 billion increase 
in private sector earnings and an additional 441,005 private sector jobs due to the extra hou-
sehold consumption expenditure out of ELR wages. Papadimitriou  (2008) conducts a rough 
estimation of an ELR implementation in the US with 7 million workers being employed, com-
prising a total annual wage bill of $145.6 billion. He finds an increase of 2% in GDP and annual 
programme costs below 1% of GDP.

Simulations have also been carried out for the Austrian context. Heinzle (2020) estimates the 
economic effects of a job guarantee for 150,000 long-term unemployed people in Austria by con-
ducting an input-output analysis. He finds an increase of €3.54 billion in output, €2.63 billion 
in GDP and € 0.9 billion in employee compensation. Picek (2020) proposes a job guarantee for 
150,000 long-term unemployed people and estimates net costs between €0.68 and €1.34 billion 
(0.19% to 0.36% of GDP) depending on the programme wage. Building on his work, Tamesberger 
and Theurl (2019, 2021) follow a similar approach estimating the net costs of a job guarantee 
for 40,000 long-term unemployed people at €0.33 billion (below 1% of GDP) for the first year. 

Moreover, Haim (2021) conducts microsimulations of a universal job guarantee in Austria with 
169,460 to 613,483 people entering the programme. He finds that the overall share of people at 
risk of poverty could be reduced by between 10.8% and 29.0% and income inequality as mea-
sured by the GINI coefficient could drop by 1.5% to 3.5%. Net costs would vary between 0.9% 
and 3.7% of GDP depending on the eligibility criteria of the programme. Likewise, Premrov et 
al. (2022) carried out microsimulations of a job guarantee for 150,000 long-term unemployed 
people in Austria. They find a reduction in the at-risk-of-poverty rate of 7% to 8% and a self-fi-
nancing rate of 67.9% to 69.6% depending on the programme wage. 

The presented simulation studies suggest that implementing an employer of last resort pro-
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gramme would remove involuntary unemployment, mitigate poverty and reduce income in-
equality, while incurring only moderate fiscal costs. An ELR would also be accompanied by a 
positive macroeconomic impact on output, employee compensation and private sector emp-
loyment.

3.  Input-output model

The economic effects here are simulated using an input-output model. For that purpose, the 
domestic table of the 2017 input-output table published at production prices and in CPA clas-
sification (Statistical Classification of Products by Activity) by Statistics Austria is used. The 
input-output table essentially consists of three parts. First, a symmetric n x n interindustry 
transaction matrix (i) with producing sectors in the rows and consuming sectors in the co-
lumns. This matrix represents the whole process from the origin to the destination of goods 
and services used within production (Miller and Blair, 2009). The interindustry transaction 
matrix comprises 65 product groups which were aggregated to 20 product groups consistent 
with the top-level CPA classification (ibid, pp. 160–168). Second, the input-output table consists 
of a final demand (ii) block which depicts the purchase of goods and services by households, 
firms, the government and abroad. These are represented in additional columns next to the 
interindustry transaction matrix and broadly summarized for the underlying case. Third, a 
value-added (iii) block at the bottom of the table consists of the compensation of employees, 
other net taxes on production, consumption of fixed capital and operating surplus. The table is 
fully consistent as summing over rows and columns yields equal figures for each sector.
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Figure 2: Simplified version of an input-output table

  Agric. Mining Manuf. Constr. Transp. Services Other Consump-
tion

Invest-
ment

Net 
ex-

ports

Agriculture

(i) Interindustry transaction matrix (ii) Final demand

Mining

Manufacturing

Construction

Transportation

Services

Other

Compensation of 
employees

(iii) Value added
Other taxes 

on production

Consumption of 
fixed capital

Operating surplus 
 
Source: own representation.

 
The input-output model here is closed with respect to firms, which means that private invest-
ment out of the operating surplus is considered to occur. The underlying rationale is that an 
exogenous increase in final (household consumption) demand raises profits and hence induces 
investment expenditures. The input-output model relies on basic modelling assumptions, the 
most important of which are: 

(1) � A fixed input structure. The mix of intermediate consumption of goods and services 
remains unchanged; no substitution effect exists. 

(2) � Constant returns to scale. Changes in exogenous final demand are always proportional 
to changes in the outcome variable. 

(3) � Stability. The relationship between producers and consumers remains stable over time. 
It is therefore assumed that the input-output table for the year 2017 can be used to exa-
mine the economic effects in 2020. 

(4) � No supply constraints. Inputs such as raw materials or labour can be supplied without 
limits at the current price.
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4.  Programme design and assumptions

Existing employer of last resort proposals for Austria mainly target the long-term unemploy-
ed (for example, Picek, 2020; Tamesberger and Theurl, 2019, 2021). The aim here is to provide 
estimates on the impact of an ELR covering all people registered unemployed in 2020. Poten-
tial programme effects on macroeconomic variables such as output (Produktionswert), value 
added, employee compensation and additional non-ELR employment are examined. The design 
of the simulated ELR as well as underlying assumptions are explained in the following.

The ELR is supposed to be universal in the sense that every unemployed person willing to work 
will be offered a public job. It will be assumed that everyone registered unemployed partici-
pates in the programme. This assumption is rather optimistic as one may expect at least some 
unemployed people not to enter the programme. Two main reasons can be postulated: first, un-
employed individuals whose reservation wage exceeds the programme wage and/or who find 
the working conditions unattractive are likely to stay outside the programme; second, the pro-
gramme is likely to be avoided by unemployed individuals who have a strong chance of quickly 
finding employment again. Since the aim here is to simulate the macroeconomic effects of an 
ELR encompassing all people registered unemployed it is assumed that all 409,639 unemploy-
ed individuals in 2020 participate in the programme. Inactive individuals who are willing to 
work but not actively seeking (Stille Arbeitsmarktreserve) as well as underemployed individuals 
are not considered in this analysis. Incorporating them would lead to a rise in the absolute im-
pact of the programme while keeping the relative impact (that is, the multipliers) unchanged. It 
will further be assumed that all participants receive an equal monthly gross wage of €1,500 (net 
€1,237), which amounts to an annual wage of €21,000 (net €17,308). The wage is paid 14 times a 
year and reflects the minimum wage floor for full-time employment in collective bargaining 
agreements in Austria. It is thus implicitly assumed that all unemployed people would work on 
a full-time basis. The propensity to consume out of the additional ELR income is assumed to be 
roughly 92%. This is the inverse of the saving rates estimated in Fessler and Schürz (2017) and 
a reasonable value to assume for individuals located at the bottom of the income distribution. 

The channel through which the ELR impacts the economy essentially follows the argument in 
Murray (2012). Once the unemployed participate in the programme, they are paid a program-
me wage instead of unemployment benefits, thereby increasing their net income. The additio-
nal income flows into the consumption of goods and services. This rise in final household con-
sumption demand translates into additional output, value added, employee compensation and 
non-ELR employment.

5.  Estimating additional consumption

Since only the additional net income from the employer of last resort programme is of interest 
here, existing unemployment benefits must be subtracted from the ELR net wage. Hence, the 
ELR wage does not add to existing benefits but is assumed to replace them. A yearly gross wage 
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of €21,000 is defined, which amounts to a net wage of €17,308. Most of the unemployed receive 
some sort of unemployment benefits. The total number of 409,639 registered unemployed in 
2020 can be split into three groups: (i) recipients of unemployment benefits (Arbeitslosengeld), 
(ii) recipients of unemployment assistance (Notstandshilfe) and (iii) the unemployed who have 
no entitlement to benefits. The former comprised 184,717 individuals (45.1% of total unemploy-
ment) with an average daily allowance of €33.12, whereas the group receiving unemployment 
assistance comprised 177,444 individuals (43.3%) and had an average daily allowance of €29.06. 
Unemployed people with no entitlement to benefits amounted to 47,478 (11.6%) individuals. Dai-
ly allowances are multiplied by 365 for yearly allowances, subtracted from the yearly ELR net 
wage and multiplied by the number of individuals in the respective group. This results in an 
estimation of total additional income from the ELR. The additional income is then multiplied 
by the propensity to consume to receive additional consumption expenditure. In total, about 
€2.725  billion of additional private consumption expenditure is generated from the ELR by 
employing 409,639 people registered unemployed in 2020.

These €2.725  billion are used as exogenous household consumption demand to simulate the 
economic effects of the ELR programme. Consumption is distributed along CPA product groups 
according to the shares of the final household consumption expenditure vector from the input-
output table depicted in table 2. Total national household consumption expenditure from the 
national table amounts to €141.111 billion. The largest shares occur in real estate services inclu-
ding imputed rents (€33.251 billion or 23.6%), wholesale and retail trade services (€30.745 bil-
lion or 21.8%) and accommodation and food services (€23.147 billion or 16.4%). Together these 
three account for about 62% of total final household consumption. The €2.725 billion are all-
ocated along these shares as depicted in the last column of table 2. It is thus assumed that ELR 
participants essentially have the same spending pattern as Austrian households on aggregate. 

Table 2: Distribution of additional household consumption expenditure

Product group (CPA) Final household 
consumption 

(mil €)

Share 
(%)

Additional consumption 
from the ELR 

(mil €)

A Agriculture, forestry and fishing 1,190.0 0.8 23.0

B Mining and quarrying 16.2 0.0 0.3

C Manufactured products 9,056.9 6.4 174.9

D Electricity 4,273.3 3.0 82.5

E Water supply 0.0 0.0 0.0

F Construction 774.4 0.5 15.0

G Wholesale and retail trade services 30,745.5 21.8 593.7

H Transportation and storage services 7,513.7 5.3 145.1

I Accommodation and food services 23,146.6 16.4 447.0
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J Information and communication services 3,438.9 2.4 66.4

K Financial and insurance services 6,622.0 4.7 127.9

L Real estate services 33,250.5 23.6 642.1

M Professional services 844.5 0.6 16.3

N Administrative and support services 4,538.3 3.2 87.6

O Public administration and defence 78.8 0.1 1.5

P Education services 1,924.5 1.4 37.2

Q Human health and social work 6,110.0 4.3 118.0

R Arts and entertainment services 3,931.8 2.8 75.9

S Other services 3,481.8 2.5 67.2

T Services of households as employers 172.9 0.1 3.3

Total 141,110.7 100.0 2,724.9
 
Source: Statistics Austria (2020), own calculation.

6.  Simulation results

The additional household consumption expenditure generated by the employer of last resort 
programme unfolds multiplicative effects due to economic linkages. For example, when final 
consumption demand in wholesale and retail trade services rises, producers need to increase 
their purchases from suppliers in order to meet the new demand. Then the suppliers, too, must 
increase their purchases and so on. This direct and indirect increase in production is captured 
by the multiplier. Since the underlying model is closed with respect to firms, induced invest-
ment effects out of capital income are considered as well. Table 3 depicts the multipliers for 
output (Produktionswert), value added, employee compensation and employment (self- and 
non-self-employment) in full-time equivalents. An increase in final household consumption 
demand for accommodation and food services (I) in the amount of €1 million increases output 
by €2.33  million, value added by €1.02  million, compensation of employees by €0.47  million 
and employment by 13 full-time equivalents. The last row of the table depicts total multipliers 
of final household consumption demand.
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Table 3: Estimated multipliers 

Product group (CPA) Output Value added Employee 
compensation

Employment 
(fte)

A Agriculture, forestry and fishing 3.34 1.08 0.35 26

B Mining and quarrying 2.97 0.99 0.40 7

C Manufactured products 2.02 0.62 0.32 7

D Electricity 3.49 0.78 0.34 5

E Water supply 3.02 1.08 0.43 9

F Construction 2.48 0.88 0.48 11

G Wholesale and retail trade services 2.15 0.96 0.53 12

H Transportation and storage services 2.38 0.99 0.49 11

I Accommodation and food services 2.33 1.02 0.47 13

J Information and communication services 2.18 0.88 0.48 8

K Financial and insurance services 2.11 0.97 0.56 8

L Real estate services 3.06 1.24 0.31 7

M Professional services 2.24 1.00 0.53 11

N Administrative and support services 2.13 1.03 0.53 13

O Public administration and defence 1.82 1.01 0.68 12

P Education services 1.50 1.01 0.79 14

Q Human health and social work 1.85 0.98 0.63 14

R Arts and entertainment services 2.39 1.06 0.48 12

S Other services 2.09 1.03 0.57 17

T Services of households as employers 1.00 1.00 1.00 26

Total final HH consumption multiplier 2.43 1.02 0.45 10
 
Source: Statistics Austria (2020), own calculation. Explanation: An increase in final household consumption demand for 
accommodation and food services in the amount of €1 million increases output by €2.33 million, value added by €1.02 mil-
lion, compensation of employees by €0.47 million and employment by 13 full-time equivalents (abbreviated in the table 
as fte).

The largest output multipliers are found in electricity (D), agriculture, forestry and fishing (A) 
and real estate services (L). Output multipliers always exceed unity since the amount produced 
must be at least the additional final demand initially required. With respect to value added, it 
is real estate services (L), agriculture, forestry and fishing (A) and water supply (E) that have 
the largest multipliers. Regarding compensation of employees, the highest multipliers occur 
in services of households as employers (T), education services (P) and public administration 
and defence (O) which have the highest share of labour income in total output. Services of hou-
seholds as employers have a multiplier of one since no inputs for production are required and 
output consists entirely of employee compensation. Employment multipliers are the highest 
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in agriculture, forestry and fishing (A), services of households as employers (T) and other ser-
vices (S)1 which are highly labour intensive. 

Based on these multipliers, the effects of the employer of last resort programme can be estima-
ted. The additional ELR consumption expenditure of product group I in table 2 is multiplied 
by the respective multiplier of I in table 3 to obtain the economic effect depicted in table 4. Of 
the €2.725 billion increase in final household consumption expenditure, total output would in-
crease by €6.626 billion, total value added by €2.771 billion, total employee compensation by 
€1.236  billion and total employment by 28,569 full-time equivalents. The additional employ-
ment reflects jobs created on top of the ELR jobs. Overall employment would rise by 409,639 
ELR employees plus about 29,000 full-time equivalents created due to an increase in final con-
sumption expenditure. Where does the additional employment come from? Potential channels 
could be (i) involuntary part-time workers who increased their working hours, (ii) individuals 
outside the labour force, (iii) other registered statuses at the Public Employment Service Aust-
ria (AMS) such as training, or (iv) from abroad.

The highest economic effects occur for real estate services (L), wholesale and retail trade ser-
vices (G) and accommodation and food services (I) as these constitute the largest proportion 
of additional consumption expenditure. For wholesale and retail trade alone, roughly 7,000 
full-time equivalents are created. Real estate services (including imputed rents) represent the 
largest proportion of private consumption but have a relatively low labour intensity which is 
why less employee compensation and physical employment is created. However, with respect 
to output and value added, real estate services yield the largest impact. In sum, these three ser-
vices account for up to two-thirds of total additional output (64.7%), value added (65.6%), emp-
loyee compensation (58.5%) and non-ELR employment (60.7%).

1	 Other services (S) comprise, for example, services by membership organizations and personal services such as 
hairdressers, laundry services or funeral services.
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Table 4: Estimated economic effects

Product group (CPA) Output
(mil €)

Value added
(mil €)

Employee 
compensation

(mil €)

Employment
(fte)

A Agriculture, forestry and fishing 76.8 24.9 7.9 608

B Mining and quarrying 0.9 0.3 0.1 2

C Manufactured products 353.4 108.3 56.4 1,190

D Electricity 287.7 64.4 28.3 449

E Water supply 0.0 0.0 0.0 0

F Construction 37.1 13.2 7.2 159

G Wholesale and retail trade services 1,275.3 568.0 314.7 7,222

H Transportation and storage services 344.8 143.9 71.8 1,535

I Accommodation and food services 1,042.3 456.1 212.2 5,858

J Information and communication services 144.7 58.2 31.7 563

K Financial and insurance services 270.1 124.2 71.4 1,064

L Real estate services 1,966.9 794.7 196.3 4,259

M Professional services 36.6 16.2 8.7 181

N Administrative and support services 186.8 90.2 46.4 1,152

O Public administration and defence 2.8 1.5 1.0 19

P Education services 55.8 37.7 29.2 528

Q Human health and social work 218.4 116.2 74.2 1,612

R Arts and entertainment services 181.2 80.6 36.8 941

S Other services 140.6 69.1 38.4 1,140

T Services of households as employers 3.3 3.3 3.3 88

  Total 6,625.5 2,771.1 1,235.9 28,569
 
Source: Statistics Austria (2020), own calculation. Differences may occur due to rounding errors. The abbreviation “fte” 
stands for full-time equivalent.

7.  Variation in the programme wage

The estimation so far assumed a monthly gross wage of €1,500, reflecting the minimum wage in 
collective bargaining agreements in Austria. Relative to GDP, the ELR could generate additio-
nal output of 1.7%, value added of 0.7% and employee compensation of 0.3% of GDP. Additional 
non-ELR employment could amount to roughly 29,000 full-time equivalents. Since the total im-
pact of the ELR varies with the programme wage, a monthly gross programme wage of €1,700 
and of €1,900 is added to the analysis to provide a middle and upper bound scenario; this is 
depicted in table 5. In the middle and upper bound scenario, the yearly consumption of the 
ELR wage amounts to €3.42 billion and €3.995 billion, respectively. Since the spending pattern 
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remains unchanged, the multipliers stay the same. The generated additional output increases 
to 2.2% (2.6%), value added to 0.9% (1.1%) and employee compensation to 0.4% (0.5%) of GDP in 
the middle (upper) bound scenario. The additional employment would rise by about 36,000 
(42,000) full-time equivalents.

Table 5: Economic effects varying the ELR programme wage

  ELR stimulus 
(mil €)

Multiplier Total effect

mil € or 
fte

% of GDP

Monthly gross wage of 
€1,500

Output 2,724.9 2.43 6,625.5 1.7

Value added 2,724.9 1.02 2,771.1 0.7

Employee comp. 2,724.9 0.45 1,235.9 0.3

Employment (fte) 2,724.9 10 28,569 -

Monthly gross wage of 
€1,700

Output 3,420.0 2.43 8,315.5 2.2

Value added 3,420.0 1.02 3,477.9 0.9

Employee comp. 3,420.0 0.45 1,551.0 0.4

Employment (fte) 3,420.0 10 35,856 -

Monthly gross wage of 
€1,900

Output 3,995.3 2.43 9,714.3 2.6

Value added 3,995.3 1.02 4,062.9 1.1

Employee comp. 3,995.3 0.45 1,812.0 0.5

Employment (fte) 3,995.3 10 41,887 -
 
Source: Statistics Austria (2020), own calculation. Differences in total effects may occur due to rounding errors. The ab-
breviation “fte” stands for full-time equivalent.

8.  Discussion

Unemployment in Austria has gone through a remarkable development since the end of the 
Second World War. The post-war era of the mid-1950s and 1960s was characterized by econo-
mic recovery leading to a decade of full employment in the 1970s. During that time the unem-
ployment rate fell below 3%. However, by the beginning of the 1980s unemployment had again 
begun to rise steeply. The Covid-19 crisis exacerbated labour market tensions, leaving 409,639 
people registered unemployed in 2020.

The employer of last resort (ELR) approach presents a potential cure for the problem of unem-
ployment as it offers a public job to everyone willing to work at a base wage. Studies on the ELR 
for the Austrian context have been conducted by Tamesberger and Theurl (2019), Picek (2020), 
Haim (2021) and Premrov et al. (2022). These primarily focus on estimating the net costs of an 
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ELR programme for long-term unemployed people and its potential for a reduction in poverty 
and income inequality. Heinzle (2020) examines the macroeconomic effects for the Austrian 
economy of an ELR for long-term unemployed people with respect to output, GDP, compen-
sation of employees and CO2 equivalents. The aim here was to estimate the economic effects 
of an ELR programme encompassing all people registered unemployed. For that purpose, an 
input-output analysis was carried out with the underlying rationale that the ELR creates ad-
ditional income that flows into the consumption of goods and services and thereby stimulates 
the economy.

In a lower bound scenario of a monthly gross wage of €1,500, the additional output would 
amount to 1.7%, value added to 0.7% and employee compensation to 0.3% of GDP. About 29,000 
full-time equivalent jobs would be created on top of the 409,639 employed by the ELR program-
me, which is an increase of 7.1%. In a middle (upper) bound scenario of a monthly gross wage of 
€1,700 (€1,900) output, value added and employee compensation would amount to 2.2% (2.6%), 
0.9% (1.1%) and 0.4% (0.5%) of GDP, respectively. Employment would rise by roughly 36,000 
(42,000) full-time equivalents, representing additional non-ELR employment of 8.8% (10.2%). 
The findings indicate that an ELR programme could yield considerable positive impacts on the 
economy, over and above eliminating involuntary unemployment.

Yet it is important to bear in mind that these estimations represent a theoretical scenario 
which explores hypothetical possibilities. Several aspects of a theoretical and practical na-
ture associated with implementing a large-scale public employment programme have remai-
ned outside the scope of the simulation. These involve estimates about the total costs of such 
a programme as well as its financing. Different methods of financing may affect the economic 
impact of the programme. Existing studies for Austria suggest modest net costs of a job gua-
rantee for the long-term unemployed (Picek, 2020; Tamesberger and Theurl, 2019, 2021; Haim, 
2021) and a high self-financing rate (Walch and Dorofeenko 2020; Premrov et al. 2022). With 
respect to programme participation, it was assumed here that all unemployed people would 
enter the ELR programme, which is quite optimistic. There are at least two main arguments 
that oppose this view. First, unemployed individuals whose reservation wage exceeds the pro-
gramme wage and/or who find the working conditions unattractive are likely to stay outside 
the programme. Second, the programme is likely to be avoided by unemployed individuals who 
have a strong chance of quickly finding employment again. In addition, it is implicitly assumed 
that participants are employed full-time as they receive a full-time wage. However, in practice, 
there might be individuals who prefer or are obliged to work on a part-time basis. Another 
important aspect relates to the types of jobs to be created. Ideally, these jobs should be socially 
useful, in places where they are needed and taking people as they are (Haim, 2021) which poses 
an additional challenge for the practical implementation of the programme. Certainly, there is 
a large potential for future employment to help combat the issues of climate change, an ageing 
society, an increasing demand for healthcare, schooling, housing and so on. Moreover, the per-
manent adoption of an ELR programme may affect the price and wage structure of the economy 
and could be accompanied by displacement effects for the private sector. Such long-run effects 
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have not been analysed at present. To the best of the author’s knowledge these have not been 
investigated for the Austrian context and should be considered a subject for future research.

From a modelling perspective, it is worth noting at least two central aspects for future refi-
nement. First, exogenous final household consumption expenditure should ideally reflect 
the spending pattern of low-income households. Due to data limitations, it has been assumed 
here that the consumption expenditure of low-income households equals the expenditure of 
the average household. Second, the analysis is constrained to people registered unemployed, 
thereby not considering inactive and underemployed individuals or individuals in training. 
Including them in the analysis would increase the total effects of the programme while keeping 
multipliers unchanged. This is another recommended subject for further research.
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1.  Einleitung

Die Kritiken an den Pathologien und Verwerfungen, die der Kapitalismus in seinen unter-
schiedlichen historischen Erscheinungsformen hervorgebracht hat, haben eine lange Tradi-
tion, erleben aber aktuell eine „Boom-Phase“, wie Nancy Fraser und Rahel Jaeggi (2020) konsta-
tieren. Dies geschieht vor dem Hintergrund multipler Krisenerscheinungen (der Bogen spannt 
sich von wirtschaftlichen Krisen, Sorgenotständen, wachsender Ungleichheit und Gesund-
heitskrisen bis hin zum menschengemachten Klimawandel), weshalb Fraser und Jaeggi auch 
von einer „Krise kapitalistischer Gesellschaft“ (ebd., 9) sprechen. Die Zuspitzungen der nega-
tiven Auswirkungen kapitalistischen Wirtschaftens auf die Ökosysteme, die Bevölkerung und 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt haben vielfach Forderungen nach gesellschaftlicher 
Transformation laut werden lassen. Ein wesentliches Puzzlestück in diesem Kontext tangiert 
die Frage, wie wir künftig Arbeitsprozesse und Arbeitsverhältnisse gestalten wollen. Arbeit 
ist mit allen Lebensbereichen „verwoben“, schreibt Barbara Prainsack (2023, 86), sie ist daher 
ein „Schlüssel zu einer weitergehenden Transformation unserer Gesellschaft“ (ebd.). 

Welche Rolle kommt der Wissenschaft in diesem Prozess zu? Die Arbeitssoziologie war in 
ihren Anfängen eng mit Kapitalismuskritik verzahnt und wurde u. a. mit gesellschaftstrans-
formativen Intentionen betrieben. Auch gegenwärtig finden wir (wieder) in zunehmendem 
Ausmaß Arbeitsforscher:innen, die dafür plädieren, dass die Wissenschaft eine aktive Rolle in 
der Gestaltung gesellschaftlicher Transitionsprozesse einnehmen muss, insbesondere wenn 
es darum geht, den notwendigen Wandel sozial gerecht zu gestalten.1 Eingefordert wird eine 
stärkere Hinwendung zur Gesellschaftskritik (z. B. Mayer-Ahuja 2021) bzw. – vertiefter noch – 
eine Veränderung in Richtung „Transformationsforschung“.2 Der Beitrag geht vor diesem Hin-
tergrund der Frage nach, wie sich die Arbeitssoziologie sowohl strukturell als auch konzep-
tionell aufstellen müsste, um einen Beitrag zur sozial-ökologischen Transformation leisten zu 
können. Dazu werden zunächst im ersten Teil die Konjunkturen der Kapitalismuskritik und 
Kapitalismusanalyse in der Arbeitssoziologie diskutiert. Während gerade in den Gründungs-
jahren der Arbeitssoziologie Forschung mit gesellschaftstransformativen Ansprüchen betrie-
ben wurde, löste sich die enge Verbindung von Arbeitssoziologie und Kapitalismuskritik im 
Zuge gesellschaftlicher Veränderungen und Paradigmenverschiebungen.3 Der zweite Teil des 
Beitrags lotet aus, welche strukturellen, organisatorischen, aber auch inhaltlichen Rahmen-

1	 Die Proklamation einer „sozial-ökologischen Transformation“ oder „just transition“ hat ihre Ursprünge in der 
Gewerkschaftsbewegung und ist mittlerweile auch in andere Bereiche diffundiert. Im Kern geht es darum, dass 
Transformationsprozesse in Richtung klimaneutrale Gesellschaft „fair und inklusiv“ gestaltet sein und das Wohl 
aller Menschen im Blick haben sollen. Die Zielrichtung und legitimen Mittel divergieren allerdings erheblich 
zwischen unterschiedlichen Gruppierungen. Sie reichen von affirmativen Strategien mit dem Ziel, im bestehenden 
System Veränderungen zu erreichen (z. B. Schaffung von Green Jobs, Green Technology), bis hin zu transformativen 
Zugängen, die weitreichende strukturelle Veränderungen bis hin zu einer grundlegenden Neuausrichtung des 
Wirtschaftssystems, einer Veränderung der Eigentums- und Machtverhältnisse sowie Demokratie und Gesell-
schaftsordnung einfordern (für eine Systematisierung dazu siehe Just Transition Research Collaborative 2018).

2	 Klaus Dörre in der taz vom 17.09.2022, https://taz.de/Zukunftsstrategie-Forschung/!5877703/ (abgerufen am 
01.02.2023).

3	 Diese Aufarbeitung muss aufgrund der Kürze der Beitragsform skizzenhaft bleiben und sich notwendigerweise auf 
die groben Entwicklungslinien beschränken, auch wenn das zulasten einer differenzierteren Darstellung geht.
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bedingungen notwendig wären, um die Arbeitssoziologie stärker als sozial-ökologische Trans-
formation unterstützende bzw. vorantreibende Wissenschaftsdisziplin zu positionieren. Ab-
schließend werden ausgewählte transformative Ansätze vorgestellt, die als Anregungen für 
eine Verständigung darüber dienen können, wie Arbeit (im weitesten Sinne) auf dem Weg hin 
zu einer sozial gerechten und ökologisch nachhaltigen Gesellschaft organisiert, verteilt und 
gestaltet sein soll.4 Der Beitrag verfolgt dabei das Anliegen, Anregungen zu schaffen, die Bli-
cke über Disziplinen und (nationale) Forschungsgemeinschaftsgrenzen hinweg zu weiten und 
dadurch wertvolle Impulse für eine Weiterentwicklung der Arbeitssoziologie zu gewinnen, 
die wiederum für eine aktive Rolle im sozial-ökologischen Wandel fruchtbar gemacht werden 
können. 

4	 Der Beitrag beschränkt sich auf die deutschsprachigen arbeitssoziologischen Debatten und rekurriert insbesonde-
re auf Beiträge aus Deutschland und Österreich.

2.  Arbeitssoziologie und Gesellschaftskritik

Die deutschsprachige Arbeits- und Industriesoziologie verstand sich in ihrer Etablierungs-
phase in den Nachkriegsjahren als „allgemeine Soziologie“ (Minssen 2006, 15) und hatte den 
Anspruch, über die Analyse von Industriearbeit Rückschlüsse auf die Gesellschaft insgesamt 
ziehen zu können. Ein damals weitverbreiteter sozialreformerischer Anspruch und kriti-
scher Impetus unter Wissenschaftler:innen führte viele unmittelbar zur Gesellschaftstheorie 
von Karl Marx (Minssen 2006). Entsprechend galt das Forschungsinteresse den Entwicklungs-
linien des Kapitalismus und dessen Bedeutung für die Arbeiter:innenklasse. Neben Studien 
über die Veränderung der Arbeitsbedingungen durch Rationalisierung und Automatisierung 
entwickelte sich das Klassenbewusstsein der Arbeiter:innen in den 1960er- und 1970er-Jah-
ren vor dem Hintergrund umfassender technologischer Veränderungen zu einem zentralen 
Thema arbeitssoziologischer Forschung. Diese wurde u.  a. mit dem Anliegen betrieben, die 
Auswirkungen technologischer Veränderungen auf das Klassenbewusstsein der (vor allem 
männlichen) Industriearbeiterschaft und die Folgen für dessen transformatives Potenzial zu 
untersuchen. Forschungen über das kollektive Klassenbewusstsein nahmen in Deutschland 
ein beträchtliches Ausmaß an (Sperling 1973; Wiesenthal/Hinrichs 1983) und waren durch 
eine arbeitnehmer:innen- und gewerkschaftspositive Haltung – wenn auch in unterschiedli-
chen Schattierungen – gekennzeichnet. Man wollte mit den Befunden aktiv zu einer öffentli-
chen Debatte und einer gerechteren Gestaltung der Gesellschaft beitragen, wie Westerheide/
Schott (2022) in ihrer Aufarbeitung der industriesoziologischen Ausrichtung zu dieser Zeit 
betonen. „Diese kritische, von Marx inspirierte Analyse kapitalistischer Arbeits- und Herr-
schaftsstrukturen bildete also mittels ihrer aufklärerischen Funktion den Kern des damali-
gen gesellschaftlichen Gestaltungsanspruchs“ (Westerheide/Schott 2022, 339). Bis Ende der 
1970er-Jahre bestimmte die Auseinandersetzung mit dem Klassenbegriff und insbesondere 
mit dem Klassenbewusstsein wesentliche Teile der Arbeits- und Industriesoziologie (Deutsch-
mann 2012, 215  ff.). Die Zunahme der Konfliktbereitschaft der Arbeiter:innenschaft in den 
1970er-Jahren beflügelte die Forschung nochmals zusätzlich. Gleichzeitig wurde spätestens 
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in den 1970er-Jahren deutlich, dass die sozialpartnerschaftlich eingehegten Arbeitskonflikte 
weniger auf einen revolutionären Umsturz der Gesellschaft als auf Verbesserungen im be-
stehenden System abzielten (Beckenbach 1991). Die sogenannte „Arbeiterbewusstseinsfor-
schung“ findet schließlich im Zuge einer generellen Perspektivenverschiebung innerhalb der 
Soziologie ein abruptes Ende, die weg von Fragen sozialer Klasse hin zum Individuum und 
Fragen sozialer Identität wie Subjektivität führte (Geißler 1998; Altreiter 2018). Nicht nur in 
der deutschsprachigen Soziologie breitete sich die Vorstellung aus, dass Modernisierungs-
prozesse zur Diffusion von Ungleichheiten nach Klasse oder Schicht – bei einer gleichzeitigen 
Pluralisierung der Lebenslagen – geführt hätten, die traditionelle Sozialstrukturansätze mit 
ihrer Betonung auf vertikale soziale Ungleichheiten obsolet werden ließen.

2.1  Der Arbeitssoziologie kommt die Kapitalismuskritik abhanden

Anfang der 1980er-Jahre löst sich die enge Verbindung von kritischer Gesellschaftstheorie und 
Arbeitsforschung zunehmend auf. Die Gründe dafür sind vielfältig. Folgen wir Axel Honneth 
(2008), ist dafür ein Auseinanderdriften der konkreten Arbeitsverhältnisse einerseits und 
der theoretisch formulierten Ansprüche an Arbeitsgestaltung andererseits verantwortlich zu 
machen. Er schreibt, „der Abstand zwischen den realen Arbeitsverhältnissen und den Emanzi-
pationsbestrebungen [ist] so groß geworden, dass die Gesellschaftstheorie sich die vorläufige 
Vergeblichkeit all ihrer theoretischen Bemühungen eingestehen musste“ (ebd., 328). Die zu-
nehmende Lösung der Verbindung von Gesellschafts- bzw. Kapitalismuskritik und Arbeitsfor-
schung wäre in dieser Lesart Ausdruck einer Resignation angesichts einer nicht gelungenen 
bzw. eingelösten gesellschaftlichen Transformation. 

Die Abkehr von einer Kapitalismuskritik ist aber auch vor dem Hintergrund einer grundle-
genden Transformation der Sozialstruktur und entsprechender Verschiebungen in der sozio-
logischen Analyse zu interpretieren (ausführlich dazu Altreiter 2018). Wohlstandszuwächse 
in den Nachkriegsjahren hätten, so eine Interpretation des Wandels, zu einer Ausdehnung 
der gesellschaftlichen Mitte beigetragen (Bolte 1986) und zu einer „Nivellierung“ (Schelsky 
1965, 332) geführt, weshalb nicht mehr von einer klassenstrukturell geprägten Gesellschaft 
gesprochen werden könne. Diese Überlegungen wurden u. a. von Ulrich Beck (2008) aufgegrif-
fen und zur These der „Individualisierung“ weiterentwickelt. Beck argumentiert, dass durch 
wachsenden Wohlstand, Bildungsexpansion und ausgebaute Wohlfahrtsstaaten Klassenher-
kunft, sozialer Stand, aber auch Familie oder Geschlecht in ihrer Wirkung brüchig geworden 
sind. Ungleichheiten liegen nicht in einer Klassenstruktur begründet und werden von Indi-
viduen selbst ebenfalls nicht im Kontext von Klassen gedeutet. Auch in der Arbeits- und In-
dustriesoziologie kommt es zu einem Paradigmenwechsel, der als Verschiebung von Klassen 
hin zum Subjekt beschrieben werden kann. Diese Entwicklung vollzieht sich parallel zu einem 
postfordistischen Umbau der Arbeitswelt, in dem das Subjekt in neuer Weise Gegenstand von 
Ausbeutung wird (Nickel 2008; Kleemann 2012). Die Arbeitssoziologie wendet sich den Ausei-
nandersetzungen und Aushandlungen der Subjekte im betrieblichen Geschehen zu und verab-
schiedet sich gleichzeitig vom (politischen) Kollektivsubjekt Arbeiter:innenschaft. Dieser Zu-
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griff auf Phänomene der Arbeitswelt, der unter dem Schlagwort „Subjektivierung von Arbeit“ 
(Kleemann et al. 2002) firmiert, hat sich nach der Jahrtausendwende zu einem hegemonialen 
Diskursrahmen in der Arbeitssoziologie etabliert (Kleemann 2012; Lohr 2003). Mit der Hin-
wendung zum Subjekt und der gleichzeitigen Abwendung von vertikalen Ungleichheits- und 
Strukturkategorien, wie dem Klassenbegriff, trat jedoch auch der Kapitalismus als Analyse-
einheit in den Hintergrund. Kritik kann sich unter diesen Vorzeichen nur gegen eine betrieb-
liche Ebene richten, die Gesamtzusammenhänge von sozialen Positionen, Abhängigkeiten und 
Ausbeutungsmechanismen bleiben jedoch unsichtbar.5 

Die Abkehr von Kapitalismus- und Gesellschaftskritik mit marxistischem Vokabular hatte 
aber nicht nur mit gesellschaftlichen Transformationsprozessen zu tun, sondern war – nach 
Christoph Deutschmann (2012) – auch Folge eines gestiegenen Institutionalisierungsgrads 
an den Universitäten und zunehmender Konkurrenz um Forschungsgelder, in der unter an-
derem auch die Anwendbarkeit der Arbeitssoziologie auf dem Prüfstand stand. Die Tendenz 
wies weg von den großen gesellschaftlichen Diagnosen hin zu einer Fokussierung auf den Be-
trieb (ebd.). Darüber hinaus habe die Hegemonie der betrieblichen Fallstudie als methodischer 
Königsweg auch eine Entwicklung hin zu einer stark betrieblich fokussierten Arbeitssoziolo-
gie befördert. „Die betriebliche und die gesellschaftliche Ebene der Analyse fielen immer wei-
ter auseinander und das Interesse an der Diskussion großer gesellschaftstheoretischer Fragen 
ließ nach“ (ebd., 26). Diskussionen über das Ende der Arbeitsgesellschaft in den 1980er-Jahren 
trugen das Ihre dazu bei, den Gegenstandsbereich der Arbeits- und Industriesoziologie und 
damit auch Kapitalismuskritik zu marginalisieren.

5	 Es finden sich allerdings auch andere Interpretationen des postfordistischen Wandels. Bechtle/Sauer (2002) teilen 
beispielsweise die Verschiebungen hin zu neuer Subjektverwertung, interpretieren diese jedoch vor dem Hinter-
grund der spezifischen Gesellschaftsformation Kapitalismus. Auch der Verabschiedung der Klassenfrage haben 
sich keineswegs alle angeschlossen (z. B. Geißler 1996; Diettrich 1999; Dangschat 1998). Eine Studie von Andreas 
Wittel (1998) über die Implementierung von postfordistischen Arbeitsorganisationskonzepten in deutschen Indust-
riebetrieben verdeutlicht beispielsweise die Bedeutung des Klassenhabitus im Zuge der Einführung von Gruppen-
arbeitskonzepten bei un- und angelernten Arbeitern. 

2.2  Kritik an der fehlenden Kritik

Diese paradigmatischen Verschiebungen führten nach der Jahrtausendwende zu einer kriti-
schen Auseinandersetzung mit der Entwicklung und Bedeutung der Arbeits- und Industrie-
soziologie. Folgen wir Minssen (2008), lässt sich die Kritik dabei in drei Punkten zusammen-
fassen: Erstens wurde der starke empirische Fokus ohne Rückbindung an die Gesellschaft als 
Gesamtes kritisiert (Kühl 2008), wodurch sich die Disziplin in weiterer Folge ihres kritischen 
Impetus beraube. „Denn mit dem Verlust der Fähigkeit an die ‚großen Erzählungen‘ über Ge-
sellschaft anzuknüpfen, geht der Arbeitssoziologie mehr und mehr auch ihr kritischer Stachel 
verloren“ (Dörre et al. 2012a, 15). Der Kapitalismus als soziale Formation werde in der Regel 
vorausgesetzt oder mit Verweis auf die Klassiker (Karl Marx, Max Weber oder auch Karl Po-
lanyi) als abgehandelt betrachtet. Er bleibt eine „Leerformel“ (ebd., 13) und wird nicht (mehr) 
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zum Gegenstand der Analyse selbst (Deutschmann 2012, 29). Damit einher gehen auch (zwei-
tens) eine Kritik an der ungenügenden Verbindung von Handlungs- und Strukturebene als 
Folge der „subjektorientierten Wende“ und (drittens) – wenig neu – die (anhaltende) Kritik an 
der Unfähigkeit der Arbeitssoziologie, die künstliche Trennung zwischen Erwerbsarbeit und 
nicht marktvermittelten Tätigkeiten (Aulenbacher 2008) zu überwinden. Insgesamt wird für 
die Soziologie im Allgemeinen, aber besonders auch für die Arbeitssoziologie im Speziellen, 
eine Abkehr von einer (kapitalismus)kritischen Gesellschaftsanalyse festgestellt, die in wei-
tere Folge auch zu einem Erliegen eines Nachdenkens über Alternativen geführt habe.6 „Der 
die vergangenen beiden Jahrzehnte bestimmende, postkommunistische Siegeszug des Markt-
liberalismus ging auch und gerade in den akademischen Sozialwissenschaften mit einer nach-
haltigen ‚Erschöpfung utopischer Energien‘ und einer faktischen Desavouierung des Denkens 
von und in gesellschaftlichen Alternativen zum Kapitalismus einher“ (Dörre et al. 2009, 10).

6	 Freilich findet diese Einschätzung zum Stand der Arbeits- und Industriesoziologie nicht ungeteilte Zustimmung. 
So streicht Heiner Minssen (2008, 269) kritisch die Limitierungen einer einseitigen Fokussierung auf eine „Groß-
theorie“, wie jener von Karl Marx, hervor und plädiert stattdessen für eine Fokussierung auf Theorien mittlerer 
Reichweite.

2.3  Kapitalismuskritik returns

Die Pleite der US-amerikanischen Bank Lehmann Brothers im Jahr 2008 löste eine globale Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise aus, deren Folgen die bis dahin herrschende Selbstverständlich-
keit des Kapitalismus und seiner Funktionsweisen grundlegend infrage gestellt haben. Nach 
langer Zeit war in den öffentlichen Debatten wieder vom „Kapitalismus“ statt der „Markt-
wirtschaft“ die Rede, und in den Feuilletons wurde über dessen Ende spekuliert. In diesem 
Kontext ist auch eine Belebung der Auseinandersetzung mit dem Kapitalismus in der Arbeits-
soziologie zu beobachten, die hier nur grob umrissen werden kann. Unter dem Eindruck der 
globalen Finanzkrise bildeten die Entwicklung des „Finanzmarkt-Kapitalismus“ (Minnsen 
2012, 17 f.) und die Auswirkungen unterschiedlicher Modi der „Finanzialisierung“ (vgl. dazu 
u. a. Faust et al. 2017) auf Unternehmen, Beschäftigte und die Ausgestaltung von Arbeit einen 
zentralen Untersuchungsgegenstand. Klaus Dörre (2009a) deutet die Entwicklung des Finanz-
marktkapitalismus, der sich mit dem auslaufenden 20. Jahrhundert durchgesetzt hat, als neue 
„Landnahme“. Kapitalistische Entwicklung ist auf eine ständige Inkorporation bzw. Kommo-
difizierung nichtkapitalistischer sozialer und geografischer Räume angewiesen. Die „finanz-
marktgetriebene Landnahme“ (ebd., 54) schwächt „marktbegrenzende Institutionen“ und trägt 
damit zu einer Prekarisierung bei. Begleitet werden diese Entwicklungen von einer Transfor-
mation des Sozialstaates, der von der „Staatsversorgung“ (Lessenich 2009, 163) zur Aktivie-
rung der Bürger:innen und Eigenverantwortung übergegangen ist, mit dem Ziel, dass diese 
möglichst der Gesellschaft nützlich sind. Beide Entwicklungen tragen zu einer verschärften 
Marktgängigkeit von Beschäftigten bei. Harmut Rosa (2013) sieht den gegenwärtigen Kapita-
lismus durch ein nie dagewesenes Tempo der „Beschleunigung“ technologischer Entwicklun-
gen, aber auch sozialer Beziehungen und Lebenspraktiken charakterisiert. Dadurch gäbe es 
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kaum mehr gesicherte Positionen, Menschen seien kontinuierlich gefragt, sich anzupassen, 
zu transformieren, zu adaptieren (ebd.). In den vergangenen Jahren war darüber hinaus eine 
Wiederentdeckung des Werks von Karl Polanyi und seiner Konzeptionalisierungen kapita-
listischer Transformationsprozesse zu beobachten, die auch in Teilen der Arbeitssoziologie 
Niederschlag gefunden hat (vgl. z. B. Atzmüller et al. 2019). Bezug genommen wird auf Polanyis 
Konzept der dialektischen Verbindung von Prozessen der Landnahme/Ökonomisierung und 
Zerstörung einerseits und daraus entstehenden Gegenbewegungen sozialer Einhegung (von 
staatlichen Regulierungen bis hin zu sozialen Bewegungen) andererseits (ebd.).

Neben der Kapitalismusanalyse finden wir auch – u. a. mit Rückgriff auf Traditionen der kri-
tischen Theorie – eine Zunahme an Vorschlägen für eine Kapitalismuskritik. Dörre, Rosa und 
Lessenich schreiben im Vorwort ihres Sammelbandes, Kritik sei „eine der Hauptaufgaben so-
ziologischer Theoriebildung“, und die Stoßrichtung dieser Kritik sei „die Emanzipation von 
nicht zu rechtfertigender Herrschaft bzw. von sozial erzeugten, gesellschaftlich aber nicht 
kontrollierten Systemzwängen“ (Dörre et al. 2009, 12). In der Kritik am Kapitalismus werden 
dabei unterschiedliche Ankerpunkte gesetzt.7 Die zunehmenden Anforderungen nach Selbst-
steuerung im Arbeitsprozess verweisen auf eine neue Qualität in der Aneignung von Arbeit. 
„Ziel der neuen Unternehmenssteuerung ist es, die Individuen dazu zu bringen, dass sie sel-
ber ihre entfaltete Individualität für den Verwertungszweck mobilisieren“ (Nies/Sauer 2012, 
44). Subjekte erhalten also eine aktive Rolle in der Transformation von Arbeitsvermögen in 
Arbeitsleistung – mit entsprechenden negativen Folgen. Diese neue Qualität der Ausbeutung 
erschöpft sich allerdings nicht in „Subjektivierungsprozessen“, sie geht einher mit Flexibili-
sierung und Deregulierung, die für die Beschäftigten Unsicherheiten erhöhen. Es verschärfen 
sich Polarisierungen zwischen Beschäftigtengruppen mit einigermaßen stabilen Arbeitsver-
hältnissen und Bereichen, in denen die Standards an sozialer Absicherung und Anerkennung 
deutlich unterschritten werden. Zunehmende Prekarisierung wirkt aber nicht nur auf Betrof-
fene, sondern entfaltet als „Bedrohungsszenarien“ (ebd., 52) bis in die Mitte der Arbeitsgesell-
schaft disziplinierende Wirkung (Dörre 2009a, 66). Diese Kritik an der brüchigen sozialen In-
tegration ist auch ein zentrales Moment der Kapitalismuskritik bei Axel Honneth (2008) – der 
zwar nicht als klassischer Arbeitssoziologe gilt, seine Gesellschaftskritik jedoch explizit in der 
„Arbeit“ verankert, weshalb er hier erwähnenswert erscheint. Sein Ausgangspunkt ist dabei 
ebenso die Funktion sozialer Integration von Erwerbsarbeit. Honneth rekurriert auf Hegel 
und argumentiert, dass sich die kapitalistische Form der Arbeitsorganisation in Verbindung 
mit der moralischen Voraussetzung herausgebildet habe, dass die Lohnabhängigen zumindest 
„die legitime Erwartung einer subsistenzsichernden Entlohnung und einer anerkennungs-
würdigen Arbeit hegen konnten“ (ebd., 337). Diese moralischen Prinzipien bleiben gültig, auch 
wenn die realen Arbeitsverhältnisse davon stark abweichen oder gegen sie verstoßen. Sie bil-
den ein normatives Fundament, auf dessen Grundlage die Funktionsweise kapitalistischer Ar-

7	 Einen ersten Überblick über die vielfältigen Beiträge geben der Sammelband „Soziologie – Kapitalismus – Kritik“ 
von Klaus Dörre, Hartmut Rosa und Stephan Lessenich (2009) sowie der später erschienene Sammelband von 
Forscher:innen des SOFI Göttingen, ISF München und der Universität Jena: „Kapitalismustheorie und Arbeit. Neue 
Ansätze soziologischer Kritik“ (Dörre et al. 2012b).
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beitsorganisation (geringe Löhne, entwürdigende Arbeit etc.) infrage gestellt werden kann.8 
Hartmut Rosa wiederum weist darauf hin, dass Leiden im Kapitalismus nicht ausschließlich 
auf eine ungerechte Verteilung von Ressourcen – Einkommen, Vermögen, Zeit, Risiken, (Un-)
Sicherheiten etc. – zurückzuführen sind, sondern auch auf Erfahrungen der Entfremdung, 
die sich durch die zunehmende Beschleunigung im Gegenwartskapitalismus verstärken. Er 
stellt der Erfahrung der Entfremdung als „Negation des guten Lebens“ (Rosa 2013) jene der 
„Resonanz“ gegenüber, in der die „Welt den handelnden Subjekten als ein antwortendes, at-
mendes, tragendes, in manchen Momenten sogar wohlwollendes oder entgegenkommendes 
‚Resonanzsystem‘ erscheint“ (Rosa 2012, 415). Kritik zielt aber auch auf die dem Kapitalismus 
innewohnenden Wachstumszwänge ab, mit ihren destruktiven Konsequenzen nicht nur für 
Arbeitskräfte, sondern für die Zerstörung natürlicher Ressourcen und der Umwelt (Atzmül-
ler et al. 2019). Aus feministischer Perspektive zielt Kapitalismuskritik insbesondere auf die 
Sorglosigkeit“ (Aulenbacher/ Dammayr/ Décieux 2014, 212) des Kapitalismus, der durch die 
strukturelle Trennung von Lohnarbeit und Sorge-Arbeit seine reproduktiven Grundlagen 
verschleiert. Die Intensivierung der Kommodifizierung der Arbeitskraft birgt in Verbindung 
mit Tendenzen der Privatisierung und Finanzialisierung weiter Teile der Daseinsvorsorge, so 
die These, Risiken für die Regenerativität der Gesellschaft als Gesamtes (Jürgens 2010).

8	 Honneth argumentiert, dass eine Kritik der bestehenden Ordnung nur dann wirkmächtig werden kann, wenn sie 
dem System selbst entstammt. Er stellt seine Form der „immanenten“ Kritik einer „externen“ Kritik gegenüber, wie 
sie z. B. die sogenannte „Künstlerkritik“ repräsentiert. Diese lege, so Honneth, auf der Basis eines verklärten Ideals 
von handwerklichen und künstlerischen Tätigkeiten einen falschen Maßstab an gesellschaftlich organisierte Arbeit 
an (ebd., 330). Diese Form der Kritik könne ggf. der Maßstab für das „gute Leben des Einzelnen“ sein, funktioniere 
aber eben nicht als Maßstab für die „Beurteilung der gesellschaftlich organisierten Produktionssphäre“ (ebd., 216), 
„denn hier herrschen Zwänge und Bedingungen, die es auch bei einer denkbar weiten Auslegung erforderlich ma-
chen, Tätigkeiten von einem ganz anderen Charakter als dem des Handwerks oder der Kunst auszuführen“ (ebd.).

3.  Beitrag zur sozial-ökologischen Transformation

Die multiplen Krisen der vergangenen Jahre und der Gegenwart haben die Debatte um Zu-
kunft, Bedeutung und Aufgabe der Arbeitssoziologie wieder neu entfacht (vgl. z. B. Sonderheft 
der AIS-Studien 2021, Heft 2). Arbeit, das scheint sich zumindest seit der Jahrtausendwende 
grundlegend geändert zu haben, ist wieder eine zentrale Kategorie gesellschaftlicher Debat-
ten – und das nicht zuletzt seit der COVID-19-Pandemie. Neu an dieser Debatte ist nun, dass 
nicht nur um theoretische Konzepte und Zugriffe gerungen wird, sondern auch verstärkt die 
Frage gestellt wird, ob die Arbeitssoziologie sich stärker in öffentliche gesellschaftspolitische 
Debatten einbringen soll. 

Ich möchte im zweiten Teil dieses Beitrags an diese Diskussionen anknüpfen und spezifischer 
danach fragen, welchen Beitrag die Arbeitssoziologie für eine sozial-ökologische Transforma-
tion der Gesellschaft leisten kann und soll. Dabei stimme ich mit anderen darin überein, dass 
es angesichts multipler Krisen und eines drohenden Klimakollaps aller Anstrengungen einer 
Gesellschaft – eben auch der Wissenschaft – bedarf, um diese zu lösen. Klaus Dörre spricht in 
diesem Zusammenhang von der Notwendigkeit einer „breiter angelegten, interdisziplinären 



133

Wirtschaft und Gesellschaft 49 (2): 125–147

Transformationsforschung“.9 Dabei scheinen mir insbesondere drei Strukturänderungen für 
eine solche Entwicklung der Arbeitssoziologie bedeutsam. Erstens ist das eine Dekommodifi-
zierung des Wissenschaftssystems und der wissenschaftlichen Wissensproduktion. Es bedarf 
zweitens einer Neubestimmung des Verhältnisses zwischen Arbeitssoziologie und Öffentlich-
keit, wofür das von Michael Burawoy (2005) vorgeschlagene Konzept der „organic public so-
ciology“ vielversprechend scheint. Drittens kann die Arbeitssoziologie von einer verstärkten 
Inter- und Transdisziplinarisierung profitieren. Es gibt vielversprechende Konzepte und The-
orien aus anderen Disziplinen und Debattensträngen, die zu einer gehaltvollen Anreicherung 
des theoretischen Zugriffs auf Arbeit (und damit verbundene Ungleichheiten) beitragen kön-
nen, die notwendig erscheint, um die Transformation von Arbeit und Arbeitswelten angemes-
sen erfassen zu können. 

9	 https://taz.de/Zukunftsstrategie-Forschung/!5877703/ (abgerufen am 08.02.2023).
10	 In der Literatur besteht Einigkeit darüber, dass die unternehmerische Universität aus verschiedensten Gründen 

eine „Innovationsbremse“ (Maasen/Weingart 2006) darstellt, wenn auch betont wird, dass das frühere Ordinarien-
System dem Fortschritt auch nicht unbedingt zuträglich war (Dörre/Neis 2010, 146 f.). 

3.1 Dekommodifizierung der Wissenschaft 

Der Umbau der Universitäten in Richtung „unternehmerischer Hochschule“ (Münch 2011; 
Dörre/Neis 2010), die marktförmig agieren und um Studierende, Forschungsgelder und Re-
putation konkurrieren soll, hat eine universitäre Wissenschaftslandschaft befördert, die 
zunehmend weniger in der Lage scheint, zur Lösung der zukünftigen gesellschaftlichen He-
rausforderungen – insbesondere zu einem sozial-ökologischen Wandel – beizutragen. Die 
gegenwärtige Hochschulstruktur ist durch einen inhärenten Wachstumszwang geprägt, in 
dem es darum geht, kontinuierlich Markterfolge im Sinne von Drittmitteln und Zeitschrif-
tenpublikationen zu produzieren (Münch 2011, Pühringer et al. 2021). Angetrieben wird die-
se Dynamik von zwei Seiten: einerseits durch die Universitäten, die ihre Beschäftigten dazu 
anhalten, Ergebnisse in diesen zwei „Währungen“ zu liefern, die schließlich wiederum gegen 
Finanzierung und Ansehen getauscht werden können. Andererseits treiben die Beschäftigten 
selbst diesen Motor an, schließlich gelten Drittmittel und Publikationen als zentrale Kriterien, 
wenn es um den Zugang zum umkämpften Stellenmarkt geht, insbesondere um die wenig un-
befristeten Anstellungen (Ullrich 2016). Beides begünstigt ein an marktlichen Erfolgschancen 
ausgerichtetes Forschungsverhalten (Richter/Hostettler 2015), worunter Forschungszugänge 
und Fragestellungen leiden, die dem Mainstream einer Wissenschaftscommunity zuwiderlau-
fen (Maasen/Weingart 2006; Brand 2005; Aulenbacher et al. 2017) oder deren Beantwortung 
mehr Zeit als die engen Zeitspannen von Drittmittelforschungsprojekten in Anspruch neh-
men würde. Der „akademische Kapitalismus“ (Münch 2011) bietet nur wenigen „Auserwähl-
ten“ große Freiheiten über Exzellenzinitiativen, die „Normalwissenschaft“ (Ullrich 2016, 394) 
ist hingegen gezwungen, „berechenbar und vorhersagbar“ zu sein, und „läuft damit Gefahr, 
geistig eng und streng instrumentell ausgerichtet an den Bedarfen der Geldgeber, nur in aus-
getretenen Pfaden zu wandeln“ (ebd.).10 
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Die aktuellen Bedingungen für Wissensproduktion bergen darüber hinaus die Gefahr einer 
sozialen Homogenisierung des Forschungspersonals. Die soziale Herkunft der Universitäts-
beschäftigten und die damit verbunden Möglichkeiten, ökonomische, kulturelle und soziale 
Kapitalien mobilisieren zu können (Bourdieu 1983), gewinnen in einer zunehmend verwettbe-
werblichten und prekarisierten Wissenschaftslandschaft erneut als Exklusionsmechanismen 
an Bedeutung (Rogge 2015, 703). Aber nicht nur die Klassenherkunft, auch Geschlecht spielt 
eine Rolle, da die hohen Arbeits- und Mobilitätsanforderungen Schwierigkeiten für die Ver-
einbarkeit von Wissenschaft und Familie bergen (Fritsch 2016). Jüngste Studien zeigen hier 
bereits, dass die COVID-19-Pandemie bestehende Geschlechterungleichheitsrelationen noch 
mal zusätzlich verschärft hat (European Commission 2023). Eine Veränderung der sozialen 
Zusammensetzung der Forschenden hätte insbesondere in den Sozialwissenschaften gravie-
rende Auswirkungen, denn die Art der Fragestellung, die Perspektiven und Interpretationen 
von Ergebnissen sind – auch wenn sie methodisch streng kontrolliert und angeleitet sind – 
auch durch den eigenen Erfahrungshintergrund strukturiert. Mit Bourdieu können wir hier 
von einem „scholastischen Epistemozentrismus“ sprechen, der wie eine „Schranke“ des Den-
kens wirkt. Der Epistemozentrimus besteht darin, „alles zu ignorieren, was der Analysierende 
aufgrund der Tatsache, dass er dem Objekt äußerlich ist, es von fern und von oben beobachtet, 
in seine Wahrnehmung dieses Objektes hinein projiziert“ (Bourdieu/Wacquant 1996, 100).11 

Entgegen einer neoliberalen Logik, dass mehr Leistung durch mehr Druck entsteht, braucht 
es für eine innovative, transformative Wissensproduktion eine angemessene Grundfinanzie-
rung der Universitäten, Investitionen in die Grundlagenforschung, eine Abkehr der bisheri-
gen Leistungs- und Bemessungslogiken und eine Absicherung der Beschäftigten, die es ihnen 
erlaubt, auch Risiken des unsicheren Ausgangs und Scheiterns einzugehen. Dadurch werden 
die Grundlagen für eine plurale Hochschule geschaffen, die transformative Forschung stär-
ken. 

11	 Am Beispiel der Arbeitskraftunternehmerthese lässt sich gut nachzeichnen, wie ein Mittelschichtsbias zu einer 
einseitigen Theoriebildung und damit zu mangelhafter empirischer Erklärfähigkeit führt (Altreiter 2019a). Die 
Auswirkungen eines unreflektierten Androzentrismus z. B. in der Ausblendung der Bedeutung reproduktiver 
Tätigkeiten für die Gesellschaft, sind ebenso hinlänglich beschrieben worden (z.B. Haubner/Pongratz 2021).

3.2  Arbeitssoziologie als kritische Public Sociology

In weiterer Folge braucht es auch eine Transformation in der Auseinandersetzung von Wis-
senschafter:innen mit der Gesellschaft, in der sie leben. Dabei geht es nicht darum, dass For-
scher:innen Richtungsentscheidungen gesellschaftlicher Entwicklung vorwegnehmen oder 
im Alleingang treffen sollen. Vielmehr wäre es Aufgabe einer öffentlich finanzierten Wissen-
schaft, auf der Basis wissenschaftlicher Methoden gesellschaftliche Phänomene und Problem-
lagen zu analysieren und damit Wissen zu generieren, das die Gesellschaft dabei unterstützen 
kann, gegenwärtige Krisen zu bewältigen und die drängendsten Herausforderungen der Zu-
kunft zu lösen. Die traditionelle Stärke der Arbeitssoziologie in der empirischen Forschung 
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kann hier sinnvoll genutzt werden und ist eine wichtige Grundlage. Dörre schreibt dazu: „Als 
Wirklichkeitswissenschaft hat die Arbeitssoziologie gut daran getan, ihren kritischen Stachel 
aus einer möglichst genauen Beschreibung und empirisch fundierten Rekonstruktion der 
Widersprüche, Paradoxien und Pathologien von Arbeitsprozessen und Abläufen in Betrieb, 
Unternehmen und Gesellschaft zu beziehen. Daran sollte sie festhalten“ (Dörre 2009b, 500).

Dazu ist es notwendig, dass die Arbeitssoziologie die bisher dominanten Auseinanderset-
zungsformen mit der Öffentlichkeit, die vor allem über Zeitungsformate, Buchpublikationen, 
Vorträge oder journalistische Interviews stattfinden, erweitert. Diese Formen werden aktuell 
auch an den Universitäten unter dem Schlagwort „Third Mission“12 von den Rektoraten forciert, 
weil sie sich ebenfalls messen und damit in die vorherrschende marktliche Leistungslogik des 
akademischen Kapitalismus einpassen lassen. In diesen Formaten bleibt die Öffentlichkeit je-
doch weitestgehend unsichtbar, eine Interaktion und damit eine tatsächliche Auseinanderset-
zung bleiben außen vor. Es gibt jedoch eine andere Form von öffentlicher Soziologie, die der 
US-amerikanische Soziologe Michael Burawoy (2005, 350) „organic public sociology“ nennt 
und in deren Zentrum die unmittelbare Zusammenarbeit mit Teilen der Öffentlichkeit steht, 
wie z.  B. Gewerkschaften, Nachbarschaftsverbänden, Gleichbehandlungseinrichtungen oder 
Vereinen aus der Zivilgesellschaft.13 „[…] the organic public sociologist directly engages publics 
that are narrower, local, visible, thick, active and often counter to the mainstream“ (Burawoy 
2008, 355). Das zentrale Merkmal hier sind der Austausch und damit auch der wechselseiti-
ge Lernprozess zwischen Wissenschaft und (Zivil-)Gesellschaft. Burawoy sieht dabei einen 
unmittelbaren Zusammenhang zwischen der Entwicklung des Kapitalismus, dem jeweiligen 
Fokus der Kommodifizierung sowie der Antwort der Gesellschaft, aber eben auch der So-
ziologie darauf. In der aktuellen Phase – er spricht von „third wave commodification“ (ebd., 
352) – stehen die Auswirkungen der globalen Unterwerfung und Aneignung von natürlichen 
Ressourcen im Mittelpunkt. Das verlangt nach einer öffentlichen Soziologie, die aktiv Bemü-
hungen unterstützt, die Grundlagen gesellschaftlichen Zusammenlebens zu erhalten. Dieses 
lange Zeit eher randständige Engagement ist in den vergangenen Jahren wieder präsenter ge-
worden.14 So haben beispielsweise Mitglieder der „Scientists for Future“ in Österreich Stra-
ßenblockaden von Klimaaktivist:innen mit einer Kundgebung unterstützt.15 Diese Form der 
organischen öffentlichen Soziologie kann die Schwachstellen einer rein medialen öffentlichen 
Soziologie überwinden, die im Zugang zur Öffentlichkeit auf die marktbeherrschenden Me-
dien angewiesen ist und oftmals nur kleine Ausschnitte einer (privilegierten) Öffentlichkeit 
erreicht (Aulenbacher et al. 2017). Aulenbacher et al. (2017) verweisen darauf, dass es für einen

12	 Neben Forschung und Lehre wird der Austausch mit der Öffentlichkeit (z. B. durch Wissensvermittlung, partizipa-
tive Formate) als „dritte Kernaufgabe“ oder „Third Mission“ von Hochschulen definiert. Diese ist seit 2016 auch Teil 
der offiziellen „Hochschulgovernance“ des österreichischen Bundesministeriums für Wissenschaft und Teil der 
Leistungsvereinbarungen mit den Hochschulen (https://www.bmbwf.gv.at/Themen/HS-Uni/Hochschulgovernance/
Leitthemen/Dritte-Mission.html [abgerufen am 13.01.2023]).

13	 Ähnliche Aufforderungen gibt es dazu auch aus der Politikwissenschaft (Brand 2005, 452).
14	 Wie Klaus Dörre zeigt, gab es zumindest in der Arbeitsprekarisierungsforschung in Deutschland vielfältige Prakti-

ken, die unter einer öffentlichen Soziologie einzuordnen sind (Dörre 2014).
15	 ORF, 10. Jänner 2023, https://wien.orf.at/stories/3189663/ (abgerufen am 19.06.2023). 
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transformativen Diskurs gelingen muss, über Formen der „organic public sociology“ ebenso 
in einen Austausch mit subalternen Gruppen und Gegenöffentlichkeiten zu gelangen (ebd.). 

3.3 � Anreicherung und Refokussierung zentraler theoretischer  
Konzepte

Für die Neuausrichtung als transformative Arbeitssoziologie bedarf es weiters einer Refo-
kussierung theoretischer Zugriffe auf gesellschaftliche Phänomene. Hier kann ein Blick über 
Disziplingrenzen helfen, arbeitssoziologische Theorien anzureichern und zu erweitern. Dazu 
liegen bereits vielfältige Vorschläge auf dem Tisch, die ich aufgreifen und hier zusammenfüh-
ren will. Erstens geht es um die Reetablierung einer fundierten Kapitalismus-Analyse, denn 
das transformative Potenzial der Arbeitssoziologie speist sich wesentlich aus der fundierten 
Erforschung herrschender Verhältnisse. Obwohl man seit der Finanz- und Wirtschaftskrise 
den Kapitalismus auch in der Wissenschaft wieder explizit als solchen benennt, wird er in der 
gängigen Forschung und Theoriebildung vielfach vorausgesetzt. Wie Dörre et al. (2012a, 14) 
konstatieren, ist der Arbeitssoziologie „der Kapitalismus als theoretisches Arbeitsfeld aus-
gegangen“. Es gibt wenig analytische Auseinandersetzungen mit dem Kapitalismus als Pro-
duktionsweise und Gesellschaftsformation, und entsprechend bestehen auch Schwierigkei-
ten, Veränderungen und Verschiebungen des gesamten Systems in den Blick zu bekommen. 
In eine ähnliche Kerbe schlagen auch Mayer-Ahuja (2021) und Menz (2021), wenn sie darauf 
hinweisen, dass der Kapitalismus als gesellschaftlicher Kontext in den sehr auf den Betrieb 
fokussierten arbeitssoziologischen Einzelfallstudien fehlt. Es geht also darum, eine fundier-
te Kapitalismusanalyse zu reetablieren und die verschiedenen analytischen Ebenen (Mikro, 
Meso, Makro) wieder vermehrt zu integrieren. 

Kapitalismus als soziale Formation in die Analysen zu inkludieren bedeutet zweitens auch die 
Notwendigkeit einer Reetablierung von Klasse als (relationale) analytische Kategorie in der 
Arbeitssoziologie. In den letzten Jahren ist zwar eine Revitalisierung der Klassenforschung 
zu beobachten (z. B. Holst et al. 2022; Altreiter 2019b; Dörre 2020; Tullius et al. 2023), im Main-
stream ist diese Perspektive allerdings noch wenig angekommen. Hinter dem Vorhang schein-
barer nivellierter Gesellschaften hat sich die Klassengesellschaft in den letzten Jahrzehnten 
deutlich polarisiert. Dieser Kontext werde in vielen Studien jedoch ausgeblendet, so Mayer-
Ahuja (2021), „Veränderungen der Klassenstruktur [gehören] sicherlich zu den am wenigsten 
reflektierten“ (ebd., 12). Auch Stephan Voswinkel plädiert in seinen Überlegungen für eine 
neue Verbindung von Arbeitssoziologie und Gesellschaftstheorie für die Rethematisierung 
von Klassenverhältnissen (Voswinkel 2021, 18). Dazu gehören auch die entsprechenden Ver-
schränkungen mit einer geschlechtlichen und rassifizierten Arbeitsteilung (z. B. Neuhauser/
Birke 2021). Eine transformative Arbeitssoziologie, die in der Lage ist, soziale Ungleichheiten 
in all ihren Facetten zu berücksichtigen, bedarf einer Readjustierung der Konzepte sozialer 
Ungleichheit und kann hier vom Debattenstand anderer Disziplinen, aber auch aus anderen 
Ländern profitieren. Diese Erweiterungen scheinen notwendig, um die ungleichheitsbezoge-
nen Verschiebungen der letzten Jahrzehnte angemessen erfassen zu können, aber auch um 
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Auswirkungen von Transformationsprozessen auf gesellschaftliche Ungleichheitsrelationen 
umfassend in den Blick zu bekommen. Es geht um die Frage, wer in welcher Form am gesell-
schaftlichen Wandel partizipieren, aber auch davon profitieren kann. 

Drittens bedarf es einer Transformation im Arbeitsverständnis und eines Arbeitsbegriffs, der 
die unterschiedlichen Ausprägungsformen von Arbeit im Kapitalismus und damit verbunde-
ne Herrschaftsmechanismen in den Blick bekommt. Vorschläge, wie diese Erweiterung kon-
kret aussehen könnte, gibt es viele (für eine detaillierte Aufarbeitung siehe Haubner/Pongratz 
2021). Die deutsche Soziologin Regina Becker-Schmidt (2007) schlägt beispielweise vor, Arbeit 
als „Ensemble“ aus unterschiedlichen Tätigkeiten zu begreifen (Erwerbsarbeit, Pflege- und 
Hausarbeit, ehrenamtliches Engagement, Subsistenzarbeit), um den Wechselwirkungen ver-
schiedener Arbeitsformen und deren strukturellen Einbettungen analytisch gerecht zu wer-
den. Ähnlich entwickelte auch die britische Soziologin Miriam Glucksman (2005) mit ihrem 
Ansatz „Total Organization of Labour“ ein relationales Arbeitsverständnis, das sich auch nicht 
in einem Dualismus von bezahlter und unbezahlter Arbeit erschöpft, sondern vor allem da-
rauf abzielt, die Rahmenbedingungen, aber auch Orte verschiedener Arbeitsformen, deren 
Wechselseitigkeit und auch historische Veränderung zu analysieren.16 Neben dieser Erweite-
rung der Begrenzung auf die „doppelt freie Lohnarbeit“ um die (unbezahlte) vergeschlecht-
lichte Sorgearbeit bedarf es – so Nancy Fraser – noch einer zusätzlichen Erweiterung, näm-
lich um unfreie, politisch entrechtete, stark rassifizierte Formen der Arbeit („expropriated 
labour“) (Fraser 2016). Dieser Zugang zu Arbeit macht die tiefen Verstrickungen von „class“, 
„gender“ und „race“ in der kapitalistischen Gesellschaftsordnung sichtbar. Ansprüche an ei-
nen erweiterten Arbeitsbegriff sind in Teilen eingelöst – so gibt es etwa einen Konsens über 
die Bedeutung von unbezahlter Haus- und Sorgearbeit in der Arbeitssoziologie – allerdings 
weisen Haubner/Pongratz (2021), Menz (2021), aber auch Voswinkel (2021) darauf hin, dass die 
Multiperspektivität auf Arbeit insbesondere in der Forschungspraxis nur begrenzt eingelöst 
ist. Eine sozial-ökologische Transformation bedeutet notwendigerweise eine andere Organi-
sation, Verteilung und Bewertung von bezahlter und unbezahlter Arbeit. Hier liegen sowohl 
Nachhaltigkeitspotenziale (Jochum et al. 2020, 226) als auch Potenziale für mehr Geschlechter-
gerechtigkeit, die es zu bearbeiten gilt. 

Der letzte Punkt: Zuletzt bedarf es einer Arbeitssoziologie, die den „methodologischen Natio-
nalismus“ (Pries 2010, 10) überwindet und nationale Gesellschaften nicht als „natürliche Be-
zugseinheit“ (ebd.) für die Analyse sozialer Phänomene nimmt. „One central task we face is de-
coding particular aspects of what is still represented or experienced as national, which may in 
fact have shifted away from what historically has been considered or constituted as national“ 
(Sassen 2003, 3). Forschungen zur Transnationalisierung von Wertschöpfungsketten (Huws et 
al. 2009), aber auch von grenzüberschreitenden Arbeits- und Sorgebeziehungen (Flecker et al. 
2013; Lutz 2010) und den Implikationen für gewerkschaftliche Interessenvertretung (Pernicka 
et al. 2021) verweisen darauf, dass sich grenzüberschreitende Institutionen, Sozialräume und 

16	 Haubner/Pongratz (2021, 20) schlagen den Ansatz von Glucksmann (2005) auch als Grundlage für eine „transversale 
Arbeitssoziologie“ vor, die das „Ganze der Arbeit systematisch in den Blick“ bekommt.
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Beziehungsstrukturen etabliert haben, die „genuin auf einer transnationalen Ebene konstitu-
iert sind“ (Flecker 2017, 223). Die Relationalität ist nicht nur im Hinblick auf die sozialen Positi-
onierungen und Privilegierungen einer nationalen Gesellschaft von Bedeutung, sondern auch 
im globalen Maßstab. Unsere westlichen Gesellschaften lassen sich als „Externalisierungsge-
sellschaften“ (Lessenich 2015, 24) begreifen, die auf Kosten anderer und deren Ausbeutung le-
ben. Diese Perspektivenerweiterung ermöglicht es, Wechselwirkungen, Verflechtungen und 
Abhängigkeiten verschiedener Weltteile in den Blick zu nehmen.

4.  Utopien andenken

Wie ich in der Zusammenführung unterschiedlicher Debattenstränge zu skizzieren versucht 
habe, erscheinen drei Aspekte für eine Ausrichtung der Arbeitssoziologie als transformative 
Wissenschaft bedeutsam. Neben einer umfassenden Dekommodifizierung von Wissenschaft(-
sarbeit) und einem verstärkten Engagement in gesellschaftspolitischen Debatten braucht es 
auch eine Refokussierung der theoretischen Zugriffe. Dazu gehören zunächst die Reetablie-
rung einer fundierten Kapitalismusanalyse und eine systematische Einbeziehung gesamtge-
sellschaftlicher Verhältnisse. Die subjektorientierte Wende kann hier durchaus produktiv 
mit einer strukturellen Perspektive verschränkt werden und bietet das Potenzial, Vorausset-
zungen sozial-ökologischer Transformation nicht nur strukturell, sondern auch von den Sub-
jekten her zu denken. Welche institutionellen (politischen, wohlfahrtsstaatlichen) Rahmen-
bedingungen braucht es, damit (möglichst viele) Beschäftigte Teil einer sozial-ökologischen 
Transformation werden können bzw. diese grundlegend gestalten und – aus einer Klassenper-
spektive – im Sinne ihrer Anliegen vorantreiben können? Wie kann der Einsatz von Technolo-
gien im Sinne der Beschäftigten/Klient:innen etc. gestaltet werden, und wie können wir Tech-
nologien für eine nachhaltige Gestaltung der Arbeitswelt einsetzen? Welche sozialpolitischen 
Maßnahmen, aber auch Änderungen gesellschaftlicher Anerkennungsordnungen braucht es, 
damit eine nachhaltige Umgestaltung von Arbeitsmärkten und Arbeitsorganisation unter Be-
teiligung der Beschäftigten gelingt? Weiters bedarf es auch einer Perspektivenerweiterung im 
Zugang zu Ungleichheiten, Arbeitsverhältnissen, aber auch globalen Arbeitsbeziehungen. In 
all den genannten Punkten kann die Arbeitssoziologie von den Analysen verwandter (inter-
nationaler) Wissenschaftsfelder (wie beispielsweise der Geschlechter- und Migrationsfor-
schung, der Klassenforschung, der Nachhaltigkeitsforschung, der Sozialpolitikforschung, der 
feministischen und heterodoxen Ökonomie, der ökologischen Ökonomik usw.) profitieren und 
sollte in der theoretischen Ausrichtung und empirischen Praxis Transdisziplinarität stärken. 

Ob die Rolle der Arbeitssoziologie sich dabei in der Bereitstellung von Analysen, Diagnosen 
und Kritik sowie der Einbringung in gesellschaftliche Diskurse erschöpft oder ob es darüber 
hinaus auch notwendig ist, konkrete alternative Gesellschaftsentwürfe zu entwickeln, wird 
unterschiedlich bewertet. Die sich häufenden Vorschläge und Konzepte zur Transformation 
von Arbeit und Gesellschaft, die in den vergangenen Jahren in unterschiedlichen Kontexten 
entstanden sind, scheinen allerdings ein Bedürfnis in der wissenschaftlichen Community 
zu reflektieren, eben nicht bei Analyse und Kritik stehen zu bleiben, sondern konkrete Vor-
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schläge zu machen und diese auch öffentlich zur Diskussion zu stellen. Transformation wird 
dabei sehr unterschiedlich weit gedacht. Vorschläge, wie beispielweise von Isabelle Ferreras, 
Dominique Méda und Julie Battilana zur Demokratisierung der Arbeit zielen auf veränderte 
(staatliche) Regulative in der Einhegung des Kapitalismus, bleiben aber im bestehenden Wirt-
schaftssystem verhaftet.17 Das von den Autorinnen 2020 publizierte Manifest, das von über 
3.000 Wissenschafter:innen unterzeichnet wurde, forderte die Demokratisierung der Unter-
nehmen, die Dekommodifizierung von Arbeit in Bereichen der Daseinsvorsorge, die Einfüh-
rung einer Jobgarantie sowie die Regeneration natürlicher Ressourcen, mit dem Ziel, eine Ge-
sellschaft zu befördern, die Mensch und Natur nicht als Ware und Ressource begreift. 

Konkreter wird es beispielweise bei Klaus Dörre oder auch Erik Olin Wright. Dörre (2022) 
unternimmt in seinem Buch „Utopie des Sozialismus“ einen Entwurf für eine „ökosozialisti-
sche Alternative“ (nachhaltiger Sozialismus), denn – so Dörre – es brauche neben Analysen 
auch klare Vorschläge dazu, wie eine andere Gesellschaft aussehen könnte. Er möchte damit 
auch die Leerstellen der Postwachstums- und Degrowth-Debatten, insbesondere was das Pro-
duktionsmodell angeht, füllen. Es braucht einen Umbau der Produktionsweise, die anstelle 
von Privateigentum an Produktionsmitteln das kollektive Eigentum setzt, einen Übergang zur 
Produktion nachhaltiger Güter und Dienstleitungen und eine demokratische Organisation 
der Verteilung von Ressourcen (z. B. durch die Bildung von „Transformations- und Nachhal-
tigkeitsräten“). Auch der amerikanische Soziologe Erik Olin Wright sieht eine Notwendigkeit 
„emanzipatorische[r] Sozialwissenschaft“ (Wright 2010), die sich nicht nur auf die Analyse 
von bestehenden Ungleichheitsstrukturen beschränkt, wenngleich dies eine wichtige Grund-
lage darstellt, sondern darüber hinaus alternative, „radikal demokratisch gleichberechtig-
te“ (ebd., 12; eigene Übersetzung) Gesellschaftsentwürfe andenkt, die soziale und politische 
Gerechtigkeit als normative Richtschnur haben sollten. Er skizziert verschiedene Pfade der 
Transformation, betont allerdings, dass wir aus heutiger Sicht z. B. nicht wissen können, wel-
che Partizipationsformen funktionieren, und dass Transformation damit letztendlich immer 
auch ein „experimenteller Prozess“ (ebd., 375) ist. 

Während die Entwürfe in der Organisation bezahlter Arbeit bereits weiter fortgeschritten 
sind, scheinen die Leerstellen insbesondere dort zu liegen, wo es – im Sinne eines erweiterten 
Arbeitsverständnisses – um die Organisation unterschiedlicher gesellschaftlich notwendiger 
Arbeiten geht. Der Mangel an Vermögen, „über das Bestehende hinauszudenken“ (Honneth 
2015, 15), den Honneth als charakteristisch für moderne Gesellschaften beschreibt, ist gerade 
dort, wo es um das konsequente Zusammendenken unterschiedlicher Ungleichheitsrelationen 
und Arbeit geht, besonders markant. Anregend sind hier die Debatten zur nachhaltigen Ar-
beit (für eine umfassende Aufarbeitung vgl. Littig/Spitzer 2011). Für die Etablierung nachhal-
tiger Arbeitsgesellschaften bedarf es einer Dekommodifizierung von Arbeit und auch einer 
Dekommodifizierung der Natur. Zentral ist bei diesen Konzepten, dass ihnen der Anspruch an 
ein erweitertes Arbeitsverständnis inhärent ist. Entsprechend steht im Mittelpunkt eine um-
fassende Umverteilung von Erwerbsarbeit und anderen Tätigkeiten, die perspektivisch auch 

17	 https://democratizingwork.org/background (abgerufen am 08.02.2023).
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eine Veränderung der sozialen Absicherungs- und Anerkennungsmodi bedeutet. Für eine 
radikale Verabschiedung aktueller Arbeitspraktiken und -kulturen plädieren Konzepte einer 
„post-work“-Gesellschaft, in der Arbeit aufhört, die zentrale Drehscheibe für die Verteilung 
von sozialem Status, sozialer Sicherheit, Zugehörigkeit und Anerkennung zu sein (Weeks 2011; 
Chamberlain 2020). Spannend ist diese Perspektive gerade im Hinblick auf die Kritik einer Ar-
beitsethik, die harte Arbeit und Produktivität moralisch überhöht und Inaktivität als Faulheit 
abwertet (Hoffmann/Paulsen 2020, 349). Die feministische Forschung hat in diesem Kontext 
ebenfalls eine Vielfalt an Konzepten entwickelt. Der Vier-in-einem-Gesellschaftsentwurf von 
Frigga Haug (2008) sieht beispielweise eine radikale Gleichberechtigung der Tätigkeitsfelder 
Produktion, Reproduktion, Kultur und Politik vor. Er basiert auf einer drastische Verkürzung 
der Zeit, die für Lohnarbeit aufgewendet wird, und einer Umverteilung von Zeitressourcen, 
aber auch auf einer Aufwertung von reproduktiven Tätigkeiten sowie auf demokratischer 
Partizipation, Selbstentwicklung und Selbstverwirklichung, mit dem Ziel gleicher zeitlicher 
Ressourcen für die vier Bereiche. Unbeantwortet bleiben hier allerdings die Organisations-
formen von Care-Arbeit – insbesondere, was das Verhältnis von Markt, Staat und Privathaus-
halt anlangt. Anregend scheinen hierfür Debatten aus der feministischen Ökonomie zur Re-
organisation von Wirtschaft. Einigkeit besteht darin, dass eine nachhaltige und (geschlechter)
gerechte Gesellschaft eine andere Form des Wirtschaftens benötigt, in deren Mittelpunkt die 
Versorgung und Sorge um und für Menschen stehen muss (Knobloch 2013; Jochimsen 2003). 
In diesem Kontext wird lokalen Gemeinschaften („communities“) – die aber meist undefiniert 
bleiben – eine zentrale Bedeutung zugeschrieben. So argumentieren Dengler/Lang (2022) mit 
Rückgriff auf Erkenntnisse von Elinor Ostrom, die in Studien gezeigt hat, dass selbstorgani-
sierte Gruppen nachhaltig mit gemeinsamen Ressourcen haushalten (Ostrom 2011), für eine 
„commonization“ (Dengler/Lang 2022, 13) von Care-Arbeit. Sorge- und Versorgungsarbeit soll 
also in wesentlichen Teilen in einem freiwilligen, selbst organisierten Prozess in Communitys 
erfolgen, und damit sowohl die im Privathaushalt unbezahlt geleistete als auch die kommodi-
fizierte marktliche und staatlich organisierte Care-Arbeit transzendieren. Barth et al. (2019) 
sehen ebenfalls Potenzial in der Fokussierung auf Communitys in der Reorganisation von Ar-
beit und Wirtschaft, betonen allerdings stärker die Limitationen dieses Zugangs und mögliche 
Implikationen im Hinblick auf Exklusion und Ausgrenzung bzw. auch eine Individualisierung 
von sozialen Risiken (Littig/Spitzer 2011).

Der „experimentelle Prozess“ des „ständigen Erkundens von ganz verschiedenen Ideen“ (Hon-
neth 2015, 106) scheint – und hier sind sich alle Autor:innen einig – am besten zu gelingen, 
wenn dieser auf demokratischen Prinzipien beruht und unter größtmöglicher Beteiligung alle 
Gesellschaftsmitglieder stattfindet, denn er stärkt dadurch auch die Fähigkeit einer Gemein-
schaft – um wiederum Honneth zu zitieren –, „möglichst viele der gegenwärtig brachliegenden 
Potentiale wahrzunehmen, die sich für eine produktive Lösung der hervorgetretenen Schwie-
rigkeiten eigenen würden“ (ebd., 100). Dazu braucht es innovative Ideen zur Entwicklung von 
betrieblichen und gesellschaftlichen Prozessen, die eine möglichst breite demokratische Be-
teiligung an der Gestaltung gesellschaftlicher Transformation ermöglichen und dadurch eine 
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Grundlage dafür schaffen, zu einer Verständigung darüber zu kommen, wie Arbeiten (im 
weitesten Sinne) in einer sozial gerechten, nachhaltigen Gesellschaft der Zukunft organisiert, 
verteilt, gestaltet sein soll. 
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In wenigen Jahren wird das Österreichische 
Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO), 
gegründet 1926 und in Tätigkeit getreten 
1927, auf eine hundertjährige Geschichte zu-
rückblicken können, ein Jubiläum, das durch 
das vorliegende Buch antizipiert wird. Öster-

reich war mit dieser Gründung kein Nach-
zügler, sondern folgte innerhalb kurzer Zeit 
dem US-amerikanischen Vorbild des 1920 ge-
gründeten National Bureau of Economic Re-
search (NBER), nur kurz nach der Gründung 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
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schung (DIW) 1925, ursprünglich ebenfalls 
Institut für Konjunkturforschung genannt.

Die empirische Wirtschaftsforschung, mit 
der diese Institute beauftragt waren, gab es 
natürlich schon vorher, primär an den ökono-
mischen Lehrkanzeln der Universitäten, be-
sonders intensiv in Deutschland unter dem 
Einfluss der Historischen Schule. Diese em-
pirischen Untersuchungen widmeten sich 
einer Vielzahl von einzelnen Problemstellun-
gen der Vergangenheit und der Gegenwart. 
Der Beobachtung und Berichterstattung der 
laufenden Entwicklungen nahm sich eine Art 
von Zeitschriften an, wie es sie seit Längerem 
kaum mehr gibt und die in Österreich durch 
den seit 1908 wöchentlich erscheinenden, 
von Walther Federn und später gemeinsam 
mit Gustav Stolper redigierten „Österreichi-
schen Volkswirt“ repräsentiert war. Was neu 
war bei der Gründung eigener Institutionen 
für diese Aufgabe außerhalb der Universitä-
ten, war die Idee einer systematischen lau-
fenden Beobachtung auf wissenschaftlicher 
Grundlage dessen, was man zunächst etwas 
unscharf den „allgemeinen Geschäftsgang“ 
und dessen Konjunktur, also die wiederkeh-
renden Auf- und Abwärtsbewegungen, nann-
te. Die Ergebnisse der Arbeit dieser Institute 
sollten einerseits eine bessere und leichtere 
Orientierung der Unternehmungen für ihre 
Entscheidungen ermöglichen, gleichzeitig 
den zunehmenden Informationsbedürfnis-
sen des Staates entsprechen, worin auch eine 
gestiegene Verantwortung der Wirtschafts-
politik für den kurzfristigen Wirtschaftsab-
lauf zum Ausdruck kommt.

Die Initiative zur Gründung eines Konjunk-
turforschungsinstituts ging in Österreich 
von der Handelskammer Wien und deren Se-
kretär Ludwig Mises aus. Das Bemerkenswer-
te an der Konstruktion des österreichischen 

Instituts war der Gedanke eines möglichst 
breit gestreuten Kreises von Träger- und Fi-
nanzierungsinstitutionen als Garantie sei-
ner Unabhängigkeit von Staat und einzelnen 
Interessengruppen – ein Prinzip, das auch 
heute noch hochgehalten und nicht infrage 
gestellt wird. Mises musste für diese Form 
der Trägerschaft zuerst die Arbeiterkammer 
überzeugen, deren Sekretär Benedikt Kauts-
ky zuvor für eine Ansiedlung eines solchen 
Instituts beim Bundesamt für Statistik, also 
unter staatlicher Ägide, plädiert hatte (12  f.). 
Neben den Handelskammern und der Arbei-
terkammer scheinen u.  a. der Hauptverband 
der Industrie, der Bankenverband, die Na-
tionalbank und die Bundesregierung in der 
Liste der Geldgeber auf. Diese Institutionen 
waren in den Organen des Trägervereins ver-
treten, als Präsident fungierte der Präsident 
der Wiener Handelskammer. 1926 gegründet, 
nahm das Institut seine Tätigkeit 1927 auf, 
mit dem damals 27-jährigen Friedrich Hayek 
als Leiter und einzigem wissenschaftlichem 
Mitarbeiter, unterstützt von einer Sekretä-
rin und einem Grafiker. Der Personalstand 
des Instituts wuchs unter der Leitung Oskar 
Morgensterns, der 1931 Hayek nachgefolgt 
war, stetig und für heutige Verhältnisse mo-
derat an. Ab 1927 erschienen regelmäßig die 
„Monatsberichte“ des Instituts, und sie tun 
dies bis heute unter diesem Namen. Bei äu-
ßerlicher Kontinuität dokumentiert die Ent-
wicklung dieser Publikation die tiefgreifen-
de Veränderung, die sich in der empirischen 
Wirtschaftsforschung in den letzten hundert 
Jahren vollzogen hat.

Über die mühsame Arbeit insbesondere bei 
der Beschaffung von aktuellen Daten berich-
tete Hayek in seinem Vortrag bei der Veran-
staltung zum 50-jährigen Institutsjubiläum. 
In den ersten Monaten des Instituts bestand 
seine Tätigkeit darin, „von Stelle zu Stelle 
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zu laufen, Ministerien und Wirtschaftsver-
bänden und einzelnen Industrien, und sie 
trotz des großen Misstrauens, das sie gegen-
über Statistik hatten, zu überzeugen, dass 
die Mühe dafürstünde, solche Zahlen prompt 
und genau zusammenzustellen“ (Hayek 1977, 
15). Zweifellos wurde auf dem Gebiet der In-
formationsbeschaffung und -aufbereitung 
viel nützliche Arbeit geleistet. Bei prognosti-
schen Aussagen übte man sich in Zurückhal-
tung. Ein Indikator wurde nach dem Vorbild 
des damals berühmten „Harvard-Barome-
ters“ konstruiert, für die laufende Entwick-
lung ein „Index des allgemeinen Geschäfts-
ganges“, ein Sammelsurium von Daten über 
Produktion, Verbrauch, Preise, Löhne, Wa-
genstellungen der Bundesbahn, Giroumsät-
ze etc. (15  f.). Es erscheint daher kaum ver-
wunderlich, dass der spätere Institutsleiter 
1928 in einer Monografie die Möglichkeit ei-
ner Konjunkturprognose schlicht negierte 
(16). Jedoch liegt diesem in seiner Absolutheit 
heute fast absurd erscheinenden Standpunkt 
eine im Fundamentalen wurzelnde Sicht der 
Österreichischen Schule der Nationalökono-
mie zugrunde, die in ihrer streng individua-
listischen Perspektive einer Gesamtansicht 
des Wirtschaftsprozesses in Form von Glo-
balaggregaten skeptisch bis ablehnend gegen-
überstand. Durch die von Mises, der eine sol-
che Haltung in Extremform vertrat, geprägte 
Gründungskonstellation des Instituts und 
die damit verbundenen Personalentschei-
dungen war das Institut von vornherein auf 
einen Kurs gesetzt, der für eine kreative Ent-
wicklung von Methoden und Praktiken empi-
rischer Analyse alles andere als günstig war.

Hayek vertrat nachdrücklich auch in Bezug 
auf die Analyse der Konjunktur ein Primat 
der Theorie, wobei die Theorieansätze gera-
de der Österreichischen Schule für eine em-
pirische Analyse denkbar wenig brauchbar 

waren, insbesondere wenn man an ihre Fi-
xierung auf „Disproportionalitäten“ denkt. 
Die Ablehnung der makroökonomischen 
Kreislaufanalyse führte dazu, dass das Ins-
titut an der Entwicklung einer gesamtwirt-
schaftlichen Volkseinkommensrechnung, 
an der damals z. B. vom NBER und vom DIW 
intensiv gearbeitet wurde, „keinerlei Inter-
esse entgegenbrachte“ (17). Wenn die vielen 
später zu großer Prominenz gelangten Na-
men (nicht nur der Österreichischen Schule 
zugehöriger Ökonomen), die in der Liste der 
Institutsmitarbeiter in der Ära Morgenstern 
aufscheinen, diese erste Periode als „Glanz-
zeit“ erscheinen lassen, so ist dies alles ande-
re als zutreffend, denn auf dem Gebiet seiner 
eigentlichen Aufgabenstellung war das Insti-
tut ein Nachzügler – obwohl es an ernsthaf-
ten Ansätzen dazu in Österreich nicht gefehlt 
hat – man denke z.  B. an die Publikationen 
von Friedrich Hertz (1925 u. 1929). Einziger 
Versuch einer Berechnung des „Volkseinkom-
mens“ war Adolf Kozliks erst 1937 in den Mo-
natsberichten erschienener Beitrag, die ers-
te Volkseinkommensrechnung wurde vom 
Institut erst 1950 veröffentlicht (Kausel 1973, 
139 f.).

Wie sehr sich das Institut als Zentrum der 
Theoriediskussion verstand, zeigt die durch 
Hayeks Buch „Geldtheorie und Konjunk-
turtheorie“ 1929 eröffnete Publikationsrei-
he „Beiträge zur Konjunkturforschung“, in 
denen theoretische Fragestellungen domi-
nieren. Attraktiv war das Institut auch als 
„Sprungbrett für eine akademische Karriere“ 
(Klausinger 2022, 59 f.) – freilich nicht in Ös-
terreich, wo die Chancen dafür gering waren. 
Erst im Laufe der 1930er-Jahre wurden ak-
tuelle Probleme der Wirtschaftspolitik und 
Methodenfragen der Empirie in eigenen Bei-
lagen zu den Monatsberichten ausführlich 
behandelt (Tichy 1973, 69).



152	

Buchbesprechung | Butschek et al. (2022)

Während in den Monatsberichten eine stren-
ge Abstinenz von Politikempfehlungen be-
folgt wurde, war „privatim die Beratung der 
Regierung sowie der Notenbank in der Ära 
Morgenstern durch den Institutsleiter sehr 
intensiv“ (17). In den 1930er-Jahren kann man 
allerdings eine Öffnung gegenüber anderen 
theoretischen Ansätzen feststellen, die in der 
Aufnahme von links (u.  a. Adolf Kozlik, Jo-
sef Steindl) und deutschnational (Reinhard 
Kamitz) orientierten Mitarbeitern zum Aus-
druck kommt.

Nach der deutschen Okkupation wurde das 
Institut dem DIW und dessen Präsidenten 
Wagemann unterstellt, Kamitz fungierte bis 
zu seinem Wechsel in die Wiener Handels-
kammer 1939 als eine Art Geschäftsführer. 
Im März 1938 erschien ein von Kamitz ver-
fasster umfangreicher Beitrag über die öster-
reichische Wirtschaft und Wirtschaftspolitik 
in der Ersten Republik mit dem Titel „Öster-
reichs Wirtschaftsnot und Wirtschaftspoli-
tik vor der Eingliederung in das Reich“. Ein 
Bezug auf Österreich als geografische und 
politische Einheit war jedoch zunehmend 
unerwünscht, Hauptaufgabe unter dem neu-
en Namen Wiener Institut für Wirtschafts-
forschung, das dem Berliner DIW unterstellt 
blieb, war die Südosteuropaforschung (22 ff.). 
Die meisten Mitarbeiter waren 1938 zur Emi-
gration gezwungen worden. Noch im März 
1945 wurde das Börsegebäude, in dem das In-
stitut seinen Sitz hatte, durch einen Bomben-
treffer schwer beschädigt.

Die Wiederbelebung als Österreichisches In-
stitut für Wirtschaftsforschung erfolgte un-
mittelbar nach Ende des Zweiten Weltkriegs 
durch Franz Nemschak (1907–1992), der 1941 
in das Institut eingetreten war. Nach seiner 
Entlassung aus dem Militärdienst im Jänner 
1945 war Nemschak wieder im Institut tä-

tig und darum bemüht, gemeinsam mit sei-
ner Mitarbeiterin Grete Kohlhauser (spätere 
langjährige Konsumreferentin des Instituts) 
die Bestände aus dem Schutt des zerbomb-
ten Gebäudes auszugraben. Nemschak er-
griff entschlossen die Initiative zur Wieder-
begründung und prägte das Institut bis zu 
seiner Pensionierung 1972 in maßgeblicher 
Weise. Politisch aus der steirischen Sozialde-
mokratie kommend, war er 1934 zur Kommu-
nistischen Partei übergetreten. Wie lange er 
der Partei angehörte, wird in dem Buch nicht 
untersucht, zweifellos war diese Verbindung 
hilfreich bei der Wiederbegründung des In-
stituts, die von der sowjetischen Besatzungs-
macht, die Ostösterreich kontrollierte, offen-
sichtlich nicht behindert wurde.

Als glückliche Weichenstellung für die Zu-
kunft sollte sich auch Nemschaks Entschei-
dung, die von Mises geschaffene Träger-
struktur (Interessenverbände, Nationalbank, 
Staat) in Form eines Vereins im Interesse ei-
ner größtmöglichen wissenschaftlichen Un-
abhängigkeit beizubehalten, sodass sich das 
Institut schon im Oktober 1945 formal unter 
der Präsidentschaft von Handelsminister 
Heinl mit Karl Mantler (Arbeiterkammer) 
und Hans Mayer (Universität Wien) als Vize-
präsidenten konstituieren konnte. Personell 
war eine gewisse Kontinuität durch die er-
wähnten Personen und Ernst John gegeben, 
seit 1935 Mitarbeiter des Instituts, das er nach 
1945 gemeinsam mit Nemschak leitete, aller-
dings immer in dessen Schatten stehend bis 
zu seinem Wechsel ins ERP-Büro im Bundes-
kanzleramt 1961.

Inhaltlich aber unterschied sich die Ori-
entierung des Instituts von jener der Zwi-
schenkriegszeit geradezu diametral. Zwar 
bestanden die ab 1946 wieder regelmäßig er-
scheinenden Monatsberichte anfangs über-
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wiegend aus einer Berichterstattung über die 
laufende Wirtschaftsentwicklung, das Den-
ken in Kategorien der modernen Makroöko-
nomie prägte jedoch von Anfang an die Arbeit 
des neuen Instituts, und es wurde intensiv an 
der Erstellung einer volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung gearbeitet, deren Ergebnis-
se erstmals 1950 und später regelmäßig veröf-
fentlicht wurden. Wenn Nemschaks persönli-
che Stärken vor allem in der konzeptionellen 
Wirtschaftspolitik lagen, so gelang es ihm „in 
kurzer Zeit, eine Reihe hervorragender Mit-
arbeiter einzustellen“ (31  f.). Zu nennen sind 
u.  a. Hans Seidel (später Institutsleiter und 
Staatssekretär im Finanzministerium) und 
Stephan Koren (langjähriger Industrierefe-
rent, später Finanzminister und Notenbank-
präsident). Entscheidende Impulse ange-
sichts der Rückständigkeit der ökonomischen 
Lehrstühle an den österreichischen Univer-
sitäten auf dem Gebiet der Theorie kamen 
von den aus der englischen Emigration zu-
rückkehrenden Ökonomen Kurt Rothschild 
(1947) und Josef Steindl (1950), die ihre in der 
Emigration erworbene Kenntnis der moder-
nen keynesianischen Theorie und der mo-
dernen Techniken empirischer Wirtschafts-
forschung in die Institutsarbeit einbrachten. 
Ein pragmatischer Keynesianismus wurde so 
zur grundlegenden theoretischen Orientie-
rung für die empirische Arbeit des Instituts. 
Damit steht das WIFO entschieden im Kont-
rast zur theoretischen Dominanz der Öster-
reichischen Schule im alten Institut für Kon-
junkturforschung. Theoretische Studien von 
WIFO-Mitarbeitern wurden außerhalb des 
Hauses publiziert.

Eine besonders enge Verflechtung des Ins-
tituts mit der Wirtschaftspolitik ergab sich 
in der unmittelbaren Nachkriegszeit dar-
aus, dass es über die für die noch bis in die 
1950er-Jahre praktizierte Wirtschaftslen-

kung erforderlichen empirisch-statistischen 
Grundlagen verfügte. Dies führte zu einer 
Einbindung in die Verhandlungen über die 
Preis-Lohn-Abkommen (1947 bis 1951), der 
Betrauung Nemschaks mit der Leitung des 
ERP-Büros und der Vertretung Österreichs 
bei der OEEC (Vorgängerorganisation der 
OECD) durch Hans Seidel. Mit der zunehmen-
den Wiederherstellung marktwirtschaftli-
cher Verhältnisse trat die Funktion der wirt-
schaftspolitischen Beratung an die Stelle der 
Mitwirkung an administrativ-staatlichen 
Aufgaben.

Diese Aufgabe wurde öffentlichkeitswirk-
sam von Franz Nemschak wahrgenommen. 
Während sich die Monatsberichte um eine 
sachliche, möglichst klare Darstellung be-
mühten und dabei Kritik an wirtschaftspoliti-
schen Maßnahmen und auch Empfehlungen 
vermieden, wurden die öffentlichen Vorträ-
ge des Institutsleiters in einer eigenen Rei-
he „Vorträge und Aufsätze“ veröffentlicht 
(36). Nemschak sparte dabei nicht mit Kritik, 
was einige Male zu Konflikten mit der Poli-
tik führte, wie z. B. wegen seiner Kritik am 5. 
Lohn-Preis-Abkommen und seines Eintretens 
für eine raschere Abschaffung der Lenkungs-
maßnahmen. Kam diese Kritik zwar politisch 
gesehen zu früh, obwohl sie in die richtige 
Richtung wies, so überschritt Nemschak mit 
seinem vehementen Eintreten für einen Bei-
tritt Österreichs zur damaligen EWG bzw. 
seiner Ablehnung eines Beitritts zur EFTA 
doch eindeutig die Kompetenzen eines Wirt-
schaftsforschers (46 f.). Bei solchen und späte-
ren ähnlichen Anlässen reagierten einzelne 
Trägerorganisationen mitunter mit Kürzun-
gen der Finanzmittel, doch war dies nie so 
gravierend, dass die Unabhängigkeit des Ins-
tituts gefährdet gewesen wäre.
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Die „Wandlung der Ökonomenszene“ (46) – 
Arbeiterkammer und Wirtschaftskammer 
hatten inzwischen eigene fachlich hoch qua-
lifizierte Expertenstäbe aufgebaut, und 1963 
wurde das Institut für Höhere Studien (IHS) 
als Ausbildungs- und Forschungseinrichtung 
etabliert – führte zu einem breiteren wirt-
schaftswissenschaftlichen und wirtschafts-
politischen Diskurs. 1963 gründeten die So-
zialpartner als dritten Unterausschuss der 
Paritätischen Kommission den Beirat für 
Wirtschafts- und Sozialfragen, der sich rasch 
zur „Schnittstelle von Theorie, Empirie und 
Politik“ entwickelte. Das WIFO war im Bei-
rat durch Hans Seidel als sogenannten „stän-
digen Experten“ vertreten,1 von ihm kamen 
wichtige Impulse für die Arbeit des Beirats, 
der „auch vielen anderen WIFO-Mitarbeitern 
die Möglichkeit bot, ihre Ideen in die Wirt-
schaftspolitik einzubringen“ (63). Seidel, Fe-
lix Butschek, Gunther Tichy u.  a. fungierten 
als Leiter von Arbeitsgruppen des Beirats, 
das WIFO leistete wichtige Analysebeiträge 
zu den Beiratsstudien. Dies gilt in besonde-
rem Maße für die seit 1970 alle zwei Jahre er-
stellte mittelfristige Budgetvorschau des Bei-
rats (zuletzt 1986–1990).

Auch die regelmäßige Erstellung von Jah-
resprognosen für die österreichische Wirt-
schaft in einem vierteljährlichen Revisions-
zyklus 1963 durch das WIFO erfolgte unter 
der Ägide das Beirats, wo es gelungen war, 
Bedenken gegen eine solche Praxis seitens 
der Wirtschaftskammer auszuräumen. Mit 
dem IHS war dem WIFO ein Konkurrent er-
wachsen, womit sein gewohntes „Monopol 
wirtschaftsempirischer Wahrheit“ beendet 

1	 Hier ist eine Berichtigung notwendig, denn Seidel hatte nicht, wie auf S. 51 f. behauptet, den Beiratsvorsitz, der halb-
jährlich zwischen den Sozialpartnerverbänden wechselt.

2	 Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang neben dem im Buch genannten Österreich-Symposium des amerika-
nischen Enterprise-Instituts (65) die Publikation des US-amerikanischen Aspen Institute for Humanistic Studies 
(1987).

war. Das Verhältnis der beiden Institute ent-
wickelte sich aber nicht zu einer Rivalität, 
sondern war überwiegend vom Geist der Zu-
sammenarbeit geprägt (50). Gunther Tichy 
(1973, 80) konstatierte einen Nachholbedarf 
auf dem Gebiet der gesamtwirtschaftlichen 
ökonometrischen Modelle – ein Quartalsmo-
dell für Prognosezwecke befand sich damals 
im Stadium der Entwicklung, in Kooperation 
der beiden Institute. Ab Mitte der 1970er-Jah-
re erstellte auch das IHS eine vierteljährli-
che Wirtschaftsprogose. Man einigte sich auf 
eine gemeinsame Präsentation der Ergebnis-
se, die nur selten merklich voneinander ab-
wichen. Eine mittelfristige Prognose über ei-
nen Zeitraum von vier Jahren wurde erstmals 
1970 erstellt. Diese Prognose ist seit dem EU-
Beitritt Österreichs Grundlage der mittelfris-
tigen Budgetplanung im Rahmen des Maast-
richt-Regimes.

Schon bevor er 1973 Franz Nemschak als In-
stitutsleiter nachfolgte, übernahm Hans Sei-
del eine Schlüsselrolle in der wirtschaftspoli-
tischen Beratung, „nicht allein deshalb, weil 
ihn seine ökonomische Sachkunde dazu befä-
higte, sondern auch, weil es seinem Tempera-
ment entsprach, stets Wege zu einer Überein-
kunft zunächst widerstreitender Positionen 
zu suchen“ (52). Als Liberaler vertrat er ei-
nen Keynesianismus amerikanischer Spiel-
art (Samuelson), für Marktwirtschaft und 
Vollbeschäftigungspolitik in einem „korpo-
ratistischen System“. Mit der Konzeption des 
„Austro-Keynesianismus“ erlangte die öster-
reichische Wirtschaftspolitik internationale 
Anerkennung (64 f.).2
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Helmut Kramer (Leiter des WIFO 1981 bis 
2005) nahm in der Wirtschaftspolitik eine 
ähnliche Rolle ein wie Hans Seidel, wie dieser 
„um Ausgleich der verschiedenen politischen 
Interessen […] und um allgemeinen Konsens 
in der Wirtschaftspolitik bemüht“, er hat-
te ein „sehr gutes wirtschaftspolitisches Ge-
spür“, und durch seine ausgefeilte Diktion 
„war er wohl der beste Präsentator unter al-
len WIFO-Chefs“ (73  f.). In gewisser Weise 
knüpfte er durch seine viel beachteten Vor-
träge im Oktogon der damaligen Creditans-
talt, wo er mit geschliffenen Formulierungen 
regelmäßig seinen Jahresausblick präsentier-
te, an Nemschak an.

In seine Zeit fielen wichtige wirtschaftspoli-
tische Entscheidungen für Österreich: über 
den EU-Beitritt und über wichtige Fragen 
im Zusammenhang mit der Ostöffnung, die 
Einführung des Euro, intern über die Priva-
tisierung der verstaatlichten Industrie. Ge-
meinsam mit Seidel (damals Direktor des IHS) 
beriet er Bundeskanzler Vranitzky.3 Kramers 
Haltung zum EU-Beitritt und zur Integration 
Osteuropas war klar und dezidiert positiv, 
in der Beurteilung der Auswirkungen bzw. 
möglicher Begleitmaßnahmen leistete das 
WIFO durch umfassende Gutachten wichti-
ge Hilfestellungen. Besonders zu erwähnen 
ist die von der Bundesarbeitskammer beauf-
tragte Studie über Auswirkungen der EU-
Osterweiterung auf den österreichischen Ar-
beitsmarkt (Walterskirchen/Dietz 1998). Die 
Studie bildete die empirische Grundlage für 
die Forderung Österreichs nach Beschrän-
kungen des Arbeitsmarktzugangs während 
einer siebenjährigen Übergangsfrist – in 
der Erwartung, die Lohnunterschiede würde 

3	 Nicht ganz stimmig ist die Erwähnung einer „guten persönlichen Gesprächsbasis“ Kramers mit Finanzminister 
Androsch (75). Androsch schied zum Zeitpunkt des Wechsels von Seidel zu Kramer in der Institutsleitung aus der 
Regierung aus, Seidel wurde Staatssekretär im Finanzministerium.

dann so weit geschmolzen sein, dass die Zu-
wanderung bewältigbar wäre, und auch, um 
Zeit für Anpassungsmaßnahmen zu gewin-
nen (82).

Die Krise der verstaatlichten Industrie in 
der zweiten Hälfte der 1980er-Jahre gab pes-
simistischen Einschätzungen über die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit Auftrieb, 
kritisiert wurde die Grundstofflastigkeit 
der österreichischen Industrie, vom „Welt-
meister auf schrumpfenden Märkten“ war 
die Rede. Das WIFO wurde mit einer umfas-
senden Strukturberichterstattung beauf-
tragt und konnte so zu einer Versachlichung 
der mitunter emotional geführten Debatte 
beitragen. Die pessimistischen Zukunftsein-
schätzungen erwiesen sich bald als nicht zu-
treffend.

Der Wechsel zur ÖVP-FPÖ-Koalition (2000–
2007) bedeutete eine tiefgreifende Verände-
rung im politischen Umfeld des WIFO, die 
für Kramer als Institutsleiter schwierige Si-
tuationen heraufbeschwor. In ihrer zeitwei-
se sozialpartnerschaftsfeindlichen Haltung 
erschien der Regierung und besonders Fi-
nanzminister Grasser das maßgeblich von 
den Sozialpartnerorganisationen mitgetrage-
ne Institut als nicht vertrauenswürdig, auch 
wenn regierungskritische Publikationen von 
Mitarbeitern (z.  B. Marterbauer/Walterskir-
chen 2000) außerhalb des Instituts erschie-
nen. Grasser verstieg sich sogar dazu, dem 
Institut die Ökonomik der Österreichischen 
Schule anstelle des Keynesianismus als theo-
retische Grundlage nahezulegen. In dieser 
Situation, in der die Unabhängigkeit des In-
stituts so massiv infrage gestellt wurde wie 
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nie zuvor, erwies sich die Vereinsstruktur 
mit ihrer diversifizierten Trägerschaft als 
Schutzschild, da die Sozialpartnerorganisa-
tionen gemeinsam mit der Nationalbank die 
Forderungen des Finanzministers nicht un-
terstützten. Entlastung kam auch von einer 
Evaluierung durch eine international zu-
sammengesetzten Professorenkommission 
mit positivem Ergebnis (Editorial 2002). Die 
Situation war bereits entspannt, als Karl Ai-
ginger 2005 von Kramer die Institutsleitung 
übernahm.

Aiginger hatte bereits als Industriereferent 
des Instituts die Bedeutung von Innovationen 
für die Wettbewerbsfähigkeit der österrei-
chischen Wirtschaft unermüdlich hervorge-
hoben, verstanden nicht „nur als Kostenef-
fizienz“, sondern in Ländern wie Österreich 
als „Qualitätsvorsprung durch Innovationen“ 
(100). In der Beratungsaufgabe des WIFO 
verfolgte Aiginger die Strategie, Politikemp-
fehlungen zu einzelnen Bereichen in umfas-
senden Gesamtkonzepten zu präsentieren, 
Synergien durch die Abstimmung der Teil-
strategien zu realisieren und so den Wachs-
tumspfad der österreichischen Wirtschaft 
anzuheben. Er konnte die Sozialpartner und 
die Nationalbank für die Finanzierung eines 
„Weißbuchs über Wachstum und Beschäfti-
gung“ (2006) gewinnen, das auch einen detail-
lierten Umsetzungsplan enthielt (109  f.). Die 
Bedingungen für die Umsetzung des Weiß-
buchs verschlechterten sich mit dem Ausbre-
chen der internationalen Finanzmarktkri-
se 2008/2009 drastisch, Priorität erlangten 
die Erfordernisse des Krisenmanagements. 
Noch ambitionierter war der Anspruch des 
EU-Projekts „WWWforEurope“ (2012–2016), 
für welches das WIFO als siegreiches Insti-
tut in der Ausschreibung für die Führungs- 
und Koordinationsfunktion hervorging. In 
der Wirkung war dieses Großprojekt „wohl 

eher ein Beitrag zur Bewusstseinsbildung […], 
doch selbst das gelang nur beschränkt“ (112).

So wie die Formen der Politikberatung hat 
sich die wissenschaftliche Ausrichtung des 
WIFO im Laufe der Jahrzehnte erheblich ge-
ändert. Inhaltlich ist der Wechsel vom ma-
kroökonomieaversen Ansatz der Österrei-
chischen Schule zum Keynesianismus am 
bedeutendsten. Methodisch zeigt sich ein 
tiefgreifender Wandel in der Zeit nach dem 
Zweiten Weltkrieg zu immer mehr ausge-
feilten und höher entwickelten Formen der 
empirischen Analyse, freilich um den Preis 
geringerer Anschaulichkeit und Verständ-
lichkeit, welche die ersten Jahrzehnte charak-
terisierten. Zunächst „mangelte es dem Insti-
tut relativ lange an ausgebildeten Ökonomen“ 
(121). Es dauerte fast zwei Jahrzehnte, bis sich 
diese Situation durch die Gründung des IHS 
und die Einführung eines wirtschaftswissen-
schaftlichen Studiums (1966) änderte. Auch 
das Angebot an Wirtschaftsdaten war nach 
dem Zweiten Weltkrieg noch sehr beschei-
den, Aussagen basierten zum Teil auf „Zah-
lengefühl“ und persönlichen Einschätzungen 
(121). Die Weiterentwicklung von Analyseme-
thoden wurde wesentlich durch eine ständi-
ge Vergrößerung des Datenangebots ermög-
licht.

Bei den Inhalten dominierte ursprünglich die 
Konjunkturbeobachtung und -analyse. Mit 
der Zeit wurde das Themenspektrum erheb-
lich erweitert. „Das Themenfeld Konjunktur 
schrumpfte von zwei Fünftel der Publikatio-
nen in den 1970er-Jahren auf ein Viertel; alle 
anderen Forschungsbereiche wurden aus-
geweitet“ (122). In den 1970er-Jahren waren 
Budget, Inflation und nach der Rezession 
1975 Beschäftigung die beherrschenden The-
men: Seidel verfasste mehrere Budgetberich-
te für das Finanzministerium, darüber hin-
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aus eine Analyse über den längerfristigen 
Strukturwandel der österreichischen Wirt-
schaft (1974). Das erste Makromodell für die 
österreichische Wirtschaft wurde erstellt, 
das vor allem für Simulationen verwendet 
wird. Ein weiterer Schritt in Richtung Ver-
wissenschaftlichung war die Gründung der 
Zeitschrift „Empirica“ 1974, die seit 1980 in 
Kooperation mit der Nationalökonomischen 
Gesellschaft herausgegeben wird.

Dem Strukturwandel galt das besondere Inte-
resse von Helmut Kramer, der in den 1980er-
Jahren zum zentralen Thema wurde. Unter 
seiner Leitung wurde die gewachsene Band-
breite der Themen, die das WIFO mit seinen 
wachsenden Kapazitäten abdeckte, zu fünf 
großen Forschungsbereichen zusammenge-
fasst, die auch heute noch die innere Struktur 
des Instituts bestimmen. Unter der Leitung 
von Kramer „wurde das WIFO von einem 
rein nationalen zu einem stärker internatio-
nal orientierten Institut“ (79), es beteiligt sich 
seither an mehreren internationalen Netz-
werken und EU-Projekten.

Mit der Verwissenschaftlichung folgte das 
WIFO einem internationalen Trend, der 
von Karl Aiginger, der „die Mitarbeiter dazu 
drängte, in internationalen Journalen zu pub-
lizieren“, stark gefördert wurde (122). Der bis-
her größte internationale Erfolg des WIFO 
war die Betrauung mit der Gesamtführung 
des EU-Projekts „WWWforEurope“. Die da-
mit gemachten Erfahrungen sind jedoch un-
ter dem Gesichtspunkt der Politikorientie-
rung zwiespältig, denn Projekte dieser Art 
steigern den Personal- und Koordinations-
aufwand und richten „sich primär an Exper-
ten, für ‚normale‘ Politiker und Laien sind sie 
schwer verständlich“ (124).

Die Kapitel des Buches sind nach den Funk-
tionsperioden der Institutsleiter eingeteilt, 
die bis zu Karl Aiginger immer aus dem Per-
sonalstand des Instituts kamen. Christoph Ba-
delt (Leiter von 2017 bis 2022) war zuvor Pro-
fessor an der Wirtschaftsuniversität Wien 
und dem Institut als Vizepräsident verbun-
den, der aus Österreich stammende derzeiti-
ge Leiter Gabriel Felbermayr stand zuvor an 
der Spitze des Instituts für Weltwirtschaft in 
Kiel. Es gibt eine bemerkenswerte Kontinui-
tät ungeachtet der Unterschiede im persönli-
chen Stil – Ausdruck für die starke Identität 
des WIFO und seine Rolle in der öffentlichen 
Meinungsbildung.

Durch diese hervorgehobene Position unter-
scheidet sich die Rolle des WIFO von der Kon-
stellation in Deutschland mit zahlreichen 
großen Wirtschaftsforschungsinstituten, 
von denen keines eine dem WIFO vergleich-
bare Bedeutung hat. Zwar gibt es heute neben 
dem IHS auch in Österreich andere Instituti-
onen, die Prognosen erstellen (v. a. die Natio-
nalbank), doch hat dies an der Dominanz des 
WIFO in diesem zentralen Aufgabengebiet 
wenig geändert. Das unverändert hohe Ge-
wicht des Instituts in der politischen Öffent-
lichkeit hat wiederholt zu Spannungen und 
Konflikten mit den Finanzierungsgebern, 
meist vor allem mit der Regierung, geführt. 
Sowohl die Höhe der von konkreten Projekt-
aufträgen unabhängigen Grundfinanzierung 
als auch die Vergabe von Projektaufträgen 
können als Instrumente der Einflussnahme 
auf Inhalte verwendet werden und bedeuten 
ein Risiko für die Unabhängigkeit des WIFO. 
Dennoch konnte in den nun bald 80 Jahren 
nach dem Zweiten Weltkrieg die Unabhängig-
keit des Instituts bewahrt, „gelegentliche An-
fechtungen konnten abgewehrt werden“, wie 
es im Resümee des Buches (131 f.) heißt. „Maß-
gebend dafür war[en] die Organisation als 
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Verein mit breit gestreuter Mitgliedschaft, 
die diversifizierte Finanzierungsstruktur 

und das Renommee des Instituts. Diese Assets 
gilt es sorgfältig zu bewahren.“
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Friedrich Hayek war wichtiger Theoretiker 
der Österreichischen Schule der National-
ökonomie und des Neoliberalismus, Träger 

des Preises der schwedischen Reichsbank für 
Wirtschaftswissenschaften (1974) und zusam-
men mit seinem Widerpart John Maynard 
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Keynes wohl der größte liberale Ökonom des 
20. Jahrhunderts. 

Nun liegt – nach zehnjähriger Arbeit – die 
erste umfassende Biografie über Hayeks Le-
ben vor, zumindest deren erster Teil, der die 
Jahre 1899 bis 1950 abdeckt und bereits mehr 
als 800 Seiten umfasst. Die beiden Biografen 
gehören zu den weltweit besten Hayek-Ex-
perten: Der Amerikaner Bruce Caldwell ist 
Professor für Geschichte der politischen Öko-
nomie an der Duke University, der Österrei-
cher Hansjörg Klausinger war Professor an 
der Wirtschaftsuniversität Wien. Beide sind 
Herausgeber der gesammelten Werke Hay-
eks und schützen keine kritische Distanz vor. 
Sie bewundern die Beharrlichkeit in Hayeks 
wirtschaftswissenschaftlichem und staats-
philosophischem Werk ebenso, wie sie an den 
eklatanten Charakterschwächen von „Fritz“ 
leiden.

Friedrich Hayek wurde in der k. u. k. Monar-
chie in eine Familie des unteren Adelsstan-
des geboren. Sein Vater August war Arzt im 
Wiener städtischen Gesundheitsamt, seine 
Mutter Felicitas erbte ein erhebliches Land-
vermögen. Die Familie war konservativ und 
antisemitisch eingestellt, sehr früh auch na-
tionalsozialistisch. Friedrich hingegen verab-
scheute den Antisemitismus ebenso wie die 
Nazis und erwarb sich 1938 Verdienste in der 
Hilfe für jene Wissenschaftler:innen, die aus 
Österreich flüchten mussten, selbst für ideo-
logisch auf der ganz anderen Seite stehende 
Ökonomen wie Kurt W. Rothschild und Josef 
Steindl.

Hayek und Mises

Hayek studierte an der Universität Wien Phi-
losophie, Psychologie und Wirtschaftswis-
senschaften. Dort war der junge Hayek ein im 

besten Sinne liberaler, an Interdisziplinarität 
und Vielfalt interessierter Student, was etwa 
in dem von ihm mitbegründeten „Geistkreis“ 
zum Ausdruck kam. In der Wirtschaftswis-
senschaft begeisterte er sich kurz für die eso-
terische Lehre des Othmar Spann, doch bald 
geriet er ins berühmte Seminar und damit 
unter den Einfluss des radikalen Wirtschafts-
liberalen und Exponenten der Österreichi-
schen Schule der Nationalökonomie Ludwig 
von Mises, dessen Protegé er wurde. Mises, 
Professor an der Universität Wien und ein-
flussreicher Angestellter der Handelskam-
mer, ebnete ihm auch den Weg in die Ökono-
mie als Beruf. Hayek trat 1921 seinen ersten 
Job im Abrechnungsamt für Kriegsschulden 
an, wo er nicht nur in engem Arbeitszusam-
menhang mit Mises stand, sondern auch sei-
ne erste Frau Hella Fritsch kennenlernte, die 
er 1926 heiratete.

Auf Mises’ Initiative wurde 1927 das Öster-
reichische Institut für Konjunkturforschung 
(später WIFO) gegründet, dessen einziger 
wissenschaftlicher Mitarbeiter und Direk-
tor Hayek zunächst war. Wiewohl auf Ini-
tiative der Handelskammer gegründet, war 
das Institut eines der wenigen Beispiele so-
zialpartnerschaftlicher Zusammenarbeit der 
Ersten Republik. Die Financiers, die die poli-
tische Unabhängigkeit des Instituts sichern 
sollten, bestanden aus der Handelskammer 
(Subvention 10.000 Schilling pro Jahr), der 
Arbeiterkammer (vertreten durch deren Se-
kretär Benedikt Kautsky, 3.000), der Bundes-
bahn (5.000), der Nationalbank (5.000), der 
Bankenvereinigung (5.000) und der Bun-
desregierung (5.000) – eine Finanzierungs-
struktur, die in ähnlicher Form, wenn auch 
mit anderer Verteilung und Höhe, auch heute 
noch besteht. Hayek begründete am Institut – 
auch auf Basis der Erfahrungen eines 15-mo-
natigen Forschungsaufenthalts in den USA 
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1923/24 – die moderne Konjunkturforschung 
in Österreich. Die beiden Biografen zeigen, 
wie bemerkenswert das war, auch weil Hay-
ek die empirische, auf statistischer Basis 
fundierte Wirtschafts- und Konjunkturfor-
schung wenig liebte und eher in der abstrak-
ten Theorie zu Hause war.

Hayeks Mentor Ludwig von Mises war wirt-
schaftspolitisch sehr einflussreich. So war er 
etwa an der Konzeption der Austeritätspoli-
tik der rechtskonservativen Regierung des 
Bundeskanzlers und Prälaten Ignaz Seipel 
1924 wesentlich beteiligt. Diese brachte zwar 
Inflation und Budgetdefizit rasch zum Ver-
schwinden, allerdings um den der Regierung 
nicht hoch erscheinenden Preis extremer Ar-
beitslosigkeit und Armut. Das Experiment 
der Austeritätspolitik prägte auch Hayek, der 
die Wirtschaftskrise in Österreich als Folge 
der zu hohen Ansprüche der aufstrebenden 
Arbeiterschaft auf Kosten des Kapitalstocks 
ansah.

Endlich im konservativen England

Bereits 1931 erhielt Hayek eine Einladung zu 
Gastvorlesungen an der London School of 
Economics, denen rasch eine Gastprofessur 
folgte, im Rahmen deren er sich dem Markt 
als Koordinations- und Entdeckungsverfah-
ren widmete, seinem fruchtbringendsten 
wirtschaftswissenschaftlichen Forschungs-
gebiet. Hayek ergriff sofort die Chance, zu-
sammen mit seiner Frau Hella und Tochter 
Christine nach England zu gehen. Während 
er Geldorientierung und Kulturlosigkeit in 
den USA nicht mochte (sie später aber für sei-
ne Zwecke durchaus nutzte), liebte er die tra-
ditionelle, konservative Klassengesellschaft 
Englands: „Hayek famously loved England 
and its cultural and class traditions“ (402). 
1938 wurde er britischer Staatsbürger, womit 

auch sein Adelstitel „von Hayek“ wieder auf-
lebte, dessen er ja in der österreichischen Re-
publik verlustig gegangen war.

In England geriet er theoretisch und empi-
risch rasch in Gegensatz zu dem die wirt-
schaftspolitische Debatte dominierenden gro-
ßen sozialliberalen Ökonomen John Maynard 
Keynes. Die intellektuelle Auseinanderset-
zung in diesen „years of high theory“ prägte 
Wirtschaftswissenschaften und Wirtschafts-
politik des 20. Jahrhunderts. Keynes entwarf 
mit seinen Mitstreiter:innen in Cambridge 
ein völlig neues wirtschaftstheoretisches und 
wirtschaftspolitisches Konzept zur Überwin-
dung der Depression der 1930er-Jahre. Dieses 
umfasste unter anderem umfangreiche öf-
fentliche Investitionen und eine aktive Politik 
öffentlicher Beschäftigung mit dem Zweck, 
die private Nachfrage wieder zu beleben und 
aus der Krise zu führen. Das politische Ziel 
von Keynes war, die Marktwirtschaft zu sta-
bilisieren und so die liberale Demokratie vor 
den Extremismen der Zeit – Nationalsozialis-
mus einerseits und Stalinismus andererseits 
– zu retten.

Hayek hingegen plädierte auf Basis der The-
orien der Österreichischen Schule für Aus-
terität. Er empfahl dem Staat und den Priva-
ten, mehr zu sparen, Löhne und Ausgaben 
zu kürzen. Eine „Reinigungskrise“ sollte den 
von privaten Investitionen getriebenen Auf-
schwung einleiten. In Bezug auf die Wirt-
schaftspolitik war der Ton der Auseinander-
setzung rau. Lionel Robbins, zu der Zeit noch 
Hayeks Freund und Förderer an der LSE, be-
zeichnete ihn bezugnehmend auf seine radi-
kalen wirtschaftspolitischen Überlegungen 
als „sadistischen Deflationisten“. Hayek wie-
derum nannte die Keynes’schen Vorschläge 
„inflationistische Propaganda“ und schrieb 
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mit Blick auf Keynes: „More and more, this 
man becomes a public threat“ (305).

Doch den großen Ökonom:innen ging es nicht 
nur um öffentliche Auseinandersetzung und 
fundierte wirtschaftspolitische Ratschläge, 
sondern auch um eine genaue theoretische 
Fundierung. Sie veröffentlichten wegwei-
sende wissenschaftliche Bücher und Fach-
artikel und setzten sich mit den Werken der 
Gegenseite in Rezensionen und Erwiderun-
gen intensiv auseinander. Keynes’ „Treatise 
on Money“ (1930) fand als Gegenpol Hayeks 
„Prices and Production“ (1931). Keynes’ „Gene-
ral Theory of Employment, Interest and Mo-
ney“ fand als Gegenstück Hayeks „The Pure 
Theory of Capital“ (1941). Allerdings weigerte 
sich Hayek, Keynes’ „General Theory“ für die 
von ihm herausgegebene „Economica“ selbst 
zu rezensieren (und überließ das Arthur Pi-
gou) – mit der fadenscheinigen Begründung, 
Keynes würde seine Meinung zu oft ändern, 
bevor er die Rezension beendet habe.

Hayek lieferte nachhaltige wissenschaftliche 
Erkenntnisse, etwa indem er den Marktpro-
zess als Entdeckungsverfahren beschrieb, 
als Informations- und Koordinationsinstitu-
tion, die ohne Planung und Zustimmung aus-
kommt. Obwohl er die Folgen unregulierter 
Märkte wenig beachtete, machen ihn die wis-
senschaftlichen Erkenntnisse zur Funktion 
von Märkten zum großen Ökonomen. Doch 
er verlor die theoretische und politische Aus-
einandersetzung mit Keynes – oder wie seine 
beiden Biografen martialisch schreiben: Ihm 
war die Niederlage am Schlachtfeld der Ideen 
der 1930er-Jahre beschieden.

Hinwendung zur Sozialphilosophie

Mehr und mehr wandte er sich deshalb der 
Sozialphilosophie zu. Ergebnis seiner Stu-

dien war das einflussreiche, als Polemik ge-
gen wirtschaftliche Planung angelegte Buch 
„The Road to Serfdom“, das 1944 erschien. Be-
reits ein Jahr später wurde eine gekürzte Rea-
der’s-Digest-Fassung veröffentlicht, die sich 
in den USA enormer Popularität erfreute 
und für den Autor eine unverzichtbare Ein-
nahmenquelle wurde. Hayek versuchte in der 
theoretischen Tradition Mises’ zu begründen, 
warum wirtschaftspolitische Eingriffe in den 
Markt etwa zur Erreichung von Vollbeschäf-
tigung, gerechter Verteilung und sozialer Si-
cherheit, selbst wenn das ursprünglich nicht 
beabsichtigt war, unweigerlich zu einer Plan-
wirtschaft, zu Repression und in den „Totali-
tarismus“ führen. In diesem „political book“ 
(526) beschwor Hayek die Gefahren des Sozia-
lismus. Hayek liebte es, seine Argumente auf 
die Spitze zu treiben, und scheute vor keiner 
Polemik und Übertreibung zurück. National-
sozialismus und Faschismus wollte er nur als 
eine Variation von Sozialismus und Planung 
ansehen. 1945/46 unternahm er eine Reise in 
die USA, um die Verbreitung des Buches zu 
fördern und Kontakte mit Konservativen und 
Liberalen vor allem an der University of Chi-
cago zu knüpfen. Diese Reise stellte entschei-
dende Weichen für sein weiteres Leben.

Bereits im April 1947 organisierte Hayek ein 
zehntägiges Treffen von 39 Liberalen aus 
Ökonomie, Philosophie, Politik und Journa-
lismus im Hotel du Parc am Genfersee in der 
Schweiz. Die „Mont Pelerin Society“ war ge-
boren, Hayek ihr Organisator und Präsident. 
Das Treffen wurde von Schweizer Banken 
und dem US William Volker Fund finanziert. 
Die Teilnehmer:innen, darunter Ludwig von 
Mises, Fritz Machlup, Milton Friedman und 
Walter Eucken, aber auch die politisch doch 
weit pragmatischer und sozialer eingestell-
ten Karl Popper und Maurice Allais, disku-
tierten die wirtschaftspolitische Tendenz zu 
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Verstaatlichung und Wohlfahrtsstaat nach 
dem Krieg („Kollektivismus“), die Bedeutung 
des freien Unternehmertums und die Rol-
le des Staates, die Gefahren der Vollbeschäf-
tigungspolitik und der Macht der Gewerk-
schaften. Die Debatten verliefen teils sehr 
kontrovers, selbst zwischen den Konservati-
ven. Der immer auf besondere Radikalität ge-
polte von Mises, der jeden Staatseinfluss kate-
gorisch ablehnte, stürzte mit den Worten aus 
dem Seminarsaal: „You’re all a bunch of socia-
lists“ (665). Mit der Mont Pelerin Society war 
eine der wirkungsmächtigsten neoliberalen 
Organisation in der gesellschafts- und wirt-
schaftspolitischen Auseinandersetzung der 
Nachkriegsjahrzehnte geboren.

Zu neuen Ufern

Bereits wenige Monate nach dem Treffen am 
Mont Pelerin nahm Hayek am nächsten neu 
gegründeten intellektuellen Treffen in den 
Bergen teil: den „europäischen Hochschulwo-
chen“ in Alpbach in Tirol. Hayek wurde dort 
zu einem oftmaligen Teilnehmer und wichti-
gen Impulsgeber, und heute ist sogar ein Vor-
tragssaal im neuen Konferenzgebäude nach 
ihm benannt. Doch die drei Wochen des Jah-
res 1947 in Alpbach waren neben den Semina-
ren vor allem seiner Cousine „Lenerl“ Bitter-
lich gewidmet, seiner neuen Liebe. Die beiden 
schmiedeten gemeinsame Pläne, die sie als 
nur in den USA verwirklichbar ansahen.

Hayek machte sich deshalb auf die Suche nach 
einem akademischen Job mit einem ausrei-
chend hohen Einkommen. Dabei kamen ihm 
seine Kontakte aus der Promotionstour für 
„Road to Serfdom“ und der Mont Pelerin So-
ciety zugute. Der Volker Fund war neuerlich 
zur Finanzierung bereit und zwar einer Stel-
le an der University of Chicago. Doch Hayeks 
Frau Hella weigerte sich, in die Scheidung 

einzuwilligen, und in Chicago herrschte ein 
restriktives Scheidungsrecht. So quälen sich 
die beiden Biografen in den beiden letzten 
Kapiteln des Buches durch eine Unmenge 
an persönlichen Details im „annus horribi-
lis 1949“ der Trennung von der Familie. Hay-
eks persönliches Verhalten führte auch zum 
Bruch mit Lionel Robbins, dem engen fachli-
chen und privaten Wegbegleiter in England. 
Am 28. Dezember 1949 verließ er seine Frau 
Hella und die beiden Kinder Christine und 
Laurence – im Bewusstsein, nicht zurückzu-
kehren, aber ohne sich das auszusprechen zu 
trauen. Er nahm eine Gastprofessur an der 
University of Arkansas nur deshalb an, weil 
in diesem Staat ein liberaleres Scheidungs-
recht gilt. Zur Betreuung seiner Frau Hella 
beorderte er seine Mutter Felicitas nach Lon-
don. Selbst nach erreichter Scheidung im Juni 
1950 blieb er kalt und abweisend gegenüber 
Hella. Er wechselte wie ursprünglich geplant 
an die University of Chicago und heiratete Le-
nerl in Wien.

Mit diesem beruflichen und persönlichen 
Neuanfang endet der erste Band der Biogra-
fie, der neue Einblicke in Berufsleben und 
Werk des radikalliberalen Ökonomen bie-
tet. Viel schwerer tun sich die Biografen mit 
der soziopathische Züge aufweisenden Per-
sönlichkeit Hayeks. Hier warten ob dessen 
notorischer Unterstützung für Diktatoren 
wie Antonio Salazar in Portugal und Augus-
to Pinochet in Chile neue Schwierigkeiten im 
zweiten Band, der hoffentlich nicht erst in 
zehn Jahren erscheinen wird.





167

Das Buch ist, wie schon der Untertitel verrät, 
stark US-zentriert, aber gerade deshalb auch 
für Nicht-Amerikaner:innen interessant – 
einerseits, weil es die spezifisch US-amerika-
nischen Entstehungsbedingungen dieser do-
minanten Ideologie zeigt, und andererseits, 
weil Ausbreitung und Durchsetzung des Neo-

liberalismus in weiten Teilen der Welt nur 
vor dem Hintergrund seines Aufstiegs in den 
USA zu verstehen sind. Gerstles Buch ist eine 
konzise Darstellung der ideologischen Ent-
wicklung in den USA, vor deren Hintergrund 
die Leser:innen ihre eigenen national gepräg-
ten Erfahrungen einordnen können. Es ist 
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nicht die einzige und auch nicht eine endgül-
tige Abhandlung zur neoliberalen Epoche, in 
jedem Fall aber ist es ein wesentlicher Bau-
stein zum Verständnis der neoliberalen Ära 
auch außerhalb der USA.

Gerstles Darstellung bezieht sich, wie er in 
der Einleitung betont, fast ausschließlich 
auf die US-amerikanische Entwicklung. Dies 
tut der Bedeutung der Abhandlung aber kei-
nen Abbruch, denn die neoliberale Periode 
war diesseits des Eisernen Vorhangs durch-
gehend und spätestens ab 1989 auch jenseits 
der früheren Grenze zwischen Ost und West 
von den US-amerikanischen Debatten ganz 
wesentlich mitgeprägt. Das Buch ist eine 
wertvolle Quelle zum Verständnis der vielen 
Diskurse, die inzwischen die welt- oder zu-
mindest internetweiten Debatten prägen. Die 
in diesem Buch aufgezeigten Entwicklungen 
zum neuen Puritanismus oder der Identitäts-
politik helfen auch bei der Einordung dieser 
Themen in die internationalen Debatten.

Das Buch gliedert sich in eine Einleitung 
und zwei inhaltliche Abschnitte, von denen 
Part I die Vorgeschichte in der „New Deal Or-
der“ und Part II die neoliberale Ära bis zum 
Niedergang behandelt. Wenig überraschend 
nimmt dieser Teil mit knapp zwei Dritteln 
auch den Hauptteil des Buches ein.

Political Order als zentraler Begriff

Die Einleitung gibt bereits einen Überblick 
über die Motivation zum Verfassen des Bu-
ches, vor allem aber erklärt sie den Begriff 
der „Political Order“, der zentral für Gerstles 
Analyse ist. Eine „Political Order“ entspricht 
in etwa Gramscis hegemonialer Gesellschafts-
ordnung und ist eine politisch-ökonomische 
Weltanschauung, die nicht nur von der sie ur-
sprünglich vertretenden Partei hochgehalten 

wird, sondern auch nach deren Machtverlust 
von den ursprünglichen Gegner:innen über-
nommen wird.

Den Aufstieg der New-Deal-Politik zur „New 
Deal Order“ sieht Gerstle mit der Übernah-
me der New-Deal-Prinzipien durch Dwight 
D. Eisenhower, den ersten republikanischen 
Nachkriegspräsidenten, vollendet. Analog 
dazu ist die Fortsetzung neoliberaler Politik 
durch den Demokraten Bill Clinton das Sig-
nal, dass nunmehr der Neoliberalismus zur 
hegemonialen Ordnung geworden ist.

Gerstle erklärt auch bereits in der Einlei-
tung einen fundamentalen, aber keineswegs 
den einzigen Unterschied zwischen der „New 
Deal Order“ und dem Neoliberalismus. Wäh-
rend der New-Deal-Ansatz aufgrund der Er-
fahrungen der Großen Depression die Mei-
nung vertrat, dass ein kapitalistisches System 
nur mit starker öffentlicher Regulierung 
Wohlstand für alle erzeugt, ruht der Neolibe-
ralismus auf dem Glauben, dass freie Märkte 
der einzige Weg zu einer freien und prospe-
rierenden Gesellschaft sind.

Aufstieg und Fall der „New Deal Order“

Gerstle beschreibt dann, wie sich ausgehend 
von den zunehmenden sozialen Spannungen 
und den Problemen der Großen Depression 
die stärker interventionistische Politik der 
New Dealers durchsetzte.

Interessant dabei ist, dass der Faschismus 
und der Zweite Weltkrieg in der gesamten 
Erzählung kaum eine Rolle spielen, wäh-
rend der Kampf gegen den Kommunismus 
eine zentrale Position einnimmt. Der Zwei-
te Weltkrieg war zwar insofern von Bedeu-
tung, als die Notwendigkeiten einer Kriegs-
wirtschaft einerseits Strukturen staatlicher 
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Interventionen in der Wirtschaft entstehen 
ließen, die für eine stärkere Regulierung 
notwendig waren, und weil die kriegsbe-
dingte Vollbeschäftigung zu Zugeständnis-
sen an Arbeiter:innen, Schwarze und Frau-
en führte. Wesentlich für die Beibehaltung 
nach dem Zweiten Weltkrieg war laut Gerstle 
die Angst vor dem Kommunismus. Während 
Eric Hobsbawm in „Das kurze 20. Jahrhun-
dert“ noch fragt, warum der Antikommunis-
mus in einem Land so bedeutend sei, in dem 
der Kommunismus etwa dieselbe Bedeutung 
habe wie „der Buddhismus in Irland“, beant-
wortet Gerstle die Frage, indem er argumen-
tiert, dass die kommunistische Bedrohung in 
den USA die hegemoniale Stellung der „New 
Deal Order“ ermöglichte, weil sie die Republi-
kaner zu Zugeständnissen bewog. Eisenhow-
er sah in einem stärker interventionistischen 
Staat bessere Chancen, die Gefahr des Kom-
munismus abzuwenden. 

Bei der Lektüre dieses ersten Teils entsteht 
der Eindruck, dass die sogenannte System-
konkurrenz trotz der Ferne der USA vom Ei-
sernen Vorhang in Amerika wichtiger für die 
Aufrechterhaltung des New-Deal-Kompro-
misses mit freier, aber staatlich beeinfluss-
ter Marktwirtschaft war als in Westeuropa, 
wo selbst die stärksten kommunistischen 
Parteien bei Wahlen stets unter 30 % blieben 
und ihre politische Relevanz erst mit dem 
Eurokommunismus einer von Moskau unab-
hängigen Richtung kurz zunahm und wo der 
Sowjetkommunismus spätestens nach dem 
Prager Frühling jegliche Attraktivität verlo-
ren hatte.1

1	 Selbst die stärkste kommunistische Partei Europas, die italienische Partito Comunista Italiano (PCI), erreichte nach 
1948 nur dreimal über 30 %: im Jahr 1948 im Bündnis mit der Sozialdemokratie und danach wieder 1976 und 1978, 
deutlich nach der Abwendung von der Sowjetunion und der Begründung des Eurokommunismus unter Enrico 
Berlinguer.

Interessant im ersten Teil ist auch die be-
schriebene Veränderung der Demokrati-
schen Partei währen des New Deals. Sie war 
ursprünglich eher die Partei der Weißen in 
den Südstaaten und wandelte sich dann zu ei-
ner Partei, die im Zuge des Aufschwungs von 
Massenproduktion und Massenkonsum die 
Interessen der Arbeiterklasse im Norden und 
die Frage der Emanzipation der Afroameri-
kaner:innen stärker vertrat. Gerstle erinnert 
auch daran, dass die USA bis in die 1960er-
Jahre in vielen Teilen rassistisch segregiert 
waren. Ohne hier auf die Details einzugehen, 
wird in der Folge auch der beginnende Nie-
dergang der „New Deal Order“ beschrieben. 
Dabei spielten die Bürgerrechtsbewegung, 
der Vietnamkrieg und natürlich auch das 
Versagen keynesianischer Krisenpolitik in 
der ersten Ölkrise eine Rolle.

Aufstieg und Fall des Neoliberalismus 
(und was darunter verstanden wird)

Auch Gerstle verweist auf die Rolle der neoli-
beralen Vordenker und ihrer „Geheimgesell-
schaften“, räumt diesen aber weniger Bedeu-
tung ein, als dies in vielen anderen Büchern 
zum Thema der Fall ist. Vor allem zeigt er 
die oft stark divergierenden Ansichten in-
nerhalb dieser Lager auf. Auch aus deutsch-
sprachiger Perspektive interessant ist, dass 
auch in den USA der aktuell zu Ende gehen-
de Neoliberalismus nicht die erste politische 
Strömung dieses Namens ist. So bezeichneten 
sich in Deutschland die Ordoliberalen wahl-
weise auch als Neoliberale, und ebenso wie 
die US-amerikanischen New Liberals suchten 
auch sie einen Weg aus den Krisen des klas-
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sischen Liberalismus, der spätestens in der 
Großen Depression seine Legitimation ver-
loren hatte. Die Namensgleichheit zwischen 
deutschem und US-amerikanischem Neolibe-
ralismus sollte in späteren Jahren noch eini-
ges an Verwirrung in der deutschen Diskus-
sion stiften. Die Ludwig Erhard Stiftung hat 
noch heute Artikel online,2 die darlegen, dass 
„Neoliberalismus“ gar nicht marktradikal 
und sozialstaatsfeindlich sei, eine Sichtweise, 
die weniger verwirrt wirkt, wenn man sich 
bewusst macht, dass der Begriff „neoliberal“ 
schlicht schon mehrmals in der Geschichte 
für unterschiedliche Richtungen verwendet 
wurde. Eine Besonderheit von Gerstles Ana-
lyse zu den Anfängen der neuen politischen 
Ordnung ist dabei, dass er sich nicht damit 
begnügt, dass eben manche Begriffe in oft wi-
dersprüchlicher Weise verwendet wurden, 
sondern aufzeigt, dass es eine der Stärken je-
der, und so auch der neoliberalen, Hegemo-
nie ist, logisch unvereinbare Anforderungen 
unterschiedlicher Strömungen in sich zu ver-
einen – wobei er auf der einen Seite die Grup-
pe der konservativen Anhänger:innen eines 
(schwer bewaffneten) Nachtwächterstaates 
sieht, die Freiheit nur im Marktsystem – dort 
allerding exzessiv – zulassen wollen, dane-
ben die Strömung um Leute wie Gary Becker, 
die alle Lebensbereiche nach „Marktprinzipi-
en“ organisieren und analysieren wollen, und 
als drittes die Richtung der Anhänger:innen 
der maximalen individuellen Freiheiten, also 
jenes Zweiges, den er später auch den „kali-
fornischen Zweig“ der Neoliberalen nennen 
wird.

2	 Siehe zum Beispiel https://www.ludwig-erhard.de/erhard-aktuell/standpunkt/neoliberalismus-wegbereiter-der-sozialen-
marktwirtschaft/.

Der Aufstieg

Mit Beginn der 1970er-Jahre gewann die neo-
liberale Ordnung an Schwung. Wesentliche 
Elemente des Aufstiegs waren sowohl die sich 
zunehmend politisch engagierenden Busi-
ness-Kreise als auch die mit ihrer Unterstüt-
zung wachsenden bzw. entstehenden Think-
tanks. Diese wurden mit dem Ziel gefördert, 
die vermeintliche Dominanz der „Liberals“ 
im öffentlichen Diskurs zu brechen – wobei 
„Liberals“ im US-amerikanischen Sinn zu ver-
stehen ist, also Leute meint, die in Europa ir-
gendwo zwischen Christdemokratie und So-
zialdemokratie zu verorten wären.

Die neoliberale Ordnung etablierte sich in 
den 1970er- und 1980er-Jahren und wurde 
ab den 1990er-Jahren zur dominanten Welt-
sicht der politischen Eliten in den USA, und 
man darf ergänzen: auch weltweit. Der große 
Aufstieg an die Macht kam dann mit der Wahl 
Ronald Reagans (und in Europa würde man 
Margaret Thatcher hinzufügen). Auch hier 
schildert er sowohl die lange Liste an intellek-
tuellen und finanziellen Unterstützer:innen 
dieses Aufstiegs und weist darauf hin, dass es 
Reagan war, der den Demokraten endgültig 
die Basis bei den Weißen in den Südstaaten 
abnahm. Auch die Rolle, die der Aufstieg pri-
vater Fernsehsender, privater Medienmacht 
und privat finanzierter Wissenschaftsinsti-
tute spielte, wird hier sehr schön beschrie-
ben. Gerstle stellt auch dar, wie in dieser Auf-
stiegsphase die autoritären Vertreter:innen 
des Neoliberalismus dominierten, inspiriert 
durchaus auch von Hayeks Dictum, dass ihm 
im Zweifel ein marktliberaler Diktator lieber 
wäre als ein demokratisch gewählter Inter-
ventionist.



171

Wirtschaft und Gesellschaft 49 (2): 167–175

Aus heutiger Sicht ist auch seine Beschrei-
bung von Reagans Positionierung als Anti-
Establishment und Anti-Intellektueller inte-
ressant. Die Politik unter Reagan war dann 
geprägt von massiven Liberalisierungen im 
wirtschaftlichen Bereich, Fernsehsender, Te-
lekommunikation, die Sparkassen und Flug-
linien wurden (weiter) dereguliert. Zugleich 
kam es zu einer massiven Ausdehnung der 
Rüstungsausgaben, aber auch der Inhaftie-
rungen. Gesellschaftspolitisch charakteri-
siert Gerstle diese Ideologie passenderweise 
auch als „Neo-Victorianism“, da sie weniger 
liberalen Grundsätzen folgte, sondern viel-
mehr der Überzeugung, dass ein starker Staat 
zum Erhalt der Marktfreiheiten notwendig 
sei. Ergänzend sei angemerkt, dass dies auch 
die Politik von Margaret Thatcher, dem briti-
schen Pendant zu Ronald Reagan, war.

Der Triumph der neoliberalen Ordnung 

Der große Sieg des Neoliberalismus war mit 
dem Fall der Berliner Mauer und dem folgen-
den Zerfall der Sowjetunion erreicht. Auch 
wenn es eher die inneren Widersprüche, die 
Unfähigkeit zur Systemreform und wie so oft 
Nationalitätenkonflikte waren, welche die So-
wjetunion zu Fall brachten, so gelang es laut 
Gerstle den Neoliberalen dennoch, diesen his-
torischen Wandel als ihren Sieg darzustellen.

Es ist eine Ironie der Geschichte, dass die 
Niederschlagung der Demokratiebewegung 
durch die chinesische KP und ihre Beschrän-
kung auf marktliberale Reformen den Neo-
liberalen recht gaben. Es zeigte sich, dass 
Diktatur und Marktwirtschaft auch zusam-
menpassen, wie die radikalen Neoliberalen 
um Hayek meinten, was jedoch andererseits 

3	 Die Ostblockstaaten waren damals militärisch im Warschauer Pakt als Gegenpol zur NATO und wirtschaftlich im 
Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) organisiert.

auch ihre politische Propaganda, dass der 
Markt die Demokratie bringt, widerlegte.

Zweifelsohne trug das erfreuliche Ende des 
„real existierenden Sozialismus“ jedoch 
dazu bei, dass sich die neoliberale Ideologie 
in den ehemaligen Ostblockstaaten durch-
setzen konnte.3 So war den sozialdemokrati-
schen, keynesianischen und vom New Deal 
inspirierten Transformationsstrategien von 
vornherein die Chance an der Mitwirkung 
im Transformationsprozess genommen. Dass 
Gerstle hier en passant auch vom gebroche-
nen Versprechen, die NATO nicht nach Osten 
auszuweiten, schreibt, kann man angesichts 
der heftigen Diskussion zu diesem Thema 
wohl kaum so stehen lassen. Dass es zu ei-
ner Welle neoliberaler Begeisterung in den 
vormaligen COMECON-Staaten kam, ist al-
lerdings unzweifelhaft – ebenso wie die Tat-
sache, dass diese von US-amerikanischen Be-
rater:innen vorangetrieben wurde.

Da Gerstle allerdings vor allem über die USA 
berichtet, widmet er diesen Entwicklungen 
verständlicherweise nur einen kurzen Ab-
schnitt, um sich dann wieder der amerika-
nischen Auseinandersetzung zuzuwenden. 
Dort übernahm nach zwei Perioden Reagan 
sein Vizepräsident George Bush senior das 
Amt des Präsidenten. Er beschreibt die eher 
glücklose Präsidentschaft Bushs, in deren 
Ende er allerdings – und wie sich zeigte, zu-
recht – den endgültigen Aufstieg des Neoli-
beralismus zu einer „Political Order“ sieht. 
Mit der Amtsübernahme durch Bill Clinton 
kam nicht nur ein dynamischer junger Politi-
ker an die Macht, sondern in seinem Schlepp-
tau auch eine inzwischen stark neoliberal ge-
prägte Parteielite der Demokraten. 



172	

Buchbesprechung | Gerstle (2022)

Während Bush nicht zuletzt an den inneren 
Spannungen der Republikanischen Partei 
zwischen neokonservativen Tendenzen zum 
Protektionismus, insbesondere der Gegner-
schaft zu NAFTA und dem Reagan’schen Frei-
handelsdogma, scheiterte, kam Clinton durch 
die Verbindung der gesellschaftspolitisch li-
beralen, aber ebenso staats- und bürokratie-
skeptischen neuen Linken an die Macht. Seine 
neue Basis bestand aus drei einander durch-
aus überlappenden Gruppen: Da waren ers-
tens die Anhänger:innen der Nader’schen4 
Konsument:innenschutzbewegung, die zwar 
nicht an die Perfektion der Märkte, wohl aber 
an die Konsument:innensouveränität glaub-
ten. Zweitens gab es zunehmend Stimmen 
in der Demokratischen Partei, die frustriert 
von Wahlniederlagen die Überzeugung ge-
wannen, dass eine Übernahme gewisser neo-
liberaler Reformen notwendig sei, um wieder 
an die Macht zu kommen. Drittes kamen die 
Anhänger:innen von der neuen Gruppe der 
sogenannten Silicon-Valley-Liberalen, auch 
als Atari-Demokraten bekannt, die im Zuge 
der PC/IT/Internet-Revolution ein stark in-
dividualistisches Weltbild verfolgten. Diese 
waren ökonomisch zwar den Konservativen, 
gesellschaftspolitisch aber den Demokraten 
näher.

Der Übergang zur neoliberalen Ausrichtung 
wurde Clinton auch dadurch erleichtert, dass 
mit dem Wegfall der laut Gerstle in den USA 
so bedeutenden Systemkonkurrenz auch die 
alternativen Entwürfe für eine Gestaltung 
der Wirtschaftspolitik weggefallen waren. 
Gerstle erwähnt nur am Rande die nach wie 
vor existierenden und teilweise auch erfolg-

4	 Ralph Nader ist ein US-amerikanischer Verbraucher:innenanwalt, der mehrmals als Präsidentschaftskandidat 
unter anderem der amerikanischen Grünen antrat. Bei der Wahl 2000 wurde vermutet, dass er aufgrund des knap-
pen Ergebnisses in Florida den Demokraten Al Gore den Sieg gekostet hat. 

reichen sozialdemokratischen Parteien in Eu-
ropa, geht aber nicht weiter darauf ein.

In den USA verfolgte Clinton einerseits eine 
neoliberale Ordnungs- und Fiskalpolitik. Im 
Rahmen der letzteren setzte er auf die Sa-
nierung des Budgets, wobei ihm eine gering-
fügige Steuererhöhung sowie vor allem eine 
boomende Wirtschaft Erfolg bescherten. 
Gerstles Andeutung, die Budgetsanierung 
wäre die Ursache für das Wachstum gewe-
sen, ist dabei nicht wirklich belegt, da sie aber 
auch nicht im Zentrum der Analyse steht, sei 
ihm auch diese zweifelhafte Behauptung ver-
ziehen.

Ganz eindeutig neoliberale Züge zeigten hin-
gegen die ordnungspolitischen Reformen, 
die Gerstle beschreibt: einerseits die Dere-
gulierung des Telekom- und Mediensektors, 
die man als Auslöser, vermutlich aber ge-
nauso gut als Folge der technologischen Ent-
wicklung im IT-Sektor interpretieren kann, 
und noch stärker die Deregulierung des Fi-
nanzsektors, die sich spätestens 2008 als fa-
tal für die Gesamtwirtschaft erweisen sollte. 
Politisch sicherte sich Clinton mit ersterer 
die Unterstützung der Atari-Demokraten in 
Kalifornien, mit letzterer die kosmopoliti-
schen Eliten in den Finanzzentren der Ost-
küste. Zugleich verlor die Demokratische 
Partei aber auch den Rückhalt weiter Tei-
le ihrer ursprünglichen Unterstützer:in-
nen in der Arbeiter:innenschaft, auch weil 
das größte sozialpolitische Projekt der Clin-
ton-Administration, die Gesundheitsreform, 
scheiterte. Sehr schön beschreibt Gerstle die 
entstehende, viel stärker kulturell geprägte 
Auseinandersetzung der beiden Fraktionen 
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im Neoliberalismus der ursprünglich repub-
likanischen Neo-Viktorianer:innen auf der ei-
nen und der eher demokratischen Kosmopo-
lit:innen auf der anderen Seite. Während sich 
die politische Auseinandersetzung zwischen 
neuen Linken und neuen Rechten auf Identi-
tätspolitik und Multikulturalismus auf der 
einen versus traditionelle Werte auf der an-
deren Seite fokussierte, blieb der innere Wi-
derspruch des Neoliberalismus, wie er sich 
in zunehmend radikalerer Durchsetzung von 
Staatsgewalt in Form hoher Inhaftierungs-
zahlen und abnehmender Chancengleichheit 
im Zuge steigender Einkommensungleich-
heit zeigte, noch weitgehend unbeachtet.

Gerstle beschreibt auch die langsame und 
nicht immer freiwillige Bekehrung von de-
mokratischen Dissidenten wie Robert Reich 
oder Joseph Stiglitz, die allerdings nicht nach-
haltig war und auf die einzugehen hier leider 
der Platz fehlt.

Aus europäischer Sicht sind diese Beschrei-
bungen insofern interessant, als es gerade 
die Deregulierungs- und Entstaatlichungs-
debatten waren, die auch die hiesige Politik 
prägten. Gerstles Überlegungen, was wohl 
passiert wäre, hätte Gorbatschow so wie 
Deng die Demokratiebewegung niederge-
walzt, sind zwar interessant, aber zumindest 
mit größerer Nähe zum ehemaligen Eisernen 
Vorhang gelesen wohl zu optimistisch. Wenn 
man den Zerfall Jugoslawiens unmittelbar 
vor der eigenen Haustür beobachten musste, 
fallen einem deutlich schlimmere Alternati-
ven zum gesehenen Zerfall der Sowjetunion 
ein als nur Gerstles langsamerer Fortschritt 
des Neoliberalismus in den USA, aber wie ge-
sagt: Das Buch ist eben aus US-Perspektive ge-
schrieben.

Über Hochmut und Fall

Gerstle sieht den Übergang vom Triumph 
zum Hochmut und Fall des Neoliberalismus 
mit der Jahrtausendwende gekommen. Für 
Ökonom:innen ist es etwas enttäuschend, 
dass er die Dotcom-Blase und den Enron-
Skandal hier kaum bis gar nicht beachtet. 
Dafür ist die ausführliche Darstellung der 
außenpolitischen Fehler in der Folge von 9/11 
umso interessanter. Auch die Erinnerung, 
dass das Zustandekommen des Wahlsieges 
von George Bush im Jahr 2000 mit mehrfa-
chem neuem Auszählen im Bundesstaat Flo-
rida unter dem Gouverneur Jeb Bush, dem 
Bruder des späteren Präsidenten, zusammen-
hing, ist durchaus wertvoll, wenn man die 
jüngere Geschichte umstrittener Wahlen in 
den USA kennt.

Gut gelungen sind seine Ausführungen zum 
Desaster im Irak, wo Gerstle sehr schön zeigt, 
dass es nicht zuletzt das Vertrauen in selbst 
steuernde Märkte war, das den Aufbaupro-
zess scheitern ließ. Ebenso interessant ist die 
Darstellung, wie die Mischung aus neolibe-
raler und neoviktorianischer Neigung zum 
Hauseigentum für alle gepaart mit einem 
fehlregulierten Hypothekenmarkt die Vor-
aussetzung für die Krise von 2008 schuf.

Sowohl anhand der außen- als auch der innen-
politischen Entwicklung illustriert Gerstle, 
wie die neoliberale Ordnung begann, durch 
übermäßigen Glauben an die eigene Propa-
ganda vom Erfolg unregulierter Märkte und 
schwacher staatlicher Überwachung an sich 
selbst zu scheitern.

Letztlich war es dann Barack Obama, dem die 
unangenehme Pflicht zufiel, die Trümmer 
der Krise von 2008 zu beseitigen. Sehr schön 
illustriert das Kapitel „Obamas Victory and 
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Burden“, wie das schiere Ausmaß der Krise 
einen fundamentalen Politikwechsel verhin-
derte. Die Notwendigkeit, einen vollkomme-
nen Kollaps eines fehlregulierten Finanzsys-
tems zu verhindern, machte tiefgreifende 
Reformen wie eine weitgehende Verstaatli-
chung oder eine wieder stärkere Regulierung 
der Banken fast unmöglich.

Obama schaffte es immerhin, seine Gesund-
heitsreform durchzusetzen, wobei die Details 
der Reform aber auch viel Kritik von links 
hervorriefen. Während das Scheitern des 
neoliberalen Projekts offensichtlich war, gab 
es allerdings noch kein Konzept für eine neue 
politische Ordnung.

Coming Apart

Gerstle beschreibt, wie einerseits die „abge-
hängten“ weißen Mittelschichten, die sich 
in der neoliberalen Phase mehr und mehr 
von den Demokraten entfernt hatten und 
zu den Republikanern gewechselt waren, 
sich zunehmend gegen einen aus ihrer Sicht 
zu elitenfreundlichen Staat auflehnten. Sie 
bildeten die Basis der neurechten Tea-Party-
Bewegung. Obwohl auch diese sich vom bis-
herigen System benachteiligt fühlte, konnte 
es zu keinem Schulterschluss mit der Linken 
kommen. Ihre Anhänger:innen waren mit 
Donald Trump der Überzeugung, dass einer 
der Fehler des aktuellen amerikanischen 
Systems war, die europäischstämmigen Ein-
wohner:innen nicht ausreichend zu bevorzu-
gen. Gefördert wurde die Tea Party auch von 
den Koch-Brothers, die ihren Unmut auf eine 
Gegnerschaft zum angeblich übermächtigen 
Staat konzentrierten.

Im linken Spektrum waren es die Bewegun-
gen „Occupy Wall Street“ und „Black Lives 
Matter“, welche die zunehmende Ungleich-

heit in der Gesellschaft, die der Neoliberalis-
mus geschaffen hatte, anprangerten und sich 
in der Folge um Bernie Sanders gruppierten – 
eine Gruppe, die auch im wachsenden Preka-
riat der Gig-Economy eine weitere Basis fand.

Die steigende Ungleichheit verschärfte zu-
dem die Rassendiskriminierung, da Schwar-
ze in höherem Ausmaß von Armut betroffen 
sind und in armen Gemeinden wohnen, die 
unter dem nach wie vor stattfindenden Rück-
zug des Staates leiden. Gerstle beschreibt ei-
nerseits den Aufstieg von Bernie Sanders, 
der Clintons und Obamas Reste des neolibera-
len Programms in der demokratischen Partei 
unter Druck setzte, und noch zentraler den 
Aufstieg Trumps, der nicht nur die Republi-
kanische Partei, sondern auch jede Form ra-
tionaler politischer Auseinandersetzung an 
den Rand des Zusammenbruchs brachte.

The End

Das letzte Kapitel behandelt die Trump-Ära 
bis zu dessen Wahlniederlage. Dieses Kapi-
tel zeigt sehr schön, wie eine politische Ord-
nung auseinanderfällt und dass dies auch für 
ihre Gegner:innen in der Regel kein uneinge-
schränkt erfreulicher Prozess ist. Sehr schön 
illustriert er hier, wie Trump einerseits die 
antistaatliche Rhetorik des Neoliberalismus 
übernahm und andererseits gerade mit der 
Kritik an der neoliberalen Politik und ins-
besondere am Freihandel seine Wahlkämp-
fe führte. In der Pandemie entpuppte sich 
die antistaatliche Haltung als desaströs, und 
möglicherweis war es auch der Verlust an 
Wähler:innenvertrauen in dieser Phase, der 
Trump letztlich die Wiederwahl kostete.

Es folgt eine Beschreibung der Biden-Admi-
nistration, die sich stärker nach links geöff-
net hat, wobei hier wie immer der Preis der 
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Aktualität in einem noch etwas unklaren 
Blick besteht.

Gerstle schließt mit der Beobachtung, dass 
eine neue politische Ordnung nie schmerz-
frei endet und auch nach dem Neoliberalis-
mus eine solche erst entstehen muss. Ganz 
richtig stellt er fest, dass die Frage, wie diese 
aussehen wird, wohl die zentrale politische 
Herausforderung der Gegenwart ist.

Fazit

Gerstles Buch ist weder das einzige noch ein 
endgültiges oder letztes Werk zu dieser Epo-
che. Dazu ist der zeitliche Abstand zum (mög-
lichen) Ende der neoliberalen Ordnung noch 
zu gering und der Einfluss der jeweils eige-
nen Lebensgeschichte des Autors und der Le-
ser:innen zu dominant.

Aus europäischer Sicht ist seine Betonung 
des Systemkonflikts mit dem Kommunismus 
etwas zu stark und sein weitgehendes Überse-
hen der sozialdemokratischen und christlich-
sozialen Alternativen eine auffallende Lücke. 
Gerade bei der Beschreibung des Zerfalls des 
Sowjetimperiums, der, wie er schreibt, als der 
große Triumph des Neoliberalismus gesehen 
wurde und wird, hätte man als Europäer:in 
wohl den einen oder anderen Hinweis auf 
die Probleme des sowjetischen Systems ein-
gefügt. Denn letztlich ist das sowjetische Sys-
tem vor allem auch durch eigenes Versagen 
gescheitert. Verspätete Reformen, mangeln-
de innere Legitimität und die Wirkung des 
niedrigen Ölpreises waren Bestandteile die-
ses inneren Zerfalls.

Auch das Aufkommen der neuen Autokraten 
in vielen Ländern behandelt Gerstle sehr we-
nig, obwohl die radikal neoliberalen Refor-
men nach 1989 – etwa in Polen, aber auch in 

Ungarn – durchaus den Boden für die Auto-
kraten bereitet haben. All das tut dem Wert 
des Buches aber keinen Abbruch. Der Titel 
lautet zwar „The Rise and Fall of the Neolibe-
ral Order. America and the World in the Free 
Market Era“, aber wenn man ihm den Verweis 
auf „the World“, den es nicht erfüllt, verzeiht, 
bleibt es ein exzellenter Überblick über die 
amerikanische und eben auch ein wenig die 
weltweite Entwicklung des Neoliberalismus. 
Es ist somit ein hervorragender Einstieg in 
die Auswirkungen der neoliberalen Epoche, 
ob es auch der Beginn ihrer endgültigen Auf-
arbeitung ist, wird sich zeigen.

Technischer Nachtrag

Die Rezension erfolgte mit dem E-Book, das 
der Verlag als zeitlich beschränktes Abo zur 
Verfügung stellte. Das hat den Nachteil, dass 
es mit Kopierschutz versehen ist und nur mit 
dem entsprechenden Reader gelesen werden 
kann. Mit Ablauf des Abos verschwinden 
auch die eigenen Notizen und die Anmerkun-
gen, wenn man sie nicht vorher sichert. Im Ge-
genzug kann man Wörter direkt aus dem Rea-
der heraus nachschlagen. Das Lesen und die 
Möglichkeit des Markierens sind angenehm, 
das spätere Weiterverwenden aber sehr um-
ständlich. Vor- und Nachteile der elektroni-
schen Version halten sich derzeit die Waage; 
sobald der Zugriff universeller wird, könnte 
die elektronische Version die gedruckte über-
holen.
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Serco, ursprünglich ein kleines Unterneh-
men in der Medienbranche, machte 2013 und 
2014 Schlagzeilen. Als Beratungsunterneh-
men hatte die Firma öffentliche Aufgaben im 

Bereich der Geflüchtetenunterbringung, der 
medizinischen Versorgung in Krankenhäu-
sern und sogar in der Verwaltung von Ge-
fängnissen übernommen – und dabei scho-
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ckierend versagt. Im Krankenhaus gab es 
Probleme mit nicht sterilem Equipment, Men-
schenrechtsorganisationen kritisierten die 
unmenschlichen Bedingungen in den Flücht-
lingscamps, und im Rahmen des Gefängnis-
betriebs wurde Serco schlussendlich wegen 
Betrugs vom britischen Justizministerium 
angeklagt. Dennoch war die Karriere von 
Serco damit nicht vorbei, sondern das Unter-
nehmen bekam in den 2010er-Jahren weitere 
staatliche Aufträge in Ländern auf der gan-
zen Welt. 

Der Aufstieg der Berater:innen

Mariana Mazzucato und Rosie Collington 
stellen sich in „The Big Con“ die Frage, wie 
es die Consultingbranche geschafft hat, eine 
so zentrale Rolle in unseren Ökonomien zu 
spielen, und was dabei eigentlich die Leis-
tung dieser Unternehmen ist. Die beiden Po-
litökonominnen gehen dabei zurück an den 
Ursprung der Consulting-Idee und verfolgen 
ihr Großwerden in den 1970ern und 1980ern. 
Im Fokus steht dabei stets die Frage, wie die-
se Industrie einerseits aktuelle Trends nut-
zen konnte, diese aber auch mitgeprägt hat 
und eine tragende Rolle in der Gestaltung der 
Funktionsweise heutiger Bürokratien spielt. 

In den ersten Kapiteln analysieren Mazzu-
cato und Collington den Aufstieg der Con-
sultingbranche. Die Ursprünge der heutigen 
Consultants finden sie in der tayloristischen 
Revolution nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Eng verbunden mit der modernen Buchhal-
tung, gelangte die Idee der „wissenschaftli-
chen“ Unternehmensführung in die Köpfe 
der Gesellschaft und ermöglichte es Beratern, 
am steigenden Wohlstand mitzuschneiden. 
Schon früh zeigte sich, dass Consultants un-
liebsame Aufgaben für Unternehmen erledi-
gen können. Eine von McKinsey’s – gegrün-

det vom Namensgeber James O. McKinsey im 
Jahr 1926 – ersten Tasks war es, einem Tex-
tilunternehmen, das mit Streiks zu kämpfen 
hatte, vorzuschlagen, 1.200 Mitarbeiter:in-
nen zu kündigen und weite Teile des Betriebs 
auszulagern. Der Unternehmer konnte sich 
zurücklehnen – es war ja nicht seine Idee, 
sondern das Ergebnis einer vermeintlich 
objektiven, ja sogar wissenschaftlichen Ent-
scheidung. 

Der Mythos des schlanken Staats

Der große Durchbruch der Consultingbran-
che lässt sich aber auf die 1980er-Jahre zu-
rückführen. Mit der neoliberalen Wende 
setzte sich die Idee durch, dass nur Märkte 
in der Lage wären, Mehrwert zu generieren, 
und dass der Privatsektor Dienstleistungen 
effektiver und effizienter als staatliche Insti-
tutionen verrichten könne. Damit wurde eine 
Lanze für weitreichendes Outsourcing gebro-
chen, und Consultingfirmen hielten in allerlei 
ehemals staatliche Domänen Einzug. Mazzu-
cato und Collington zeigen auf, dass die Bera-
tungsunternehmen ein gutes Beispiel für die 
These sind, dass diese Wende keineswegs zu 
„schlankeren“ Staaten geführt habe. Durch 
die Privatisierung ehemals intern angesie-
delter Aufgaben kamen mehrere Schnittstel-
len hinzu, an denen Profitinteressen bedient 
werden müssen. Außerdem sind die Vertrags-
konstrukte zwischen Consultingfirmen und 
öffentlichen Institutionen oft so aufgesetzt, 
dass die Berater:innen faktisch kaum Ver-
antwortung für Fehler übernehmen müs-
sen und zudem fast grenzenlos die bei ihnen 
entstehenden Kosten auf ihre Auftraggeber 
überwälzen können. Dies führte dazu, dass 
viele der ausgelagerten Aufgaben – sei es der 
Bau öffentlicher Infrastruktur oder die Ab-
wicklung von Impfkampagnen – durch das 
Outsourcing nicht billiger, sondern teurer 
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wurden. Wenngleich die Größe der Consul-
tingindustrie schwer zu beziffern ist, schät-
zen die beiden Autorinnen, dass der Umsatz 
der Beratungsunternehmen 2021 zwischen 
700 und 900 Milliarden US-Dollar betrug.

Was ist „The Big Con“?

Wie aber schaffen es Consultingfirmen, eine 
so zentrale Rolle in unserer Wirtschaft ein-
zunehmen, und was ist dabei wirklich ihre 
Leistung? Hier kommt das ins Spiel, was Maz-
zucato und Collington „Big Con“ nennen. 
In Anlehnung an Taschenspielertricks be-
schreiben sie die Consultingbranche als eine, 
in der es oft mehr darum ginge, überzeugend 
zu wirken, als überzeugend zu sein. Consul-
tants seien zwar keine reinen Hochstapler:in-
nen, aber dennoch ist das, was sie anbieten 
oft eher das notwendige Selbstbewusstsein 
als tatsächliche Fähigkeiten, detaillierte Pro-
bleme zu lösen. So ist das Wissen, das Consul-
tingfirmen haben, oft oberflächlicher, als es 
für wirklich individuelle Beratung notwen-
dig wäre. PowerPoint-Slides werden recycelt, 
und Pläne zur Unternehmensumstrukturie-
rung kommen teils aus Bereichen, die wenig 
mit dem aktuellen Klienten zu tun haben, und 
führen zu teils fatalen Ergebnissen. Selbst 
für die jungen Berater:innen führte das nur 
allzu häufig zu Enttäuschungen. Die Consul-
tingbranche spricht selbst davon, hoch quali-
fizierte, aber vor allem ziellose Absolvent:in-
nen von Eliteunversitäten zu rekrutieren. 
Deren Hoffnungen, in der Beratung sektor-
spezifisches Insiderwissen oder gar eine 
sinnerfüllte Tätigkeit zu erlangen, stellt sich 
häufig als Fehleinschätzung heraus. 

Trotz – oder gerade wegen – dieser schwer zu 
definierenden Fähigkeiten haben es Consul-
tingfirmen geschafft, sich zu etablieren. Für 
Politiker:innen und Unternehmen erfüllen 

sie oft die Rolle einer unabhängigen Instanz, 
die bei Unklarheit eine vermeintlich neut-
rale Meinung abgibt. So können unliebsame 
Entscheidungen abgewälzt werden, und die 
eigene Vorstellung kann noch einmal bekräf-
tigt werden. Außerdem – und das ist einer der 
zentralsten Punkte für Mazzucato und Col-
lington – ist es nicht so einfach, einmal outge-
sourcte Leistungen wieder inzusourcen. Das 
wissen auch die Consultingfirmen und bie-
ten ihre Leistungen anfangs oft zu geringen 
Kosten oder gar gratis an. Die Institutionen, 
die sich darauf einlassen, geraten dadurch in 
ein Abhängigkeitsverhältnis, in dem mit der 
Zeit auch das Wissen und die Fähigkeiten 
zur Leistungserbringung verloren geht. So-
mit kommen die beiden Autor:innen zu dem 
Schluss, dass der Aufstieg der Consultants 
gleichzeitig zum Abstieg von Insiderwissen 
in Staatsbürokratien geführt hat. Die Konse-
quenz davon ist nicht nur, dass die Berater:in-
nen ein Quasimonopol auf gewisse Tasks 
erlangen konnten, sondern es resultieren da-
raus auch demokratiepolitisch fragwürdige 
Entwicklungen, wo wirtschafts- und sozial-
politische Umstrukturierungen von Firmen 
mit nicht nur Profitinteressen, sondern wo-
möglich auch Interessenskonflikten durchge-
führt werden. 

Schockierende Fallstudien 

Die Analyse des verloren gegangenen Wis-
sens und der fehlenden Fähigkeiten in öffent-
lichen Institutionen ist der größte theoreti-
sche Beitrag, den Mazzucato und Collington 
in ihrem grundsätzlich sehr empirischen 
Werk liefern. Während sich das Buch stark 
an Fallbeispielen entlanghangelt, kommt 
dieser Punkt in nahezu jedem Kapitel als 
die stärkste Kritik der Consultingindustrie 
vor. Hier merkt man die theoretische Ver-
ortung im Strukturalismus. Mit der These, 
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dass Entwicklung und ein funktionierender 
Staat nicht ohne die notwendigen „capabili-
ties“ möglich sind, ordnet sich „The Big Con“ 
in die Literatur zum Entwicklungsstaat ein 
und stellt auch eine Kontinuität zu Mazzuca-
tos früheren Büchern her. Dementsprechend 
ist auch die Alternative der Autorinnen eine 
Rückbesinnung auf die ursprünglichen Fä-
higkeiten von Staatsinstitutionen, die nur 
dann gut funktionieren können, wenn nicht 
nur PowerPoint-Folien, sondern auch „tacit 
knowledge“, also implizites Wissen, über Jah-
re weitergegeben werden kann.

Die größte Leistung von Mazzucato und Col-
lington ist aber trotzdem das genaue Hinse-
hen in einem unterbelichteten Bereich. An-
gefangen mit dem Einfluss von Consultants 

bei der Abwicklung der Sparmaßnahmen 
im Zuge der Eurokrise über den Bau eines 
schwedischen Spitals, dessen Kosten in ex-
orbitante Höhen schossen, bis hin zur Rol-
le von Beratungsfirmen im Kampf gegen die 
Klimakrise geben die Autor:innen Einblick 
in das Geschäftsmodell der Größen wie PwC, 
McKinsey oder BCG und zeigen detailliert 
Widersprüche, Schwächen und Interessen-
konflikte auf. Es wundert, dass diese Skan-
dale selten auf den Titelseiten der Medien zu 
finden sind, so abstrus wirken sie zum Teil. 
Nach der Lektüre von „The Big Con“ wird man 
auf jeden Fall schneller hellhörig, wenn wie-
der einmal verkündet wird, dass Beratungs-
unternehmen die Abwicklung öffentlicher 
Leistungen übernehmen sollen – und wartet 
auf den nächsten Skandal. 
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„Der Code des Kapitals“ ist im Rahmen einer 
größeren Debatte um strukturelle Ungleich-
heit im Kapitalismus zu verorten, die spätes-
tens seit der Finanzkrise 2007–2009 wieder 
deutlich an Fahrt aufgenommen hat. Pistor 
skizziert dabei auf knapp 440 Seiten die „Co-

dierung des Kapitals aus der Perspektive des 
Guts“ (9). Mittels der rechtlichen Module der 
„Priorität, Beständigkeit, Universalität und 
Konvertierbarkeit“ verwandelt das Recht aus 
Vermögen Kapital, erschafft neues und bildet 
somit die Voraussetzung für persistente Un-
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gleichheit. Nach Pistor ist das Recht dement-
sprechend ein fundamentales, konstituieren-
des Merkmal des kapitalistischen Systems. 
Dabei nimmt auch der Staat eine zentrale Rol-
le ein, indem er das Recht zwar mittels Zwang 
durchsetzt, die Kontrolle über dessen Ent-
stehung und Weiterentwicklung aber groß-
teils an global geschulte Jurist:innen und An-
wält:innen („Die Meister des Codes“, Kapitel 
7) verloren hat. 

Um diese These zu untermauern, zeichnet 
Pistor die historische Entwicklung der recht-
lichen Kodierung verschiedener Assets wie 
Immobilien (Kapitel 2), Unternehmen bzw. ju-
ristischer Personen (Kapitel 3) und Schulden 
und Finanztitel (Kapitel 4), aber auch der Na-
tur (Kapitel 5) nach. In der Gegenwart ange-
kommen, betont die Autorin das „Prinzip der 
Rechtswahl“, das es privaten Akteur:innen er-
laubt, ein besonders günstiges Rechtssystem 
zu wählen und weltweit anzuwenden. Disku-
tiert wird dabei auch die Rolle des internatio-
nalen Rechts, das in internationalen Handels- 
und Investitionsabkommen festgehalten und 
durch private Schiedsgerichte durchgesetzt 
wird. Das Buch kumuliert in der These, dass 
die privat kontrollierte Kodierung von Ver-
mögen in Kapital nicht nur zentral für die 
Reproduktion von Ungleichheit ist, sondern 
auch zur „schleichenden Erosion der Legiti-
mität von Staaten“ beiträgt.

Institutionen, das Kapital und der Staat 

Theoretisch bedient sich Pistors Buch immer 
wieder am „legal institutionalism“, vertreten 
etwa durch Geoffrey Hodgson (2015), der die 
zentrale Rolle des Rechts für die Genese und 
Evolution des Kapitalismus betont. Darü-
ber hinaus scheut sich Pistor auch nicht vor 
grundsätzlichen Diskussionen über das We-
sen des Kapitals und bezieht sich dabei auch 

auf Vertreter der institutionellen Ökonomie 
wie Thorstein Veblen oder John R. Commons. 
In der orthodoxen Ökonomie wird Kapital 
auf einen materiellen Produktionsfaktor 
reduziert, während institutionelle und so-
ziale Verhältnisse aus dem Blick geraten. Im 
Gegensatz dazu definiert Pastor Kapital als 
„rechtliche Qualität“ (32), ein Zugang, der gro-
ßes Potenzial für die Ungleichheitsforschung 
hat. Ihre Analyse des Kapitalismus ausge-
hend von der Institution des Rechts kontras-
tiert die Autorin immer wieder mit orthodo-
xen und marxistischen Ansätzen, die in ihrer 
Rezeption allerdings etwas vereinfacht und 
verkürzt dargestellt werden. 

Im Zentrum des Buches steht immer wieder 
die Diagnose, dass vor allem zwei Rechts-
systeme wesentlich, weil vorteilhaft, für die 
Kodierung des Kapitals seien: Das englische 
Common-Law auf der einen Seite und das 
Rechtssystem des Bundesstaats New York auf 
der anderen. Die beeindruckende Dominanz 
dieser beiden Rechtssysteme deutet auch auf 
ein massives internationales Regulierungs-
defizit hin. 

Zu kritisieren ist Pistors Konzeption des Staa-
tes, der wiederholt als einzelner, monolithi-
scher Akteur beschrieben wird. Das verwun-
dert insofern, als im „legal institutionalism“ 
und allgemein in der kritischen Sozialfor-
schung durchaus ein differenzierteres Staats-
verständnis vorherrscht. Beispielsweise be-
tont Krippner (2011) die komplexe Rolle des 
Staates im finanzialisierten Kapitalismus, die 
mit verschiedenen und oftmals widersprüch-
lichen Interessen innerhalb des Staatsappa-
rates zusammenhängt. Darüber hinaus wir-
ken manche historische Beispiele selektiv, 
und hin und wieder erhält man den Eindruck, 
dass Pistors These des Rechts als fundamenta-
ler Treiber der Ungleichheit als Ganzes doch 
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recht eindimensional bleibt. Wünschenswert 
wäre hier eine Einordnung der Bedeutung 
des Rechts und dessen Zusammenhang mit 
anderen zentralen kapitalistischen Dynami-
ken und Institutionen gewesen, wie etwa der 
Konkurrenz, dem technischen Wandel, fal-
lenden Profitraten oder allgemeinen Klassen-
verhältnissen.

Das Recht in den kritischen 
Sozialwissenschaften

Man kann den Sozialwissenschaften durch-
aus vorwerfen, die Wirkmächtigkeit des 
Rechts in der wissenschaftlichen Analyse 
des Kapitalismus für lange Zeit sträflich ver-

nachlässigt zu haben. Pistors Buch trägt dazu 
bei, die Rolle des Rechts wieder in den Mittel-
punkt kritischer Forschung zu stellen. Auch 
wenn „Der Code des Kapitals“ manchmal ein 
wenig eindimensional und reduktionistisch 
wirkt, so bietet es doch eine erhellende Per-
spektive auf die zentrale Rolle des Rechts in 
der Reproduktion von Ungleicheit, der vor 
diesem Buch wohl zu wenig Aufmerksamkeit 
zuteil wurde. Alleine dafür lohnt sich die Lek-
türe! 
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Sollen und Sein der Arbeitswelt

Barbara Prainsack beginnt ihr Buch mit einer 
kritischen Betrachtung der gegenwärtigen 
gesellschaftlichen Organisation von Arbeit: 
„Viele der am schlechtesten oder gar nicht 
bezahlten Tätigkeiten gehören zu den gesell-
schaftlich wertvollsten […].“ Gemeint sind 

damit zum einen jene unbezahlten Tätigkei-
ten der Reproduktions- und Sorgearbeit, die 
großteils von Frauen verrichtet werden, zum 
anderen aber auch Erwerbsarbeit in Berei-
chen, die schlecht bezahlt sind und deren sozi-
ales Prestige unterirdisch ist – jene Jobs also, 
„die [zumindest unter den gegenwärtigen Be-
dingungen] niemand machen will – und die 
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nur deshalb getan werden, weil Menschen 
ein Einkommen brauchen“. Am anderen Ende 
der Einkommensskala wiederum haben Vor-
stände großer börsennotierter österreichi-
scher Unternehmen im Jahr 2021 innerhalb 
von fünf Tagen das Einkommen eines:einer 
durchschnittlichen Arbeitnehmers:Arbeit-
nehmerin verdient.

Die Autorin wendet sich dann der Frage zu, 
ob sich diese enormen Einkommensunter-
schiede rechtfertigen lassen. Sie kommt zum 
Schluss, dass ein Mehr an Verantwortung, 
an Stress über die unmittelbare Arbeitszeit 
hinaus und an Ausbildungskosten zwar (ge-
ringe) Unterschiede begründen könne. Doch 
lasse sich damit nicht rechtfertigen, dass ein 
durchschnittlicher Manager eines mittelstän-
dischen deutschen Unternehmens in etwa 
dreimal so viel wie eine Elementarpädagogin 
verdiene. Bliebe als Kriterium noch übrig, 
dass man für manche Jobs außergewöhnli-
che Talente benötige: „Eine Konzertpianistin, 
eine Spitzensportlerin oder ein Schauspieler 
[vielleicht auch eine Top-Managerin] kann 
nicht jeder werden. Solche Fähigkeiten kann 
man nicht einfach lernen.“ Doch ist es fair, 
Menschen für angeborene Talente zu beloh-
nen? Und sind es nicht auch die Umstände, 
die dafür sorgen, dass sich bestimmte Talen-
te verwerten lassen? Dass die Arbeit dieser 
Menschen so viel mehr wert sei, liege schließ-
lich auch an den „ökonomischen Prozessen 
der Wertschöpfung, in die diese Berufe ein-
gebettet sind.“ Es handle sich also „um eine 
Mischung aus Begabung, harter Arbeit und 
Glück, zur richtigen Zeit am richtigen Ort ge-
wesen zu sein“. Was Barbara Prainsack hier 
mit anderen Begriffen beschreibt, meint im 
Wesentlichen, dass Spitzenverdiener:innen 
deshalb mehr erhalten, weil sie in der Lage 
sind, eine Tätigkeit mit einem höheren Grenz-
produkt auszuüben, und dass dieses Grenz-

produkt durch die historischen Umstände 
definiert wird. Wer nicht durch neoklassi-
sches Training unwiderruflich abgestumpft 
ist, wird ihr Urteil teilen, dass weder das Ta-
lent noch die historischen Umstände ein Ver-
dienst eigener Leistung sind. Denn dass je-
mand durch sie eine gewisse Marktmacht 
erhält, ist ebenso wie das ererbte Vermögen 
Resultat einer Geburtslotterie.

Offen bleibt im Buch allerdings die Frage, ob 
es denn überhaupt der Wahrheit entspricht, 
dass jede:r nach seinem:ihrem marginalen 
Beitrag zur Wertschöpfung entlohnt wird. 
Betrachtet man einen beliebigen Betrieb, gibt 
es zwar Möglichkeiten, die von ihm erzielte 
Wertschöpfung zu beziffern (vor allem dann, 
wenn sie auf dem Markt verkauft wird). Doch 
wer soll entscheiden, wie hoch der Anteil des 
Managers, der durchschnittlichen Angestell-
ten oder der Reinigungskraft am Betriebser-
gebnis war? Es wird schlussendlich die Ver-
handlungsmacht der jeweiligen Gruppe sein, 
die ihren Reallohn bestimmt. Ein hoher Grad 
an gewerkschaftlicher Organisation wird ihn 
hoch, die rechtliche Zulässigkeit von Leih-
arbeit oder gar von im Buch angesproche-
nen Null-Stunden-Verträgen wird ihn nied-
rig halten. Was im Buch über technologische 
Arbeitslosigkeit gesagt wird, kann man auch 
über die personelle wie über die funktionel-
le Einkommensverteilung sagen: Sie hängt in 
erster Linie nicht von der Produktionstech-
nik, sondern von politischen Rahmenbedin-
gungen ab.

Gute Diagnose, fragwürdige Therapie

Im dritten und letzten Kapitel des Buches 
stellt sich Barbara Prainsack schließlich die 
Frage, wie politische Rahmenbedingungen 
geschaffen werden können, die sicherstellen, 
dass niemand in äußerster Not dazu gezwun-
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gen wird, unter unwürdigen Bedingungen 
zu arbeiten. Sie setzt dabei auf ein einziges 
Mittel, nämlich auf die Einführung eines be-
dingungslosen Grundeinkommens (BGE). 
Dieses müsse eine existenzsichernde Höhe 
haben. Prainsack denkt dabei an die Armuts-
gefährdungsgrenze von 60 % des Medianein-
kommens, welche in Österreich gegenwärtig 
bei rund 1.400 Euro pro Monat liegt. Damit 
wären Arbeitslose in die Lage versetzt, „ihre 
Energien darauf zu verwenden, wie sie gut le-
ben und arbeiten können – und sich eventuell 
auch umschulen [zu] lassen, anstatt sinnlose 
Bewerbungen zu schreiben, nur um das Ar-
beitslosengeld nicht zu verlieren“.

Niemand wird in Abrede stellen, dass ein BGE 
Druck von Arbeitsuchenden nehmen würde. 
Doch die im Buch behauptete leichte Finan-
zierbarkeit eines BGE ist so nicht gegeben. 
Wenn im Buch die zusätzlichen Kosten für 
ein vom Verein „Generation Grundeinkom-
men“ vorgelegtes BGE-Modell mit maximal 28 
Mrd. Euro beziffert werden, gilt es festzuhal-
ten, dass dieses Modell wenig mit Prainsacks 
eigenen Vorstellungen von einem existenz-
sichernden BGE gemein hat. Schließlich wer-
den für Erwachsene bloß 1.000 Euro monat-
liches Grundeinkommen veranschlagt und 
für Kinder die Hälfte. Nimmt man hingegen 
Prainsacks 1.400 Euro (für Kinder wiederum 
die Hälfte) als Maßstab und unterstellt man, 
dass das BGE sämtliche Geldleistungen un-
ter den öffentlichen Sozialausgaben ersetzen 
würde, dann hätte sich für 2021 ein Mehrbe-
darf von rund 48 Mrd. Euro (oder umgerech-
net 12 % des BIP) ergeben.1 Will man all jene, 
die bisher eine Pension über 1.400 Euro erhal-
ten, für ihre Verluste entschädigen, würden 
die Mehrkosten noch mal beträchtlich stei-
gen.

1	 Quelle: Statistik Austria; eigene Berechnungen.

Selbst wenn man wüsste, ob am Ende des Ta-
ges Kapitalbesitzer:innen, besser verdienen-
de Arbeitnehmer:innen oder (wie von „Ge-
neration Grundeinkommen“ vorgeschlagen) 
alle Konsument:innen die Mehrkosten stem-
men, lässt sich in Wahrheit einfach nicht se-
riös sagen, welche Verhaltenseffekte ein der-
artiger Eingriff in die Abgabenquote hätte. 
Insofern ist die Einführung eines Grundein-
kommens kein risikoloser Schritt. Sicher ist 
nur, dass manche schlussendlich mehr und 
manche weniger Einkommen zur Verfügung 
hätten – und dass jede:r merken würde, zu 
welcher Gruppe er:sie gehört. Der von der 
Autorin erhoffte solidaritätsstiftende Effekt 
wird also vermutlich ausbleiben. Und eben-
so wenig sollte man sich drauf verlassen, dass 
die Stigmatisierung jener, die ausschließlich 
vom BGE leben, automatisch endet.

Fazit

Ein progressiv gestaltetes Grundeinkommen, 
das nicht in Summe einen Sozialstaatsabbau 
darstellt, ist eine teure Angelegenheit mit un-
gewissem Ausgang. Angesichts der bestehen-
den gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse ist 
eine Einführung nur schwer vorstellbar, es 
besteht sogar die berechtigte Sorge, dass un-
ter dem Deckmantel „Grundeinkommen“ in 
Wahrheit Sozialstaatsabbau betrieben wer-
den würde. Insofern stellt sich die Frage, ob 
es nicht sinnvoller ist, für den Ausbau des be-
stehenden sozialen Netzes einzutreten und es 
um wichtige Elemente, wie etwa eine Jobga-
rantie für Langzeitarbeitslose, zu ergänzen. 
Auch lässt das Grundeinkommen (und leider 
auch das Buch) die Frage nach einer Demo-
kratisierung der Arbeitswelt großteils unbe-
rührt.
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Bereits das Cover – mit markantem Titel und 
einem Blitz, der bildlich aus einer Wolke, also 
von „oben“, Richtung Erde, somit nach „un-
ten“, zielt – gibt gut die inhaltliche Ausrich-
tung des Buches vor: Rhetorische, aber letzt-
lich oft auch ökonomisch spürbare Angriffe 
von politischen oder wirtschaftlichen „Eliten“ 
auf die „Vielen“ werden auf knapp 270 Seiten 
peu à peu beschrieben und dekonstruiert. 

Der großzügige Umfang der Publikation und 
die rund 130 grafischen Aufbereitungen be-
eindrucken und machen die Texte gut nach-
vollziehbar. Jedes Themengebiet enthält in 
der Regel vier Teile: eine empirische Einord-
nung, eine Zusammenfassung der Zahlen, 
Daten und Fakten, eine Diskursanalyse und 
schließlich ein Verzeichnis von Quellen, die 
für die Aufbereitung dienlich sind.
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Arbeitszeit

Im ersten Kapitel wird mit Ländervergleichen 
und ausgewählten Zeitreihen, u. a. zur Vertei-
lung der Arbeitszeit zwischen den Geschlech-
tern, auf den Umstand hingewiesen, dass in 
Österreich eher zu viel – oft auch unbezahlt 
– gearbeitet wird als zu wenig. Damit wird 
bereits ein erster wichtiger Kontrapunkt zu 
– für die Arbeitnehmer:innen unvorteilhaf-
ten – Darstellungen seitens der Lobby der 
Industrie und der Unternehmen in diesem 
Bereich gesetzt. Dass durch die Einführung 
des 12-Stunden-Tages bzw. der 60-Stunden-
Woche im September 2018 viele Schranken 
Richtung Entgrenzung der Arbeit und Über-
beanspruchung gefallen sind und wichtige 
Initiativen zur Einführung von innovativen 
Arbeitszeitmodellen damit unterbunden 
wurden, sind weitere zentrale Ergebnisse der 
Ausführungen. Vom „Freiheitsversprechen“ 
vor der Ausweitung der Höchstarbeitsgren-
zen ist nichts weiter geblieben als enorme Be-
lastungen für die Arbeitnehmer:innen und 
eine substanzielle Verschlechterung der Ar-
beitsbedingungen.

Arbeitslosigkeit

Wie sehr das ökonomisch und gesellschaft-
lich relevante Ziel der Vollbeschäftigung aus 
dem Blickfeld der politisch Verantwortlichen 
– bei neoliberalen Regierungsvertreter:in-
nen z. T. ja bewusst – verschwunden ist, wird 
im zweiten Kapitel beschrieben. Dass struk-
turelle Probleme auf dem Arbeitsmarkt nun-
mehr der individuellen Ebene zugeschrieben 
werden – nach dem Motto „Wer arbeitslos ist, 
ist doch selbst schuld“ – wird mit diskursi-
ven Verschiebungen und Einschnitten in den 
Arbeitslosenversicherungssystemen v.  a. in 
Deutschland und Österreich beschrieben.

Armut

Analog zur Arbeitslosigkeit werden auch die 
Ursachen für Armut im aktuellen politischen 
Diskurs kaum strukturell diskutiert, viel-
mehr wird auch im Bereich der Armut(sge-
fährdung) die kollektive Verantwortung oft 
negiert bzw. kleingeredet. Dass der Sozial-
staat einen wesentlichen Teil der Armut ab-
federn kann, ist eine wichtige Erkenntnis. 
Gleichzeitig werden der teilweise Rückzug 
des Staates und damit die Unterversorgung 
von Gruppen, die es ohnedies schwer haben 
– wie z. B. Alleinerziehende oder Langzeitbe-
schäftigungslose –, kritisch angemerkt. Dass 
das Konzept von „Charity“ kein Ersatz für so-
ziale Rechte ist, wird verständlich herausge-
arbeitet.

Bildung

Trotz der insgesamt stattfindenden „Bil-
dungsexpansion“ sind viele Defizite im Be-
reich der Aus- und Weiterbildung unver-
ändert augenscheinlich: Für Österreich 
charakteristisch bleiben die hohe Bildungs-
vererbung, Nachteile für Kinder mit Migra-
tionsbiografie, Ungerechtigkeiten beim Über-
tritt von der Grundschule ins Gymnasium, 
mangelnde flächendeckende Angebote an 
(ganztägigen) Bildungseinrichtungen u. v. m. 
Die viel beschworene soziale Mobilität stößt 
im Alltag somit schnell an ihre Grenzen, und 
sie ist scheinbar auch unerwünscht, würde 
sie doch gesellschaftliche und sozioökonomi-
sche Rollenzuschreibungen aufbrechen. 

Einkommen

In diesem Kapitel wird ganz besonders auf 
den Lohndruck als gewichtiges Instrument 
der Arbeitgeber:innen-Lobby eingegangen, 
den sie laufend – also konjunkturunabhängig 
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– einsetzt und mit „Studien“ ihrer installier-
ten Thinktanks flankieren lässt. Analytisch 
wird hier auch auf die wichtigsten Trends 
und Entwicklungen relevanter Kennzahlen 
bzw. zentraler Determinanten der Lohnbil-
dung eingegangen – u.  a. Bruttoeinkommen, 
Gender-Pay-Gap, Produktivität, kollektiv-
vertragliche Abdeckung, Anteil des Niedrig-
lohnsektors. Dass „harte Arbeit“ nicht „reich“ 
macht, sollte als Befund nicht überraschen. 
Wichtig erscheint letztlich auch das Sichtbar-
machen des Zynismus in Diskursen, in denen 
die Arbeitslosenunterstützung in Österreich 
im Vergleich zur Lohnarbeit als zu großzügig 
dargestellt wird. „Abstand“ wollen die Inte-
ressenvertretungen der Arbeitgeber:innen-
Seite demnach zwischen Erwerbseinkommen 
und Sozialtransfers – im Sinne von „Leistung 
muss sich lohnen“ – nicht etwa durch subs-
tanziell höhere Einkommen herstellen, son-
dern vielmehr über die Kürzung von Trans-
fers. 

Gesundheit

In Kapitel sechs geht es um das hohe Gut der 
Gesundheit und die institutionellen bzw. fis-
kalischen Rahmenbedingungen der Gesund-
heitsversorgung. In der Corona-Pandemie 
sind sowohl die Stärken als auch die Schwä-
chen im System besonders zutage getreten. 
Der breiten öffentlichen Absicherung von 
Gesundheitsrisiken stehen Versorgungseng-
pässe und widrige Arbeitsbedingungen im 
Gesundheits- und Pflegebereich selbst gegen-
über, die wiederum zu einer (quantitativen 
und qualitativen) Einschränkung der Versor-
gungsleistungen führen. In der Arbeitswelt 
sind – natürlich abhängig von den Branchen 
und der jeweiligen Unternehmenskultur – 
mitunter hoher Arbeitsdruck und völlig zu 
kurz greifende appellative Forderungen nach 
individualisierter Verhaltensprävention all-

täglich. Viel gesundheitliches – psychisches 
und physisches – Leid wäre jedenfalls (leicht) 
vermeidbar. Die „Privatisierung“ dieses 
Leids, der Schmerzen bzw. des Gesundheits-
risikos insgesamt wird entsprechend kritisch 
verhandelt.

Klima

Über knapp 20 Seiten spannt sich ein Bogen 
von einem geschichtlichen Rückblick – be-
ginnend mit dem Bericht des Club of Rome –, 
über eine Reflexion zu CO2-Steuern als ver-
meintlichem Allheilmittel und Mobilitäts-
fragen bis hin zu Perspektiven für den sozial-
ökologischen Umbau von Gesamtwirtschaft 
und Gesellschaft. Diskursiv besonders span-
nend erscheint auch hier die Ablenkung von 
zentralen Klassenfragen durch eine erneute 
„Individualisierung“ der Debatte, die u. a. mit 
„Verzichts-Appellen“ für die Vielen arbeitet 
und damit absichtlich Widerstand gegen die 
nötigen Veränderungen sät.

Pensionen

Bereits die analytische Zuspitzung in der ers-
ten Überschrift dieses Kapitels – „Umlage 
statt Anlage“ – beeindruckt und gibt die Stoß-
richtung der Aufbereitungen vor. Mit beein-
druckend vielen Grafiken und Darstellungen 
wird sowohl auf die gesicherte Finanzierbar-
keit der Pensionen – siehe Langfristprojek-
tionen in Abhängigkeit unterschiedlicher 
Beschäftigungsszenarien – eingegangen als 
auch auf Schwächen der sozialen Absiche-
rung im Alter insbesondere für Frauen, aber 
auch auf die strukturellen Schwächen priva-
ter Formen der „Alterssicherung“. Die Aus-
führungen darüber, wie sehr auch autoritä-
re Familienbilder die Debatte prägen und wie 
ein Generationenkonflikt konstruiert wird, 
machen dieses Kapitel besonders lesenswert.
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Wohnen

Die über die letzten zwei Jahrzehnte beobacht-
bare Dynamik von Immobilienpreisen und 
Mietkosten macht politische Aussagen, wo-
nach Wohneigentum die beste Altersvorsor-
ge sei, zu einem besonders zynischen Zugang. 
Die moderate Einkommensentwicklung und 
die Beschränkungen bei der Kreditgewäh-
rung machen den Eigentumserwerb in den 
meisten Fällen und (Jung-)Familienkonstella-
tionen – außer es gibt Erbschaften – unmög-
lich. Damit hat sich das Wohnen von einem 
Grundbedürfnis zum Luxusgut entwickelt.

Reichtum

Beim Reichtum gibt es keine Mittelschicht. 
Dieser Befund ist für Österreich besonders 
augenscheinlich, da die untere Hälfte der 
Haushalte nur 3  % der Vermögen besitzt, 
während rund die Hälfte der Vermögen den 
oberen 5–10  % zuzuordnen ist. Angesichts 

dieser empirischen Befunde erscheint die 
notwendige Debatte zu Vermögen- bzw. Erb-
schaftsteuern völlig fehlgeleitet zu verlaufen. 
Dass die hohe Vermögenskonzentration auch 
demokratiepolitisch bedenklich ist – siehe 
machtpolitische Zuwendungen an Parteien, 
Beeinflussung der veröffentlichten Meinung, 
Etablierung von „Thinktanks“ zum Erhalt des 
Status quo –, sollte als alarmierend wahrge-
nommen werden.

Fazit

Um sprachlich an das zehnte Kapitel gut an-
zuschließen: Dieses Buch ist „reich“ an Empi-
rie und macht nach dem Aufdecken der vielen 
verächtlichen Debattenstränge – im Sinne ei-
nes „Klassenkampfes von oben“ – schlichtweg 
nachdenklich und regt zur weiteren Reflexion 
darüber an, wie eine progressive Weiterent-
wicklung – trotz widriger machtpolitischer 
Voraussetzungen – gelingen kann.
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Die Cambridge-Kapitalkontroversen („CCC“) 
sind nicht vorbei. Die Auseinandersetzung 
über die Natur des Kapitalstocks zwischen 

den Neoklassiker:innen rund um Samuelson 
in Cambridge (USA) auf der einen und der 
Gruppe von Postkeynesianer:innen und Neo-
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ricardianer:innen in Cambridge (UK) auf der 
anderen Seite zog sich durch die 1950er- und 
1960er-Jahre. In seinem Buch zeigt Lefteris 
Tsoulfidis, selbst Vertreter einer marxisti-
schen Verwendung von Sraffas neoricardia-
nischer Methode, dass die Kapitalkontrover-
sen auch heute noch relevant sind. Darüber 
hinaus argumentiert Tsoulfidis, dass entspre-
chende Produktions- und Kapitalmodelle hel-
fen, Fragen von Verteilung und technologi-
schem Fortschritt zu klären. Angesichts der 
brennenden Fragen von Inflation, ökologi-
scher Transformation und ungleicher Vertei-
lung könnte diese Nützlichkeit der Modelle 
eine Neuentdeckung der klassischen politi-
schen Ökonomie begründen.

Tsoulfidis’ Buch ist eine ausgezeichnete Ein-
führung in die Phasen und Fraktionen der 
Kapitalkontroversen bis in die späten 2010er-
Jahre. Der Autor ist sorgfältig und bemüht, 
die Beiträge nicht nur als Serie von Einzelde-
batten zu verstehen, sondern ihre jeweilige 
Positionierung zum heute dominanten neo-
klassischen Mainstream darzustellen. Gleich 
zu Beginn ordnet er zum Beispiel Sraffas 
wegweisendes „Production of Commodities 
by Means of Commodities“ ein: „Sraffa (1960) 
challenged the neoclassical principle that the 
prices of production depend directly on their 
relative scarcities.“

Wissenschaftsgeschichte und 
Wissenschaftsgegenwart

In der Kapitalkontroverse positionierten 
sich mehrere Denkschulen außerhalb der 
neoklassischen Lehre gemeinsam hinter den 
Cambridge-Analysen, was bestimmt auch 
durch die heterodoxe Zusammensetzung des 
englischen Instituts möglich wurde. Grob 
kann man Sraffas Beitrag als Neoricardianis-
mus und Robinsons Arbeiten als postkeyne-

sianisch einordnen. Von Tsoulfidis werden 
diese neoricardianischen, marxistischen und 
frühen postkeynesianischen Analysen mit 
dem Überbegriff „klassische politische Öko-
nomie“ bezeichnet.

„Capital Theory and Political Economy“ bie-
tet einen ausgezeichneten Überblick über 
die Debatten der klassischen Ökonom:innen 
(vor allem Smith, Ricardo und Mills), die Kri-
tik der frühen Neoklassiker:innen (Jevons, 
Menger, Walras und Böhm-Bawerk) um die 
Jahrhundertwende sowie die Cambridge-Ka-
pitalkontroverse zu Beginn der zweiten Jahr-
hunderthälfte. 

Tsoulfidis geht hier über eine Nacherzählung 
und Zusammenfassung der Debattenbeiträ-
ge hinaus. Er argumentiert in der Traditi-
on der klassischen und marxistischen poli-
tischen Ökonom:innen, dass der Charakter 
des Kapitals in kapitalistischen Gesellschaf-
ten zentral ist. Robinson zitierend arbeitet er 
die politische und wissenschaftstheoretische 
Bedeutung der Fragen heraus: „The real dis-
pute is not about the measurement of capital 
but the meaning of capital“ (Robinson 1975, vi, 
deutsch: „Die tatsächliche Auseinanderset-
zung findet nicht über die Messung von Kapi-
tal, sondern über die Bedeutung des Kapitals 
statt“). 

Smiths Kapitalanalyse schreibt der Autor zu, 
dass sie durch die Arbeitsteilung bedingt ist 
und im Umkehrschluss die Arbeitsteilung be-
schreibt. In Ricardos Arbeiten ist die produk-
tive Verwendung von Kapital ursächlich für 
die Erklärung von relativen Preisen und letzt-
lich für die Verteilung des gesellschaftlichen 
Mehrprodukts zwischen Arbeiter:innen und 
Kapitalist:innen. Mill schließlich schreibt 
Tsoulfidis ein technisch-materielles Kapital-
verständnis zu (Kapital als alle erarbeiteten 
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Gegenstände, die weitere produktive Arbeit 
ermöglichen), das zum Ausgangspunkt der 
neoklassischen Auffassung wurde. In Ab-
grenzung davon erklärt das Buch schließlich 
Marx’ Herangehensweise an Kapital als sozia-
les Verhältnis, über das Arbeit geteilt und ihr 
Produkt aufgeteilt wird.

Der wissenschaftsgeschichtliche Überblick 
ist aber nur der Ausgangspunkt der Diskussi-
on. Der Autor gehört zu einer kleinen Grup-
pe von Ökonom:innen, die sich die wachsen-
de Verfügbarkeit von Input-Ouput-Matrizen 
und die wegweisenden Beiträge von Leontief 
(1937) sowie Sraffa (1960) für eine politisch-
ökonomische Analyse der Gesamtwirtschaft 
zunutze macht.

In Aufkommens- und Verwendungstabellen 
werden Güterflüsse zwischen Industriesek-
toren aufgezeichnet. Daraus ergibt sich ein 
ganzheitliches Bild der Flüsse von Vorpro-
dukten und anderen Produktionsinputs zwi-
schen Güter- oder Sektorkategorien. Kombi-
niert mit einer sektoralen Aufzeichnung von 
Lohnkosten, Profiten, Steuern sowie Expor-
ten und Importen errechnen Statistiker:in-
nen in der Tradition von Leontief Flussmat-
rizen zwischen allen Sektoren der Wirtschaft 
(sowie mittlerweile zwischen verschiedenen 
Volkswirtschaften). Eine lineare Transforma-
tion der Input-Output-Flussmatrix, die Leon-
tief-Inverse, bemisst schließlich alle direkten 
Inputs sowie indirekten Inputs in Vorpro-
dukte pro Jahr und Güterklasse oder Sektor.

Empirische Anwendbarkeit von 
klassischer politischer Ökonomie

Der zweite Teil von Tsoulfidis’ Buch ist der 
Verwendung von Input-Output-Tabellen zur 
Klärung grundsätzlicher ökonomischer Zu-
sammenhänge gewidmet. Tsoulfidis arbei-

tet hier in der Tradition seines Doktorvaters 
Anwar Shaikh, der 1984 die Bedeutung der 
sraffianischen Analyse für die marxistische 
Gretchenfrage des Transformationsproblems 
einführte und dessen Student Eduardo Ochoa 
(1989) entsprechende empirische Untersu-
chungen zum Zusammenhang von Löhnen, 
Profiten und Preisen in der US-Ökonomie 
veröffentlichte. Diese empirischen Arbeiten 
nutzen die Vollständigkeit intermediärer Gü-
terflüsse in Input-Output-Tabellen, um die 
direkten und indirekten Arbeitsinputs zu-
sammenzuzählen und sich der marxistischen 
Kategorie des Arbeitswertes anzunähern. 
Die Überlegungen von Ricardo und Marx le-
gen nahe, dass die Summe der direkten und 
indirekten Lohnkosten sowie der durch-
schnittlichen Profitrate das Gravitationszen-
trum von Preisbewegungen darstellen. Die 
Autor:innen verwenden Input-Output-Mat-
rizen mit Löhnen als Numéraire-Gut, um den 
Zusammenhang von Preisen und Arbeitswer-
ten zu überprüfen.

Diese Überlegungen entstanden in einer er-
hitzten Debatte, in der die neoricardiani-
sche Interpretation der Sraffa-Modelle ar-
gumentierte (Steedman 1977; Hodgson 1980), 
ein Rückgriff auf den Arbeitswert wäre eben 
nicht notwendig, um Preisschwankungen zu 
erklären. Tsoulfidis weist den frühen Sraffia-
ner:innen den Versuch zu, aus linearen Pro-
duktionsfunktionen „objektive“ Preise zu 
ermitteln und in die keynesianische Nachfra-
gefunktion einzufügen. Diese empirische De-
batte wird bis heute geführt. 

Die Prüfung eines linearen Zusammenhangs 
zwischen Preisen und Arbeitswerten ist aber 
nur eine Facette dieser Literatur. Metho-
disch setzt die Analyse von Preisen und Ein-
kommensverteilung auf einer höheren Ab-
straktionseben und damit früher innerhalb 
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der Argumentationsketten an. In der klassi-
schen politischen Ökonomie würde der Pro-
duktionspreis in einer kapitalintensiven In-
dustrie mit der Profitrate steigen, in einer 
arbeitsintensiven Industrie fallen. Sraffa 
selbst theoretisiert auch Industrien mit „Re-
gime-Switching“, also nicht linearen Preis-
Profitraten-Kurven. Tsoulfidis prüft diese 
These anhand mehrerer Modelle empirisch 
und führt den:die Leser:in pädagogisch in die 
Input-Output-Methode ein, er weist das Re-
gime-Switching (und damit Sraffas Kritik an 
Ricardo und Marx) aber als empirisch unbe-
gründet zurück.

In den weiteren empirischen Kapiteln wid-
met sich der Autor zunächst Lohn-Profitra-
ten-Kurven. Diese sollen über das Zurückwei-
sen der Kritik an der klassischen politischen 
Ökonomie diese positiv weiterentwickeln 
und die Bedeutung von lohnsparendem tech-
nologischem Fortschritt in der Einkommens-
verteilung zwischen Arbeit und Kapital be-
messen. Schließlich diskutiert Tsoulfidis 
die Bedeutung von Eigenwerten, besonders 
des subdominanten Eigenwertes, und soge-
nannten „Eigenlabors“ für die Herleitung 
von Arbeitswerten, Preis-Profitraten- sowie 
Lohn-Profitraten-Kurven. Das Buch taucht in 
diesem zweiten Teil tief in die mathematische 
Debatte der Matrixeigenschaften ein, ver-
sorgt den:die Leser:in aber mit dem notwen-
digen Verständnis der dahinterliegenden Me-
thode. Dem ausdauernden Teil des Publikums 
helfen auch die konkreten empirischen Bei-
spiele im letzten Kapitel vor der Zusammen-
fassung sehr weiter, abstrakte Konzepte der 
„Eigenzerlegung“ in Linearität oder Nicht-Li-
nearität von ökonomischen Kurven zu über-
setzen und schließlich mit der ökonomischen 
Bedeutung von Kapital im Kapitalismus zu 
verknüpfen.

Für Jung und Alt, aber auch für Lehrende 
genauso wie für Forscher:innen

LefterisTsoulfidis hat mit „Capital Theory and 
Political Economy“ eine pädagogische Ein-
führung in einen großen Teil seiner wissen-
schaftlichen Arbeit vorgelegt. Er verknüpft 
eine wissenschaftsgeschichtliche Einführung 
in die Kapitalkontroversen mit einer theo-
retischen Begründung ihrer Bedeutung, um 
anschließend tief in die mathematische und 
statistische Interpretation von Produktions-
matrizen einzutauchen.

Während der Autor die Seiten der Debatte ge-
wissenhaft wiedergibt, stellt er vor allem die 
Autor:innen seiner eigenen Tradition vor, 
der Literaturüberblick gibt keine vollständi-
ge Zeitabfolge der Debatten und Unterdebat-
ten wieder, sondern leitet seine empirische 
Methode her. Wo Tsoulfidis großzügig zitiert, 
unterstreicht er die Vielseitigkeit der klassi-
schen politischen Ökonomie von Produkti-
onsmatrizen, die Interpretation kommt aus 
seinem Verständnis und seiner Feder.

„Capital Theory and Political Economy“ ist 
eine gute Einführung in eine spezielle Nische 
der modernen klassischen politischen Ökono-
mie. Ihr konkreter Nutzen für Lehrende liegt 
im schrittweisen Erarbeiten von Hintergrün-
den, Modell und Empirie. Für Forscher:innen 
bietet sie sowohl einen guten Literaturüber-
blick über die Anfänge der Auseinanderset-
zung sowie Ausgangspunkte für eigene For-
schung und Interpretation.
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